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Ob die Käsematsche für
den Biergarten „Obazda“
oder „Obatzter“ heißen
darf, spielt für den Bürger-
meister und seine Vorzim-
merperle keine große Rolle.
Aber sie verrät uns ihr sen-
sationelles Rezept. Seite 15

Pressekonferenz des Bayerischen Städtetags:

Städte leben 
von Mobilität 

„Kommunalpolitiker sind keine Anhänger von Fahrverbo-
ten, denn Städte brauchen freie Zufahrt. Diesel-Fahrverbo-
te wären ein letztes Mittel, um gefährliche Schadstoffemis-
sionen zu reduzieren, falls andere Maßnahmen nicht grei-
fen“, erklärte der Vorsitzende des Bayerischen Städtetags,
Augsburgs Oberbürgermeister Dr. Kurt Gribl, bei einer
Pressekonferenz in München. 

Die Bemühungen um eine ver-
besserte Luftqualität müssen nach
Gribls Ansicht bei den Verursa-
chern ansetzen. Die Städte hätten
nicht die aktuellen Probleme mit
der Luftreinhaltung, wenn die

munen und ihrer Bürger gehen. 
Der Ansatz der Staatsregie-

rung, für eine zügige Verbesse-
rung der Flottenwerte zu sorgen,
ist Gribl zufolge vernünftig: „Vor
allem muss das bewährte Rück-
grat der Mobilität, der öffentliche
Personennahverkehr, gestärkt
werden.“ Der ÖPNV müsse at-
traktiver werden. Dazu gehörten
auch bessere Angebote für Park-
and-Ride und Ride-and-Bike.
Schließlich spiele das Fahrrad in
den Städten eine große Rolle. 

Erneuerung von 
Nutzfahrzeugflotten

Darüber hinaus sei zu klären,
wie die Erneuerung von Nutz-
fahrzeugflotten gefördert werden
kann: „Die Industrie muss emissi-
onsarme Nutzfahrzeuge anbieten.
Die Städte können ihre Fahrzeug-
flotten mit Bussen, Bauhof-Fahr-
zeugen, Müllautos und Kehrma-
schinen nur elektrifizieren oder
auf schadstoffarmen Gasantrieb
umstellen, wenn funktionierende
und bezahlbare Technologien an-
geboten werden.“ Auch die Taxi-
branche und die Paketdienste sei-
en gefragt, ihre Fahrzeuge um-
zurüsten. Bund und Land müs-
sten die Anschaffungskosten bes-
ser fördern.

Für Großstädte wie Nürnberg,
Augsburg, Regensburg, Würz-
burg und Ingolstadt könnten die
von der Bayerischen Staatsregie-
rung angedachten Maßnahmen
nach Gribls Einschätzung genü-
gen, um die EU-Grenzwerte ein-
zuhalten. In München dagegen
werde der Grenzwert auf 25 Pro-
zent der Hauptverkehrsstraßen
überschritten. Zum Vergleich: In
Augsburg liegt dieser Wert bei
nur rund drei Prozent. 

Bund muss 
Rechtsgrundlagen schaffen

Falls sich die bisherige Recht-
sprechung zur Luftreinhaltung
bestätigen sollte, wären stark be-
troffene Städte darauf angewie-
sen, mit einer blauen Umweltpla-
kette ein Handlungsinstrument
zur Differenzierung von Zufahrt-
verboten für luftverschmutzende
Fahrzeuge zu erhalten, erläuterte
der Verbandschef. Nur wenn
emissionsarme Fahrzeuge klar
gekennzeichnet sind, ließen sich
Emissionen über Fahrverbote
stadtverträglich, rechtssicher und
kontrollierbar reduzieren. Hierfür
müsste der Bund eine Rechts-
grundlage schaffen. 

Gribl zufolge bieten die ange-
strebten Maßnahmenbündel der
Staatsregierung gute Ansätze, die
auf Bundesebene fortgeführt wer-
den müssen. „Dies muss im De-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Gemeindetag:

Zeit zum Handeln 
Die von verschiedenen Parteien vorgetragene Absicht, einen
Rechtsanspruch auf einen schulischen Ganztagsplatz zu
verankern, stößt beim Bayerischen Gemeindetag angesichts
fehlender Grundstücke, Schulräume und insbesondere feh-
lender Fachkräfte auf Unverständnis. 

„Ein solcher Rechtsanspruch, der schlicht und einfach wegen
fehlender Räumlichkeiten und fehlender Fachkräfte von der über-
wältigenden Mehrheit der Kommunen nicht umgesetzt werden
kann, würde eine Klagewelle auslösen, die auch zu Schadenser-
satzansprüchen gegenüber den Gemeinden führen könnte“, erläu-
terte Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl. Die Politik sollte
den Eltern schulpflichtiger Kinder nichts versprechen, was die
Kommunen nicht einhalten können. Unredliche Ankündigungen
führten nur zu Politikverdrossenheit und trügen nicht gerade zur
Glaubwürdigkeit von Politikern bei. 

Der Bayerische Gemeindetag fordert zunächst die Erstellung
eines Maßnahmenkatalogs, aus dem hervorgeht, wie sich Bund
und Länder die Lösung der beschriebenen Probleme vorstellen.
Zudem plädiert der Verband für ein Finanzierungskonzept, in dem
geklärt wird, wie Städte und Gemeinden mit Finanzmitteln aus-
gestattet werden, um einen solchen möglichen Rechtsanspruch
auf einen schulischen Ganztagsplatz umzusetzen.  „Wer die Mu-
sik bestellt, hat sie auch zu bezahlen – das gilt auch im Schulbe-
reich!“, betonte Brandl.

Was die Flüchtlingsproblematik anbelangt, appellierte der Ver-
bandschef eindringlich an Bundeskanzlerin Angela Merkel, den
sich bereits abzeichnenden, wieder ansteigenden Zustrom an
Flüchtlingen nach Deutschland zu verhindern. „Italien ist mit der
Aufnahme von täglich mehreren tausend Flüchtlingen, die über
das Mittelmeer kommen, überfordert. Es ist jetzt schon absehbar,
dass letztlich den Flüchtlingen die Weiterreise nach Deutschland
ermöglicht werden wird, beispielsweise durch die Ausstellung
von sogenannten Schengen-Visa.“

Deshalb Brandls Bitte an die Kanzlerin: „Setzen Sie sich inten-
siver als bisher dafür ein, dass die Überfahrt nach Italien aufhört.
Den Schleppern aus Libyen muss endlich das Handwerk gelegt
werden. Flüchtlingsboote müssen zurück nach Libyen gebracht
werden, damit der Anreiz, in solche zu steigen, ein Ende findet.
Ihr Wort hat in Europa Gewicht. Drängen Sie auf entsprechende
Beschlüsse in Brüssel.“

Der Gemeindetagschef wies darauf hin, dass die Aufnahmebe-
reitschaft der Bevölkerung erschöpft ist. Einen erneuten massen-
haften Zustrom wie im Jahr 2015 werden die Gemeinden und
Städte aus seiner Sicht nicht mehr verkraften. „Der Fehler vom
Herbst 2015 darf sich nicht mehr wiederholen. Jetzt ist der Zeit-
punkt zum Handeln. Ein Verdrängen des Problems wegen des
laufenden Wahlkampfs ist unverantwortlich und wird sich mögli-
cherweise später rächen“, unterstrich Brandl. DK

Deutscher Landkreistag:

Jobcenter und
Breitband

Kommunale Jobcenter verfolgen aufgrund umfassender
Organisationsstrukturen eine nachhaltige und vernetzte Ar-
beitsmarktpolitik. Dies verdeutlichte der Deutsche Land-
kreistag im Zusammenhang mit einer jüngst erfolgten Ver-
öffentlichung zurArbeit und den Daten der 104 kommuna-
len Jobcenter. Außerdem hat sich der Verband vor der Pres-
se für eine weitere Intensivierung des Breitbandausbaus
ausgesprochen, wobei der Glasfasertechnologie eine ent-
scheidende Rolle zukomme.  

Durch die starke kommunale
Verankerung, die größeren orga-
nisatorischen Freiheitsgrade so-
wie die Verbindung mit anderen
kommunalen Aufgaben wie etwa
der Kinder- und Jugendhilfe, der
Bildungspolitik, dem Ausländer-
recht oder der Wirtschaftsförde-
rung ist es den Jobcentern laut
Landkreistag möglich, langfristi-
ge Strategien und Konzepte – bei-
spielsweise in Bezug auf die Sen-
kung der Zahl der Geringqualifi-
zierten oder der Schul- und Aus-
bildungsabbrecher – umzusetzen. 

Demokratische Kontrolle
der Verwaltung

Generell könne die Organisati-
on der kommunalen Jobcenter
den örtlichen Gegebenheiten an-
gepasst werden. Dabei bestehe ei-
ne unmittelbare demokratische
Kontrolle der Verwaltung: Vor al-
lem der Kreistag und der gewähl-
te Landrat seien unmittelbar und
vor Ort verantwortlich für die Ar-
beit des Jobcenters.

Eine besondere Stärke der
kommunalen Jobcenter liegt nach
Auffassung des Landkreistags in
der sozialpolitischen Perspektive,
die sie mit Blick auf die Arbeits-
marktintegration jedes einzelnen
Leistungsberechtigten einneh-
men. Dies habe auch mit den or-
ganisatorischen Strukturen zu
tun.

Der Landkreis Meißen etwa
habe den Weg eines kommunalen
Jobcenters vor allem deshalb ein-
geschlagen, weil so Leistungen
aus einer Hand möglich gewor-
den seien. Dies bedeute vor allem
eine intensive(re) persönliche Be-
treuung und bessere arbeitsmarkt-
politische Steuerungsmöglichkei-
ten. Ämterübergreifende Abstim-
mungen z. B. mit dem Jugend-
amt, dem Sozialamt, dem Kreis-
entwicklungsamt, dem Gesund-
heitsamt, der Schulverwaltung
oder aber der örtlichen Agentur
für Arbeit seien auf kurzem Wege

möglich. Bürgerfreundliche Öff-
nungszeiten und eine Servicehot-
line rundeten das Angebot ab.

Kommunale Organisations-
verantwortung

Die kommunalen Jobcenter
sind nicht an Weisungen und
Konzepte der Bundesagentur für
Arbeit gebunden und können des-
halb ihre besonderen Integrati-
onsbemühungen auf bestimmte
Personengruppen konzentrieren,
bei denen die Arbeitsmarktinte-
gration oder die Annäherung an
den Arbeitsmarkt sozialpolitisch
vor Ort besonders wichtig ist.
Durch die relativ großen Frei-
heitsgrade und die kommunale
Organisationsverantwortung für
die Verwaltungsstrukturen sei es
möglich, angepasste Lösungen in
Anbetracht der regionalen Gege-
benheiten zu schaffen und die ei-
gene Organisation ständig zu ver-
bessern.

Dass die Optimierung der eige-
nen Organisationsstrukturen als

(Fortsetzung auf Seite 4)

Hersteller tatsächlich die niedri-
gen Abgaswerte einhalten wür-
den, die in ihren Prospekten für
die Automodelle angegeben sind. 

Schadstoffausstoß 
reduzieren

Wie der Vorsitzende ausführte,
sei der Schutz der Bewohner vor
Schadstoffen ein elementares Ziel.
Letztlich aber würden die Städte
mit dem Problem allein gelassen.
Es sei Aufgabe der Automobil-
hersteller, den Schadstoffausstoß
von Fahrzeugen zu reduzieren.
Sie müssten Diesel-Fahrzeuge
kostenfrei für die Autobesitzer so
nachrüsten, dass die versproche-
nen Grenzwerte bei Schadstoffen
eingehalten werden. Versäumnis-
se der Automobilindustrie dürf-
ten nicht zu Lasten der Kom-

Der Drache lebt!
Festspielsommer im Freistaat. Landauf, landab animieren die
bayerischen Städte und Gemeinden ihre Bürgerinnen und Bürger
sowie die angereisten Gäste zum Mitfeiern bei unterschiedlichsten
Freilandandfesten. Egal, ob ambitioniert, edel und teuer oder
aber lustig, spaßig, verjazzt oder ganz im Stil gelebten Brauch-
tums: Spannend solls sein und Vergnügen bereiten. 
Unsere Aufnahme zeigt den Drachen des Further Drachenstichs.
Dieses aktionsreiche Volksschauspiel unweit der böhmischen
Grenze geht auf eine über 500-jährige Geschichte zurück. Haupt-
darsteller ist traditionell ein Feuer speiender Drache, der in seiner
neuesten Version mit fast fünf Metern Höhe und über 15 Metern
Länge beeindruckende Dimensionen erreicht und in diesem Jahr
noch bis zum 20. August zum Leben erweckt wird.
Das High-Tech-Ungeheuer ist der größte Lauf-Roboter der Welt,
mit hochmodernem und hochkompliziertem elektronischem In-
nenleben und vielen eingebauten Spezialeffekten. Er hat es sogar
ins „Guinness-Buch der Rekorde“ geschafft. Mehr Informatio-
nen: www.drachenstich.de. Text/Bild: obx

Dr. Kurt Gribl. 
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Bürgermeister Jürgen Götz
97209 Veitshöchheim

am 11.8.
Bürgermeister Ulrich Roth

92703 Krummennaab
am 12.8.

Bürgermeister Lothar Zachmann
97497 Dingolshausen

am 12.9.
Bürgermeisterin Uta Wüst

82166 Gräfelfing
am 13.9.

Oberbürgermeister
Thomas Kiechle
87435 Kempten

am 19.8.
Bürgermeister Roland Kempfle

89349 Burtenbach
am 30.8.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Wagner

86564 Brunnen
am 11.9.

Bürgermeister Thomas Wörz
89362 Offingen

am 13.9.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister

Tobias Eschenbacher
85350 Freising

am 1.9.
Bürgermeisterin

Susanne Schewetzky
86498 Kettershausen

am 5.9.

ZUM 30. GEBURTSTAG
Bürgermeister Martin Pichler

94513 Schönberg
am 18.8.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Michael Holzinger
86657 Bissingen

am 23.8.
Bürgermeister Franz Birkl

92284 Poppenricht
am 25.8.

Bürgermeister Simon Oberhofer
85459 Berglern

am 25.8.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Schmid

93474 Arrach-Haibühl
am 7.9.

Bürgermeister
Martin Schregelmann

92694 Etzenricht
am 10.9.

Bürgermeister Wilfried Cramer
91802 Meinheim

am 11.9.
Bürgermeister

Franz Schnitzenbaumer
83727 Schliersee

am 12.8.
Bürgermeister Volker Herzog

91247 Vorra
am 29.8.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Guntram Vogelsgesang
86978 Hohenfurch

am 8.9.
Bürgermeister Jürgen Geier

91601 Dombühl
am 10.8.

Bürgermeister Frank Dreyer
95163 Weißenstadt

am 10.9.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Verfassungsschutzinformationen für das erste Halbjahr 2017 :

Mit aller Macht des Rechtsstaats
In allen extremistischen Phänomenbereichen nimmt die Konfron-
tationsbereitschaft zu. Das ist das Fazit, das Bayerns Innenmini-
ster Joachim Herrmann bei der Vorstellung der Verfassungs-
schutzinformationen für das erste Halbjahr 2017 gezogen hat.

Herrmann konstatiert in seinem
Bericht, dass die Bedrohungsla-
gen durch gewalttätigen Extre-
mismus und Terrorismus jegli-
cher Art auch in diesem Zeitraum
nicht geringer geworden seien.
„Im Gegenteil: Deutschland und
Europa sind weiterhin im Fokus
von Demokratiefeinden religiöser
oder weltanschaulicher Ausrich-
tung.“ Sie alle würde das Ziel ei-
nen, mit allen Mitteln ihre verach-
tenswerten Ideologien durchzu-
setzen. „Dabei schrecken sie auch
vor größtmöglichen Schäden für
Bürger, Gesellschaft und Staat bis
hin zu Massenmorden an Un-
schuldigen nicht zurück.“

Linksextremistische Szene:
Neue Eskalationsstufe

Beim G20-Gipfel zu Beginn
dieses Monats „haben massive,
an roher und sinnloser Gewalt
kaum zu übertreffende Ausschrei-
tungen der linksextremistischen
Szene Deutschland und die Welt
erschüttert“, so Herrmann. Meh-
rere hundert durch Fremdeinwir-
kung verletzte Polizeibeamte,
darunter allein 75 aus Bayern so-
wie Sachschäden in Millionen-
höhe seien die schreckliche Hin-
terlassenschaft der blindwütig
agierenden Chaoten. Herrmann
verwies in diesem Zusammen-
hang darauf, dass die linksextre-
mistische Szene monatelang mit
großer Intensität zu Gewaltprote-
sten aufgerufen und umfangrei-
che Aktionspläne geschmiedet
habe. „Wer in gewohnter Manier
jetzt die Schuld für die Eskalation
bei den eingesetzten Polizeikräf-
ten sucht, verleugnet die proble-
matischen Entwicklungen im
Linksextremismus, insbesondere
seine extreme Gewaltbereit-
schaft.“

In Bayern bestimmten insbe-
sondere die postautonomen Grup-
pierungen Interventionistische

Linke Nürnberg und Antifa-NT
München die Aktivitäten der
linksextremistischen Szene. Bun-
desweit kam es bis Anfang Juni
2017 zu 239 Straftaten mit Bezug
zum G20-Gipfel, davon 152 in
Hamburg und 87 im übrigen
Bundesgebiet. Die Staatsanwalt-
schaft Hamburg habe gegen zwei
bayerische Linksextremisten we-
gen des Verdachts des schweren
Landfriedensbruchs und Wider-
stand gegen Vollstreckungsbeam-
te ein Strafverfahren eingeleitet.
Im Nachgang zum Gipfel ver-
sammelten sich Anhänger der or-
ganisierten Autonomie vor der
Nürnberger Jakobswache unter
dem Motto ‘Gegen Polizeigewalt
und Staatsterrorismus’ zu einer
Solidaritätskundgebung mit den
Chaoten in Hamburg. Herrmann

ger gefüllte PET-Flaschen an ei-
nem geschlossenen Fenster im
Erdgeschoss platzierten, nahmen
planvoll und zielgerichtet schwe-
re Personenschäden in Kauf.
„Dies werden wir in Bayern nicht
dulden, sondern mit aller Macht
des Rechtsstaats bekämpfen.“
Das gelte auch für rechtsfreie
Räume wie in Hamburg: „Wir
gehen konsequent gegen Hausbe-
setzer vor.“

Hohe Bedrohung durch den
islamistischen Terrorismus

Auch die Bedrohung durch den
islamistischen Terrorismus ist
nach den Erkenntnissen der 
Verfassungsschützer unverändert
hoch. Für Europa und Deutsch-
land könne noch lange keine Ent-
warnung gegeben werden. Der IS
ruft seine Anhänger verstärkt da-
zu auf, Anschläge in ihren Her-
kunftsländern zu begehen. Neben
der Gefahr durch kampferprobte
islamistische Rückkehrer aus Sy-
rien oder dem Irak dürfen wir
auch die Augen nicht davor ver-
schließen, dass der Zustrom an
Schutzsuchenden auch gezielt da-
zu ausgenutzt werden kann, Ter-
roristen nach Deutschland zu
schleusen. „Deshalb ist eine Ver-
besserung des internationalen Da-
tenaustausches und die zweifels-
freie Feststellung der Identität
von Flüchtlingen unverzichtbar.
Zudem ist nicht auszuschließen,
dass sich Flüchtlinge, die am Ji-
had teilgenommen haben, zum
Sicherheitsrisiko entwickeln kön-
nen, wenn sich ihre Hoffnungen
auf ein neues Leben in Deutsch-
land nicht erfüllen.“

Rechtsextremismus: Jeder
Übergriff ist einer zu viel

Bei den Übergriffen auf Asyl-
bewerber und ihre Unterkünfte
setzt sich der seit März 2016 zu
beobachtende rückläufige Trend
fort. In den ersten Monaten dieses
Jahres wurden insgesamt 14
rechtsextremistisch motivierte
Übergriffe auf Asylbewerberun-
terkünfte und acht rechtsextremi-
stisch motivierte Gewalttaten ge-
gen Asylbewerber registriert. Im
Vorzeitraum wurden mehr als 60
solcher Übergriffe auf Unterkünf-
te und mehr als 20 auf Asylbe-
werber gemeldet. Herrmann: „So
erfreulich dieser Rückgang auch
ist: Jeder Übergriff ist einer zu
viel.“

Mit großer Besorgnis stellt der
Minister fest, dass sich die Struk-
turen der Identitären Bewegung
Deutschland (IBD) in Bayern im
ersten Halbjahr verfestigt haben.
„Die starke Präsenz und Reso-
nanz der IBD in Medien und 
Öffentlichkeit bringt klassisch
rechtsextremistische Strukturen
in Zugzwang: So ist einerseits der
Dritte Weg zwar bemüht, sich die
Taktiken und Strategien der IBD
anzueignen. Andererseits findet
aber auch eine ideologische Ab-
grenzung gegenüber der IBD
statt, in dem dieser unter anderem
ein Mangel an Patriotismus vor-
geworfen wird.“

Kein Anklang 
bei Jugendlichen

Die Zahl der szeneangehörigen
Reichsbürger und Selbstverwalter
in Bayern beläuft sich derzeit auf
3.000 Personen. Nach den Anga-
ben des Ministers kommen je-
doch rund 1.900 Personen, bei
denen die Prüfung noch nicht ab-
geschlossen ist hinzu. Herrmann:
„Mehr als die Hälfte des Perso-
nenpotenzials ist 50 Jahre und äl-
ter. Die Szene findet offensicht-
lich kaum Anklang bei Jugendli-
chen und jüngeren Erwachse-
nen.“ Die bayerischen Sicher-
heitsbehörden gehen konsequent
gegen die Reichsbürgerszene vor:
So stand die Gruppierung ‘Bun-
desstaat Bayern’ nach zwei

Durchsuchungen im Februar und
März am 18. Juli erneut im Focus
der Ermittlungen. „Besonders in-
tensiv widmen wir uns den
Reichsbürgern, die – noch! –
Waffen besitzen.“ 235 Waffenbe-
sitzer seien bislang eindeutig der
Reichsbürgerszene zugeordnet,
bei bisher 209 Fällen Entzugsver-
fahren eingeleitet worden. In 138
Fällen wurden bereits die Wider-
rufsbescheide erlassen.

Neue Dimension 
weltweiter Cyberangriffe 

In den letzten Monaten hat
Deutschland eine neue Dimensi-
on weltweiter Cyberangriffe mit-
erleben müssen. Der Erpres-
sungstrojaner ‘Wanna Cry’hat im
Mai mindestens 90.000 Systeme
in 150 Ländern lahm gelegt. Der
Bayerische Innenminister pro-
gnostizierte, dass die Gefahr von
derart verheerenden Cyberangrif-
fen weiter zunehmen werde. „Die
Cyberangriffe im Vorfeld der Prä-
sidentschaftswahlen in den USA

Staatsminister Joachim Herr-
mann. 

dazu: „Dies ist eine Verhöhnung
der Opfer des Gewaltexzesses –
unter ihnen Kleingewerbetreiben-
de und Rentner.“

Eine neue Eskalationsstufe
sieht Herrmann im Brandan-
schlag auf ein Polizeidienstge-
bäude in Weilheim im Juni. Die
Täter, die mit Brandbeschleuni-

Impulse für die Energiewende vor Ort:

„Bürger meister(n) Energie“
Renergie Allgäu inspiriert Kommunalvertreter
zu nachhaltiger Strom- und Wärmeversorgung 

In die inspirierende Atmosphäre des Klosters Roggenburg lädt
der Verein renergie Allgäu zur zweiten Veranstaltung aus der Rei-
he „Bürger meister(n) Energie“ ein: Am 25. Oktober bekommen
hier Kommunalvertreter aus ganz Bayern anregende Impulse und
wichtige Informationen für eine nachhaltige und effiziente Strom-
und Wärmeversorgung vor Ort. 

Weitere Informationen und Anmeldung zur Veranstaltung im
Kloster Roggenburg (Zentrum für Familie, Umwelt und Kultur,
Klosterstraße 3 in 89297 Roggenburg) bei  renergie Allgäu,
www.renergie-allgaeu.de. Teilnahmegebühr (inklusive Tagungs-
unterlagen und Verpflegung): 130 Euro. 

und in Frankreich zeigen, dass
wir vor allem mit Blick auf die
anstehende Bundestagswahl sehr
wachsam sein müssen.“ Um der
Desinformation durch Fake News
entgegenzuwirken, hat das Baye-
rische Landesamt für Verfas-
sungsschutz im Juli einen Film
vorgestellt, der Tipps gibt, wie

man derartige Versuche der Mei-
nungsmanipulation enttarnen
kann.

Herrmann abschließend: „Es
gilt deswegen, der steigenden
Enthemmung und der Akzeptanz
von Gewalt und Eskalation unter-
schiedslos entschieden entgegen
zu treten.“ 

Führungskräftetagung der Wasserwirtschaft:

Innovative Lösungen 
für Wasser und Abwasser

Kommunalwerkstatt des Bayerischen Gemeindetags zu Gast in Rothenburg o. d. Tauber

Veränderte Rahmenbedingungen stellen die Wasserversorger vor
große Herausforderungen, denen sie mit innovativen und passge-
nauen Lösungen vor Ort begegnen. Bereits zum 47. Mal versam-
melte der Bayerische Gemeindetag die Führungskräfte der
bayerischen Wasserversorgung und Abwasserentsorgung, um
über zentrale bayerische Wasserthemen, aber auch übergeordne-
te Aspekte zu informieren. 

Aktuelle Entwicklungen im
Vollzug des Trinkwasserrechts
präsentierte Dr. Martin Hicke,
Bayerisches Staatsministerium
für Gesundheit und Pflege. Die
Trinkwasserverordnung  müsse
dabei ständig angepasst werden.
Hicke kündigte an, die Gesund-
heitsverwaltung werde sich nun-
mehr sowohl ein Bild über die
bauliche Ausrüstung der Wasser-
werke als auch über die personel-
le Qualifikation des technischen
Personals machen. 

Sinnvolle Regelungen 
im W1000

Für die Gesundheitsverwaltung
machte Hicke deutlich, dass
rechtlich das derzeit in aller Mun-
de befindliche Regelwerk W
1000 in Bayern nicht allgemein
anerkannt sei und deshalb nicht
als Selbstzweck durchgesetzt
werden könne. Gleichwohl ent-
halte das W 1000 inhaltlich sinn-
volle Regelungen, zu deren Ak-
zeptanz sein Ministerium gerne
beitragen will. Werden Schwä-
chen bei Technik oder Personal
festgestellt, so gelte der Besorg-
nisgrundsatz nach dem Infekti-
onsschutzgesetz und die Wasser-
versorger seien gehalten, ihren
Betrieb nach dem technischen
Regelwerk des W 1000 auszu-
richten. Auskünfte zum W 1000
erteile die Gesundheitsverwal-
tung. 

Multisensorenzähler
mit Fernablesung

Mit Blick auf die elektroni-
schen Wasserzähler regte Hicke
die Bezeichnung „Multisensoren-
zähler mit Fernablesung“ an. Sei-
nen Ausführungen zufolge ist die
Strahlung des Funkmoduls um
den Faktor 400 geringer als jene
von Handys. 

Die Haltung des Landesbeauf-
tragten für Datenschutz, Prof. Dr.
Thomas Petri, führt in Bayern
derzeit dazu, dass die von Hicke
als zukunftsweisend beschriebe-
ne Technik der funkauslesbaren
elektronischen Wasserzähler mit
Rechtsunsicherheiten behaftet ist.
Petri zufolge gewährleistet der
Grundrechtsschutz den für eine
Demokratie völlig unverzichtba-
ren Minderheitenschutz. Diesen
im Datenschutz zu gewährleisten,
ist die Aufgabe, die Petri und sei-

ne Mitarbeiter im Staatsgefüge zu
erfüllen haben. 

Grundsätzlich geht es folglich
darum, dass die Bestimmung des
Verarbeitungszwecks von Daten
durch den Gesetzgeber erfolgen
muss. Dies, so Petri, habe er dem
bayerischen Innenministerium
bereits vergangenes Jahr zu ver-
stehen gegeben. Eine Antwort sei
ausgeblieben. Nunmehr werde ei-
ne Regelung geschaffen, die frei-
lich für diejenigen, die die Zähler
längst bestellt hätten und im Ein-
bau begriffen seien, zu spät kom-
me. 

Dr. Juliane Thimet, Stellvertre-
terin des Geschäftsführenden Prä-
sidialmitglieds des Bayerischen
Gemeindetags und Leiterin der
Führungskräftetagung der Was-
serwirtschaft, erläuterte die für
den Freistaat gefundene Über-
gangslösung, die das Staatsminis-
terium des Innern Ende März
über die Landratsämter allen
Wasserversorgern schriftlich zur
Verfügung gestellt hat. Bis ein
Landes- oder Bundesgesetzgeber
eine Rechtsgrundlage in ein Ge-
setz aufgenommen hat, dürfen die
Wasserversorger eine Rechts-
grundlage in ihren Wasserabga-
besatzungen bzw. in ihren Allge-
meinen Geschäftsbedingungen
schaffen. Vorgesehen ist dort ein
sich auf den Datenschutz bezie-
hendes Widerspruchsrecht des in
den Satzungen berechtigten bzw.
verpflichteten Personenkreises
(also insbesondere der Grund-
stückseigentümer). 

Rechtsgrundlage 
für Funkauslesung

Thimet merkte an, dass für eine
Funkauslesung für die Zwecke
der Abrechnung nach Auffassung
des Landesbeauftragten für Da-
tenschutz in Hessen und des Bun-
desbeauftragten für Datenschutz
bereits heute eine Rechtsgrundla-
ge in einer Bundesverordnung,
nämlich in der AVBWasserV, vor-
handen sei; für die Zwecke der
Leckagesuche fehle diese.

Thomas Abel, Geschäftsführer
Wasser/Abwasser beim Verband
Kommunaler Unternehmen, be-
zeichnete die Infrastruktur der
Wasserver- und Abwasserentsor-
gungen als „Schatz unter der
Straße“. Er unterstrich die bun-
desweite Bedeutung des Bench-
marking, das seit 2000 auch eine

politische Dimension erhalten ha-
be. Ziel sei es, die Versorger von
80 Prozent des hierzulande jähr-
lich an die Verbraucher geliefer-
ten Trinkwassers für eine Teilnah-
me zu gewinnen. Dabei gehe es
auch um Transparenz, was immer
auch einen Prozess voraussetzt,
Daten über Kennzahlen ver-
gleichbar zu machen. Mit Blick
auf die Düngeverordnung und
Stoffstrombilanz forderte Abel ei-
ne neue Landwirtschaftspolitik,
die bereit ist, dem Verursacher-
prinzip zum Durchbruch zu ver-
helfen. Wer Kosten etwa durch
Nitrateintrag verursache, müsse
für diese auch aufkommen.

Das Wasser bleibt 
in kommunaler Hand

„Bei uns bleibt Wasser in kom-
munaler Hand!“, machte Bayerns
Umweltministerin Ulrike Scharf
deutlich. Der Staatsregierung sei
die Versorgungssicherheit ein An-
liegen, das beispielsweise durch
ein sogenanntes zweites Stand-
bein jedes Wasserversorgers, also
die Möglichkeit einer Notversor-
gung in einem Krisenfall, zum
Ausdruck kommt. Hier habe die
Wasserversorgungsbilanz 2016
des Freistaats ergeben, dass (nur)
zwei Drittel der Wasserversorger
über zwei unabhängige Versor-
gungsanlagen verfügen. 

Zudem verwies Scharf darauf,
dass nicht zuletzt durch überhöhte
Nitrat- und Güllegaben das
Grundwasser beeinträchtigt wer-
de. Der Gewässerschutz stelle ei-
ne gemeinsame Aufgabe von
Staat, Versorgern und Landwirt-
schaft dar. Auch sei die Kraft der
öffentlichen Meinung bei diesem
Thema nicht zu unterschätzen. Im
Bereich der Abwasserentsorgung
sei wiederum die Sanierung von
öffentlichen Leitungen und priva-
ten Grundstücksentwässerungs-
anlagen von besonderer Bedeu-
tung. 

Den Wert der Abwasserbeseiti-
gung fasste Leitender Ministerial-
rat Erich Englmann vom Bayeri-
schen Staatsministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz wie
folgt zusammen: Sie erhält wenig
Aufmerksamkeit, weil sie gut
funktioniert und Abwasser für
den Nutzer nicht mehr sichtbar
ist. Allein durch die Sanitärhygie-
ne leben Menschen im Schnitt 35
Jahre länger. Von diesen Fort-
schritten nimmt der Bürger laut
Englmann oftmals nur den jährli-
chen Gebührenbescheid wahr.
Abwasserbeseitigung könnte so-
mit durchaus etwas mehr Öffent-
lichkeit vertragen, meinte der Mi-
nisterialrat. DK
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

ein kurzer Blick am Morgen
in die aktuelle Zeitung macht
einem jeden Tag bewusst: Es
ist wieder Wahlkampf! Das
Werben der Parteien und Kan-
didaten um die Stimmen der
Wähler hat begonnen und täg-
lich erreichen uns neue Ver-
sprechen über mehr Leistun-
gen des Staates und weniger
Abgaben des einzelnen Bür-
gers. Die Liste der Vorschläge
ist lang und oft überrascht es
mich, wie innovativ Parteien
sein können, wenn es um die Verteilung eines ver-
meintlichen „Überschusses“ geht.

Als Haushaltspolitiker im Deutschen Bundes-
tag stehe ich einigen dieser Anregungen aufge-

schlossen, anderen eher skeptisch gegenüber.
Hintergrund ist kein eiserner Sparzwang, denn
die Entwicklung der Staatseinnahmen gibt tat-
sächlich Spielraum für eine Entlastung der Bür-
ger. Es sind vielmehr die übertriebenen Vor-
schläge, die mich stutzig machen. 

Auf die Nachfrage von Journalisten, woher
das Geld für die teuren Versprechen kommen
soll, wird meistens auf den „Steuerüberschuss“
bei Bund, Ländern und Kommunen verwiesen.
Doch viele der Vorschläge haben Auswirkungen
auf die kommunalen Haushalte. Die kommunal-

freundliche Haltung der aktuel-
len Bundesregierung darf auch
künftig nicht zu gravierenden
Mindereinnahmen bzw. hohen
Mehrausgaben führen. Hier
muss die Kommunalpolitik auf-
passen, dass sie nicht am Ende
die Leidtragende von teuren
Versprechen ist. 

Es wäre falsch, die momen-
tane Debatte um Steuererleich-
terungen und steigende Staats-
ausgaben als Wahlkampfgetöse
abzuwerten und als Kommu-
nalpolitiker nicht zu reagieren. 

Die Parteien stehen auch in
nächster Zeit erneut zur Wahl

und werden sich an ihren Versprechen messen
lassen müssen. 

Nach der Bundestagswahl 2017 folgen 2018
die Landtags- und Bezirkstagswahl in Bayern,
2019 die Europawahl, 2020 die Kommunalwahl
und im Jahr darauf erneut die Bundestagswahl.
Es wird also nicht nur für die Parteien, sondern
auch für die bayerischen Kommunen eine heiße
Phase werden, denn alle politischen Ebenen tref-
fen Entscheidungen, die Auswirkungen auf die
Kommunalpolitik haben.

Mein Rat lautet daher, die Parteien und in 
erster Linie die Kandidaten vor Ort auf ihre
Kenntnisse in der Kommunalpolitik zu prüfen
und ihnen eventuelle Probleme bei Wahlverspre-
chen mitzuteilen. Nicht selten werden sich gut ge-
meinte Vorschläge als vor Ort kontraproduktive
Ansätze herausstellen. Auch die kommunalen
Spitzenverbände müssen sich in den Zeiten des
Wahlkampfes besonders bemerkbar machen.
Denn nur wer sich frühzeitig und laut zu Wort
meldet, wird später Gehör finden. 

Ihr Alois Rainer, MdB

KolumneGZ Alois Rainer

Keine übertriebenen
Versprechungen zu

Lasten der Kommunen

Denkmalschutzmedaille 2017:

Auszeichnung für fünf Bürgermeister
Gemeinsam mit Generalkonservator Prof. Mathias Pfeil hat Bay-
erns Wissenschaftsminister Dr. Ludwig Spaenle in München an
31 Persönlichkeiten und Institutionen, die sich um Bau- oder Bo-
dendenkmäler im Freistaat verdient gemacht haben, die Denk-
malschutzmedaille 2017 verliehen. Unter den Ausgezeichneten be-
finden sich auch fünf Erste Bürgermeister. 

„Mit ihrem Einsatz helfen die
Preisträgerinnen und Preisträger
ganz wesentlich, die sicht- und
begreifbare Geschichte Bayerns
zu erhalten. Denkmäler sind le-
bendige Zeugen der Geschichte;
sie geben unserer Heimat ihr Ge-
sicht und stiften Identität. Die
Trägerinnen und Träger der
Denkmalschutzmedaille haben
sich mit Kreativität und Ausdauer
um die Denkmäler im Freistaat
verdient gemacht. Die Denkmal-
schutzmedaille würdigt ihren bei-
spielgebenden Einsatz“, unter-
strich Minister Spaenle.

Gemeinschaftswerk 
Denkmalpflege

Generalkonservator Prof. Dipl.-
Ing. Architekt Mathias Pfeil be-
tonte: „Ich bin jedes Jahr aufs
Neue beeindruckt, wie vielfältig
das Engagement der Trägerinnen
und Träger der Denkmalschutz-
medaille ist. Sie zeigen mit ihren
Verdiensten die ganze Bandbreite
der Denkmalpflege – Einzelper-
sonen, Familien und Vereine, die
Denkmäler erhalten, ehrenamt-
lich Engagierte in der Boden-
denkmalpflege, Denkmalvermitt-
lung in den Medien: Es gibt so
viele Möglichkeiten, sich im Be-
reich der Denkmalpflege einzu-
bringen. Denkmalpflege lebt vom
Engagement vieler Begeisterter,
sie ist ein Gemeinschaftswerk –

bei der Verleihung der Denkmal-
schutzmedaille wird das beson-
ders deutlich.“

Instandsetzung 
einer Synagoge

Für die Instandsetzung der ehe-
maligen Synagoge Fellheim (Land-
kreis Unterallgäu) wurden 1. Bür-
germeister Alfred Grözinger und
1. Vorsitzender Christian Herr-
mann für den Förderkreis Syna-
goge Fellheim e. V. ausgezeich-
net. Ursprünglich 1786 erbaut,
war aufgrund erheblicher stati-
scher Schäden bereits 1859 ein
größerer Umbau der ehemaligen
Fellheimer Synagoge unerläss-
lich. Im Zug dieser Arbeiten er-
folgte eine Neugestaltung im ro-
manischen bzw. maurisch-byzan-
tinischen Stil. 

Die Gemeinde ging bei der
vorbildlichen Instandsetzung sehr
sensibel auf die Geschichte des
Hauses ein: Zwar orientierte man
sich bei der Instandsetzung am
Erscheinungsbild von 1859, doch
blieben auch Spuren der zwi-
schenzeitlichen Nutzung als
Mehrfamilienhaus erhalten. Heu-
te wird die ehemalige Synagoge
Fellheim als kulturelles Zentrum,
Lern- und Veranstaltungsort ge-
nutzt. 

1. Bürgermeister Markus Höf-
ling erhielt für die Instandsetzung
der Wein- und Kulturgaden

Thüngersheim (Landkreis Würz-
burg) die Denkmalschutzmedail-
le. Die ehemaligen Kirchgaden in
Thüngersheim sind letzter Be-
standteil der früheren Kirchhof-
ummauerung der Pfarrkirche St.
Martin. Die sechs Gaden sind als
zweigeschossige Satteldachbau-
ten mit unterschiedlicher First-
höhe überliefert. Sie dienten ur-
sprünglich als wehrhafte Vorrats-
bauten. 

In den letzten Jahren übernahm
die Gemeinde Thüngersheim
schrittweise die Gaden von ihren
früheren Eigentümern und ent-
wickelte ein Konzept zur Nut-
zung der lange leerstehenden Ge-
bäude. Nach einer substanzscho-
nenden Instandsetzung präsentie-
ren die denkmalgeschützten Ga-
den heute die Thüngersheimer
Geschichte und bieten Raum für
kulturelle Veranstaltungen, Aus-
stellungen und die Touristeninfor-
mation. Die ursprünglich kleintei-
lige Struktur wurde bewahrt und
die neue Nutzung daran ange-
passt. 

Positiv für das 
öffentliche Leben

Die vorbildliche Instandset-
zung dieses besonderen Bau-
denkmals wirkt sich positiv auf
das öffentliche Leben in Thün-
gersheim aus: Das Projekt stärkt
die Identität der Gemeinde und
hat den Ortskern wiederbelebt. 

Für die Instandsetzung der his-
torischen Kellergasse Oberhaid
(Landkreis Bamberg) wurde 1.
Bürgermeister Carsten Joneitis
geehrt. Die Kelleranlage im

GZ-Interview zur Beihilfeablöseversicherung:

Die Beihilfe – einfach im Handling und 
Garant für eine umfassende Versorgung
Die Beihilfe ist neben der gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV) und der privaten Krankenversicherung (PKV) die dritte
Säule des deutschen Gesundheitswesens. Sie ist die eigenständige
Krankenfürsorge der Beamten und begründet sich aus einem be-
sonderen Dienst- und Treueverhältnis mit dem so genannten
Dienstherren. Staatliche Arbeitgeber oder Kommunen verpflich-
ten sich beispielsweise, Beamten im Krankheitsfall einen Teil der
anfallenden Kosten zu erstatten – ergänzend zur deren Eigenvor-
sorge. Ein System, das sich bewährt hat und dennoch im aktuellen
Bundestags-Wahlkampf mit der Diskussion um eine Einheitsver-
sicherung auf dem Prüfstand steht. Zeit für ein Gespräch mit
Andreas Kolb, Vorstandsmitglied der Bayerischen Beamtenkran-
kenkasse, bundesweiter Marktführer in der Beihilfeablöseversi-
cherung.
GZ: Herr Kolb, was genau ist
eine Beihilfe?
Kolb: Vereinfacht gesagt beteili-
gen sich die Dienstherren, also
die Arbeitgeber von Beamten an
deren Kosten für Krankheit, Pfle-
ge und auch Geburt. Beihilfe ist
also eine ergänzende Hilfelei-
stung für Beamte jenseits der Be-

nen ist es, die Beihilfen selbst ab-
zurechnen und auszuzahlen. Das
ist mit einem erheblichen Verwal-
tungsaufwand und den dazu-
gehörigen Kosten verbunden. 

Die Versicherungskammer
Bayern bietet hier einen Rundum-
Service an: Die gleichzeitige Aus-
lagerung der kompletten Abwick-
lung der Beihilfe mit Übernahme
der Beihilfeabrechnung und Aus-
zahlung. Die Kommunen sparen
sich damit einen erheblichen Teil
ihrer Kosten, wie zum Beispiel für
Personal, einschließlich der Vor-
haltekosten für Urlaubs- oder
Krankheitsvertretung, zudem Ko-
sten für Räume, Hard- und Soft-
ware sowie für die Aus- und Wei-
terbildung des Personals. Darü-
ber hinaus ist gewährleistet, dass
die Vorschriften des Daten-
schutzes eingehalten werden.
Und die Kommunen können das
umfassende Know-how eines er-
fahrenen Beihilfeversicherers in
Anspruch nehmen.
GZ: Also ein Full-Service für
alle Kommunen?
Kolb: Ja, das ist unser Anspruch.
Und gut zwei Drittel aller Kom-
munen in Bayern haben bereits
mit dem Abschluss einer Bei-
hilfeablöseversicherung bei der
Bayerischen Beamtenkranken-
kasse, der privaten Krankenversi-
cherung des Konzerns Versiche-
rungskammer Bayern, eine ko-
sten- und risikobewusste Ent-
scheidung getroffen. Sie haben
ihr Krankheitskostenrisiko damit

bei uns versichert, wir sprechen
hier von ‚in Rückdeckung gege-
ben‘, und werden auf diese Weise
mit extremen Schwankungen der
Beihilfeleistungen nicht mehr be-
lastet. Denn unerwartet auftreten-
de Krankheiten wie Herzopera-
tionen oder Krebserkrankungen
ziehen beispielsweise nicht selten
Kosten über 100.000 Euro nach
sich – also Größenordnungen, die
im Haushalt spürbar sind.

Zusätzlich profitieren die Kom-
munen von dem gesamten Spe-
zialwissen und den über die Jahre
gewonnenen wertvollen Erfah-
rungen einer privaten Kranken-
versicherung. Darunter auch den
Anspruch, durch gezieltes Ge-
sundheits- und Leistungsmanage-
ment die Kostenschraube im Ge-
sundheitswesen aufzuhalten und
damit die Kommunen finanziell
weiter zu entlasten.
GZ: Die Beihilfe steht in der
Diskussion um eine Einheits-
oder Bürgerversicherung unter
Druck. Was ist Ihre Meinung?
Kolb: Die Beihilfe als eigenstän-
diges Krankenversicherungssy-
stem für Beamte und Richter hat
sich über viele Jahrzehnte in
Deutschland bewährt. Beihilfe-
träger, Beamte und Leistungs-
erbringer profitieren gleicher-
maßen von einem stabilen, nach-
haltigen und verlässlichen Ord-
nungsrahmen. Eine wie auch im-
mer geartete Integration der Be-
amten in das GKV-System birgt
hingegen für alle Beteiligten zahl-
reiche Risiken und Nebenwirkun-
gen. So würden beispielsweise in
einer Bürgerversicherung ohne
PKV und Beamten-Beihilfe 13,4
Milliarden Euro Bruttowert-
schöpfung durch Mehrumsätze
der Privatpatienten entfallen.
Auch sind Beihilfe und der dazu
passgenaue hochwertige Versi-
cherungsschutz in der privaten
Kranken- und Pflegeversiche-
rung wichtig, damit der Status als
Beamter attraktiv ist und bleibt.
Dies gilt es zu erhalten. 

Hinweis auf GZ 17
Beamte müssen zur Beihil-

fe des Dienstherrn eine ergän-
zende eigene Krankenvorsor-
ge abschließen. Deshalb ist
die große Mehrheit in einer
beihilfeergänzenden Quoten-
versicherung der PKV versi-
chert. Lesen Sie im zweiten
Teil des Interviews, das in GZ
17 am 14. September er-
scheint, über die Vorteile, Bei-
hilfe und Eigenvorsorge in ei-
ner Hand zu bündeln. 

züge. Da Beamte eine gesetzlich
geregelte Versicherungsfreiheit
haben, also jederzeit in die priva-
te Krankenversicherung eintreten
können, kommt die Beihilfe als 
eigenständige Krankenfürsorge
aus dem Beamtenrecht zum Tra-
gen. Geregelt wird dies in den je-
weils gültigen Beihilfevorschrif-
ten auf Länderebene. 
GZ: Welchen Service bietet die
Versicherungskammer Bayern
bei der Beihilfe an?
Kolb: Die Aufgabe der Kommu-

Oberhaider Ortsteil Unterhaid,
die zum Ende des 18. Jahrhun-
derts entstand, diente zunächst
ausschließlich der Lagerung von
Bier. Im frühen 19. Jahrhundert
begannen die örtlichen Brauerei-
en, ihr Bier direkt in der Keller-
gasse auszuschenken. Ende der
1970er Jahre endete die Nutzung
der Unterhaider Kellergasse als
beliebter Freizeittreff. Sie verfiel
zusehends, bis 2008 zuerst eine
Notsicherung und anschließend
eine schrittweise Instandsetzung
erfolgten. Heute wird in den
Sommermonaten wieder Keller-
bier ausgeschenkt, einer der Kel-
ler wurde zum „Grünen Klassen-
zimmer“ umgestaltet.

Gemeinde als 
„oberster Bauherr“

Die Aufgabe von Carsten Jo-
neitis als 1. Bürgermeister der
Gemeinde Oberhaid war es, die
vielen Bauherren zu koordinieren
und in ihrer Arbeit zu unterstüt-
zen. Die Gemeinde übernahm die
Rolle des „obersten Bauherrn“:
Sie war der Ansprechpartner für
Fachbehörden und Fördergeber
und ging bei der Finanzierung in
Vorleistung. 

Für ihre Verdienste, dass das
wertvolle Gebäudeensemble des
Klosters Raitenhaslach (Land-
kreis Altötting) als Gesamtanlage
heute im Eigentum der Stadt
Burghausen ist und mit dem Aka-
demiezentrum der TUM eine in
die Zukunft gerichtete Nutzung
gefunden hat, wurden 1. Bürger-
meister Hans Steindl und Präsi-
dent Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Wolf-
gang A. Herrmann ausgezeichnet.

Wertvolles Kloster erhalten

2003 erwarb die Stadt Burg-
hausen auf Initiative ihres Bür-
germeisters Hans Steindl große
Teile des Klosterensembles und
bewahrte dieses damit vor einer
zersplitternden Verwertung. TUM-
Präsident Herrmann entwarf die
Idee einer Wiederbelebung der
barocken Klosteranlage durch ei-
ne Nutzung als Akademiezen-
trum der TU München. Mit die-
sem Ziel begann die Instandset-
zung. 

Kloster Raitenhaslach ist ein
ganz besonderes Anschauungs-
objekt dafür geworden, wie ein
Denkmal durch behutsame In-

standsetzung als baugeschichtli-
ches Dokument bewahrt und zu-
gleich hochmodern genutzt wer-
den kann.

Fachlich qualifizierte 
Eigenleistung

Ebenfalls mit der Denkmal-
schutzmedaille gewürdigt wur-
den Bürgermeister Leonhard
Stork (Gemeinde Thaining), Ger-
trud Toepfer (Heimatverein Thai-
ning) und Gabriele Klinger (För-
derverein Rochlhaus e. V.) für die
Instandsetzung des Rochlhauses
Thaining (Landkreis Landsberg
am Lech). Zum Tag des offenen
Denkmals 2015 wurde das Ro-
chlhaus der Öffentlichkeit über-
geben: Nach zweijähriger Bau-
zeit war die Instandsetzung des
Denkmals abgeschlossen. 

Nach jahrelangem Leerstand
hatte die Gemeinde ihr ältestes
profanes Gebäude 2003 erwor-
ben. Zur Unterstützung der Ge-
meinde gründete sich der Förder-
verein Rochlhaus Thaining. Sein
Ziel war es, die Instandsetzung
durch fachlich qualifizierte Ei-
genleistung voranzutreiben. Durch
gezielte Öffentlichkeitsarbeit
machte der Verein zudem auf die
Arbeiten aufmerksam und sam-
melte Gelder für die Rettung des
bedrohten Denkmals. Begleitet
wurde die Instandsetzung zudem
vom Heimatverein Thaining.

Die beiden Vereine kümmern
sich heute um das denkmalge-
schützte Doppelhaus und seine
Nutzung. Die gemeinsame Arbeit
an der Instandsetzung des Rochl-
hauses hat in der ganzen Region
Vorbildwirkung entfaltet. DK

Wer weiter denkt, 
kauft näher ein!

Aktionsbündnis Tag der Regionen ruft zum Mitmachen auf

Bereits zum 19. Mal sind auch in diesem Jahr alle regional Enga-
gierten in Bayern dazu aufgerufen, sich am bundesweiten Akti-
onstag Tag der Regionen zu beteiligen. Vom 22. September bis 
8. Oktober 2017, mit dem Erntedanktag am 1. Oktober als Höhe-
punkt, trommeln dann wieder Regionalinitiativen, Kommunen,
Vereine genauso wie Handwerks- und Lebensmittelbetriebe unter
dem Jahresmotto „Wer weiter denkt, kauft näher ein“ für die
Stärken ihrer Regionen und zeigen, wie glaubwürdige Regiona-
lität gelebt werden kann. 

Wie sieht fairer, regionaler, sai-
sonaler Konsum aus? Was ist ty-
pisch für meine Region? Woher
stammen die Produkte und wer
stellt sie her? Was hat die Ent-
wicklung der Landschaft in mei-
ner Region mit regionalen Pro-
dukten zu tun? Und wie kann ich
gezielt kleine und mittelständi-
sche Unternehmen in meiner Re-
gion unterstützen? In den zwei
Wochen um Erntedank prä-
sentiert der Tag der Regionen
deutschlandweit an vielen Orten
Antworten auf diese Fragen und
zeigt die Chancen einer lebendi-
gen Region. Sichtbar werden die
bislang jährlich über 1.100 Ver-
anstaltungen auf der Webseite
(www.tag-der-regionen.de). Dort
können die Aktionen angemeldet
und angeschaut werden. 

Beteiligen kann man sich mit
den unterschiedlichsten Aktionen
und Veranstaltungen: einem Hof-

fest, einem regionalen Street
Food-Festival, einem Streuobst-
fest, einem Schaukochen, einem
Tag der offenen Tür um regiona-
les Handwerk hautnah zu erleben,
einem Diskussionsforum oder ei-
ner Aktion mit Kindern, bei der
nach dem Motto „vom Feld bis in
den Kochtopf“ spielerisch erlernt
wird, woher eigentlich unser Es-
sen kommt. Gemeinsam mit
möglichst vielen regionalen Ak-
teuren möchte der Aktionstag re-
gionale Produkte, Dienstleistun-
gen und Handwerk sowie regio-
nales Engagement in den Mittel-
punkt stellen. Unter dem Motto
„Wer weiter denkt, kauft näher
ein“ nimmt der Tag der Regionen
die Nähe des Verbrauchers zum
Produzenten und die Chance,
beim täglichen Einkauf Entschei-
dungen für eine nachhaltige Ent-
wicklung von Regionen zu tref-
fen, in den Fokus. 
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(Fortsetzung von Seite 1)
tail konkretisiert und finanziell
unterfüttert werden, um praxisge-
recht zu wirken. So stellt sich die
Frage, ob die Verständigung mit
den Automobilfirmen reicht, um
den Vorgaben der Rechtspre-
chung zur Einhaltung der EU-
Luftgrenzwerte schnell nachzu-
kommen. Ansonsten ist nicht aus-
zuschließen, dass Gerichte Fahr-
verbote als letztes Mittel gegen
Luftverschmutzung verordnen.
Die blaue Plakette wäre dann
letztlich ein praktikableres Not-
fallinstrument als ein sonst dro-
hendes generelles Diesel-Fahr-
verbot.“

Daueraufgabe Integration

Eine Daueraufgabe bleibt das
Thema Integration. Nach Gribls
Angaben fehlen Bayerns Städten
und Landkreisen fast 550 Millio-
nen Euro, die sie 2015 und 2016
für die Integration von Flüchtlin-
gen aufgewendet haben. Allein
den kreisfreien Städten entstan-
den für 2015 und 2016 ungedeck-
te Kosten in Höhe von 216,7 Mil-
lionen Euro. Gegenüber dem Jahr
2015 (88,6 Millionen Euro) sind
bei den kreisfreien Städten die
nicht durch Einnahmen gedeck-
ten Ausgaben im Jahr 2016 um
rund 45 Prozent (128,1 Millionen
Euro) gestiegen. Diese Sonderlei-
stung müsse von Staat und Bund
erstattet werden, forderte der Ver-
bandschef. Die Kommunen hät-
ten sich darauf verlassen, dass der
Freistaat sie bei den Integrations-
kosten nicht im Stich lässt.

Städte erwarten 
Kostenübernahme

„Ohne die Kommunen könnten
Bund und Freistaat die Heraus-
forderungen der Integration nicht
meistern“, erläuterte der Vorsit-
zende.  Die Städte erwarteten,
dass die im Rahmen der Erstun-
terbringung angefallenen unge-
deckten Kosten zeitnah vom Frei-
staat übernommen werden. Auf-
grund ihrer vielfältigen flücht-
lingsbedingten Integrationsleis-
tungen benötigten außerdem die
Kommunen einen angemessenen
Anteil von den auf Bayern entfal-
lenden Bundesintegrationsmitteln
von insgesamt rund 930 Millio-
nen Euro. Darüber hinaus müsse
sich der Freistaat Bayern auf
Bundesebene für eine angemes-
sene Anschlussregelung für die
Übernahme der flüchtlingsbe-
dingten Kosten der Unterkunft
und Heizung (KdU) für aner-
kannte Asyl- und Schutzberech-
tigte durch den Bund einsetzen.

Bayern ist laut Gribl „das einzi-

(Fortsetzung von Seite 1)
Daueraufgabe große Chancen be-
inhaltet, zeigt die Entwicklung im
Jobcenter des Kreises Schleswig-
Flensburg. Innerhalb von nur
zwei Jahren wurde dort ein ganz-
heitlicher Organisationsentwick-
lungsprozess eingeführt und in
seinen Kernelementen umgesetzt.
Turnusmäßig durchgeführte Kun-
denbefragungen belegten, dass
sich die Kundenzufriedenheit in
der Zeit des Organisationsent-
wicklungsprozesses in vielen Be-
reichen verbessert hat.

Standortfaktor von 
entscheidender Bedeutung

Mit Blick auf den Breitband-
ausbau betonte Landkreistagsprä-
sident Landrat Reinhard Sager:
„Zu Recht weist die Bundeskanz-
lerin darauf hin, dass die Digitali-
sierung für Deutschland als Stan-
dortfaktor von entscheidender
Bedeutung ist. Dies gilt für Indu-
strie 4.0, für Mittelstand 4.0, aber
auch die Digitalisierung im Be-
reich Gesundheit, Bildung und
Verwaltung. Grundlage für all
dieses ist eine funktionierende,
hochleistungsfähige Breitband-
Infrastruktur. Letztlich bedarf es
dazu Glasfaser und einer noch
stärkeren Förderung durch den
Bund als bisher. Außerdem müs-
sen schnellstmöglich die im jetzi-
gen Fördersystem bestehenden
strukturellen Hindernisse besei-
tigt werden.“ 

Im europaweiten wie auch im
OECD-Vergleich liege Deutsch-
land klar auf den hinteren Rän-
gen: „Nur 6,6 % aller Haushalte
verfügen über einen Glasfaseran-
schluss, in den ländlichen Räu-
men sind es nur 1,4 %. Auch
wenn das als Zwischenschritt an-
zusehende Ziel einer Breitband-
Versorgung mit bis zu 50 MBit
pro Sekunde bis 2018 erreicht
werden sollte, muss der Schritt
zur Gigabit-Gesellschaft und da-
mit zum Glasfaser-Ausbau jetzt
angegangen werden“, forderte
Sager.

Nach wie vor sei zu beobach-
ten, dass aus geschlossenen Förd-
ergebieten gerade die wirtschaft-

Initiative kulturelle Integration:

Zusammenhalt in Vielfalt
Zu einer lebendigen Diskussion, wie wir in einer offenen Gesell-
schaft leben wollen, laden die von der Initiative kulturelle Inte-
gration vorgestellten 15 Thesen „Zusammenhalt in Vielfalt“ ein.
Initiatoren der Initiative sind der Deutsche Kulturrat, die Be-
auftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien, das
Bundesministerium des Innern, das Bundesministerium für
Arbeit und Soziales und die Beauftragte der Bundesregierung
für Migration, Flüchtlinge und Integration. Darüber hinaus
gehören u.a. Mitglieder aus der Zivilgesellschaft und den kom-
munalen Spitzenverbänden der Initiative an. 

Die Thesen machen deutlich,
dass das Zusammenleben nicht
beliebig ist, sondern „Regeln“
folgt, die immer wieder hinter-
fragt werden müssen. Die Thesen
sollen Orientierung geben und
vor Ort diskutiert und mit Leben
erfüllt werden.

Gelebte Demokratie

„Das Grundgesetz als Grundla-
ge für das Zusammenleben der
Menschen in Deutschland muss
gelebt werden“, lautet These 1,
gefolgt von „Das alltägliche Zu-
sammenleben basiert auf kultu-
rellen Gepflogenheiten“, „Ge-
schlechtergerechtigkeit ist ein
Eckpfeiler unseres Zusammenle-

bens“, „Religion gehört auch in
den öffentlichen Raum“, „Die
Kunst ist frei“, „Demokratische
Debatten- und Streitkultur stärkt
die Meinungsbildung in einer
pluralistischen Gesellschaft“,
„Einwanderung und Integration
gehören zu unserer Geschichte“,
„Die freiheitliche Demokratie
verlangt Toleranz und Respekt“
und „Die parlamentarische De-
mokratie lebt durch Engage-
ment“.

These 10 zufolge ist Bürger-
schaftliches Engagement gelebte
Demokratie und leistet einen un-
verzichtbaren Beitrag zum gesell-
schaftlichen Zusammenhalt. Vie-
le Bürgerinnen und Bürger enga-
gierten sich ehrenamtlich und
freiwillig in Vereinen und Ver-

bänden. Sie übernähmen damit
Verantwortung für andere und für
die Gesellschaft. Sie setzten sich
im Natur- und Umweltschutz, im
Sport, in Wohlfahrtsverbänden, in
Gewerkschaften, in der Kultur, in
Kirchen und Religionsgemein-
schaften, in Migrantinnen- und
Migrantenorganisationen, in der
Kommune und anderswo ein. 

Subsidiäres 
Staatsverständnis

Dieses bürgerschaftliche Enga-
gement sei integraler Bestandteil
eines subsidiären Staatsverständ-
nisses, das zunächst die kleinsten
gesellschaftlichen Einheiten in
die Lage versetzt, aktiv zu wer-
den. Bürgerschaftliches Engage-
ment habe eine integrative Wir-
kung, denn auch viele Zugewan-
derte engagierten sich in Vereinen
und Verbänden. Bürgerschaftli-
ches Engagement sei aber kein
Ersatz für staatliche Leistungen.

„Bildung schafft den Zugang
zur Gesellschaft“, heißt es weiter.
Sie sei eine entscheidende Vor-
aussetzung für die Entwicklung

ge Bundesland, das die Kosten
der Jugendhilfe für Flüchtlinge
teilweise kommunalisiert“. Bei
der Betreuung von unbegleiteten
jungen Volljährigen erwarteten
die Kommunen mit Blick auf die
Kostenübernahmeregelung in
den anderen Bundesländern eine
100-prozentige Kostenerstattung
der Sach- und Zweckausgaben.
Die Verständigung über eine Ent-
lastung der Bezirke von 112 Mil-
lionen Euro für 2017 und 2018
sei eine erste Linderung. Die Ko-
stenerstattung von 40 Euro
(2017) und 30 Euro (2018) pro
Tag und Fall sei allerdings viel zu
gering bemessen, da die Durch-
schnittskosten der bayerischen
Jugendämter bei rund 110 Euro
pro Tag und Fall liegen. 

Bau neuer Wohnungen

Zur Integration von Flüchtlin-
gen zählt für die Städte auch der
Bau neuer Wohnungen. Hierzu
muss nach Gribls Auffassung die
staatliche Wohnraumförderung
weiter intensiviert werden. Ne-
ben der Wohnung für den Ein-
zelnen gehe es auch um das ge-
ordnete Wohnumfeld. „Die Be-
gegnung im Alltag ist ein erster
Schritt zur Integration. Hierfür
müssen Wohnquartiere und
Wohngebiete durchmischt sein.
Monostrukturen mit Migranten
aus bestimmten Regionen oder
die Ballung von sozialen Pro-
blemfällen können schlechte
Auswirkungen in Stadtvierteln
nach sich ziehen. Außerdem: Die
Konkurrenz um knappen Wohn-
raum reduziert die Bereitschaft
der Aufnahmegesellschaft, der
Integration offen gegenüber zu
stehen“, bemerkte der Vorsitzen-
de. Nötig sei eine Quartiersent-
wicklung, die für ausgewogene
Durchmischung und einen sozia-
len Austausch in der Stadt sorgt.
Schieflagen müssten früh er-
kannt werden, um bei Problemen
oder bei sozialen Spannungen
gegenzusteuern. 

Hohe Anforderungen 
wegen Barrierefreiheit

Der Wohnungsbau werde teu-
rer wegen der hohen Anforderun-
gen an Wohnungen bei Barriere-
freiheit und energetischen Stan-
dards und wegen der Knappheit
von Grundstücken, stellte der
Verbandschef fest. Dies wirke
sich auf die Mietpreise aus. Gün-
stige Wohnungen seien ein knap-
pes Gut. Der Mangel an bezahl-
barem Wohnraum spitze sich in
vielen bayerischen Städten und
Gemeinden zu. Die Finanzmittel
für sozialen Wohnungsbau seien

Erdgasautos sind eine echte Alternative:

Gut! Sicher! Günstig! 
Während in Berlin über die Zukunft der Dieselfahrzeuge
debattiert wird, hat die Gasindustrie  längst ein langjährig
erprobtes Konzept vorzuweisen.

Klaus-Peter Dietmayer, Geschäftsführer erdgas schwaben
betont, „das Erdgasauto ist gut, bezahlbar und sauber! Und was
noch wichtiger ist, sofort einsetzbar. Fahrverbote gelten für
Erdgasfahrzeuge nicht. Und wenn sie mit Ökogas fahren, er-
reichen sie fast Zero-Emission.“ 

Bereits seit über zwanzig Jahren fahren Autos statt mit Ben-
zin oder Dieselkraftstoff mit CNG (Compressed Natural Gas –
komprimiertes Erdgas). Entscheidender Vorteil dieser CNG-
Fahrzeuge ist ein wesentlich geringerer Ausstoß an klima-
schädlichem CO2 sowie eine erhebliche Reduktion des NOx-
und Feinstaub-Ausstoßes.

Flächendeckend in Deutschland

Das CNG-Tankstellennetz ist heute in Deutschland und vie-
len anderen europäischen Ländern flächendeckend vorhanden,
so dass CNG-Fahrzeuge die bisher vorrangig auf Mittel- und
Langstrecken eingesetzten Dieselfahrzeuge problemlos erset-
zen können. Allein in und um Bayerisch Schwaben gibt es mo-
mentan sechzig CNG-Tankstellen.

Die Autoindustrie bietet mittlerweile CNG-Fahrzeuge in
vielfältigen Varianten an und für jedes CNG-Fahrzeug gibt es
eine Steuervergünstigung.

Ökogas erlaubt moderne Mobilität

Das nachhaltige Mobilitätskonzept der erdgas schwaben
gmbh geht noch einen Schritt weiter. An den CNG-Tankstellen
wird 100% regenerativ erzeugter Kraftstoff in Form von Öko-
gas angeboten. Langjährige CNG Fahrzeugfahrer sind von der
Technologie überzeugt und freuen sich über ihren ganz indivi-
duellen Beitrag zum Schutz der Umwelt. So z. B. auch Helmut
Kaumeier, der in den vergangenen 18 Jahren bereits über
800.000 km mit CNG-zurückgelegt hat: „Sauber und sicher.“ 

Städte leben von Mobilität ...

Fakten zum „Diesel“
Vor die Wahl gestellt, ob ein Fahrzeug fünf Liter Diesel
oder 12 Liter Super verbraucht, sollte jedem klar sein, dass
der Dieselantrieb sauberer ist. Ja, die entweichenden Abga-
se sind Stickoxide. Wie gefährlich sind sie wirklich?

Seit 2008 ist der Dieselkraftstoff in der EU schwefelfrei und
im Abgas befindet sich kein Schwefeldioxid. Seit 2010 sind
Rußfilter in den Innenstädten Pflicht. Neuwagen haben sie seit
zehn Jahren serienmäßig. Früher war der Auspuff schwarz,
heute kann man den Finger reinstecken und er bleibt sauber. Im
Abgas der Dieselautos befindet sich kein Ruß.

Bleiben die Stickoxide (NOX) übrig. Sie sind gefährlich für
die Lunge. Unklar ist aber, ab welcher Dosis Stickoxide für den
Menschen gefährlich werden. Die EU legte einen Grenzwert
von 40 Mikrogramm NOX pro Kubikmeter Luft fest, an den
sich die deutschen Behörden und Gerichte halten.

Wie kam es zu diesem Grenzwert? Er wurde 2005 von der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) festgelegt und von der
EU übernommen. Tierversuche ergaben, dass die Atemwege
erst ab 8.000 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft geschädigt
werden. Dieser Grenzwert gilt für Industriearbeitsplätze, nicht
aber für Straßen. Warum nicht?

„Die NOX-Hysterie entbehrt jeder Grundlage“, heißt es in
der Schupelius-Kolumne der BZ. „Der Dieselmotor ist nicht
nur sparsamer als der Benziner, sondern auch sauberer, denn
der Benzinmotor gibt Feinstaub ab und hat keinen Filter. Der
Diesel ist auch dem Elektroantrieb überlegen, denn die Lithi-
um-Ionen-Akkus haben ein großes Umweltproblem.“

„Die Autohersteller haben ganz offensichtlich gelogen und
betrogen. Deshalb ist aber der Dieselmotor noch lange kein
schlechter Antrieb. Eher im Gegenteil. Er ist der beste.“ 

verbessert, aber den Städten fehle
der Raum: In verdichteten Räu-
men sei die Mobilisierung von
Bauland schwierig. 

„Die Instrumente des Bauge-
setzbuches – etwa mit der kürz-
lich neu geschaffenen Kategorie
des ‚urbanen Mischgebiets‘ – al-
lein helfen Städten und Gemein-
den nicht, um schnell Bauland für
Wohnungen zu mobilisieren“,
fuhr Gribl fort. Darum müssten
weitere Anreize zur Flächenmo-
bilisierung geschaffen werden.
Der Bund müsse im Einkommen-
steuergesetz befristet Vergünsti-
gungen bei den Einkünften aus
Land- und Forstwirtschaft für
Grundstücksveräußerungen an
Gemeinden vorsehen. 

Fehlende Flächen

Gribl: „Städte wollen bauen,
aber die Flächen fehlen: Städte
und Gemeinden brauchen Hand-
lungsspielräume für eine voraus-
schauende Flächenbevorratung.“
Sie müssten bereits im Vorfeld
formeller städtebaulicher Maß-
nahmen ein Vorkaufsrecht für

licheren Teile herausgepickt wür-
den und ein eigenwirtschaftlicher
Ausbau von Unternehmen dann
einsetze, wenn eine kommunale
Gesamtplanung abgeschlossen,
Förderbescheide ausgehändigt
und ein in sich geschlossener Be-
reich ausgebaut werden solle.
„Hier ist ein eigenwirtschaftlicher
Ausbau, der nicht zuvor in einem
Markterkundungsverfahren an-
gekündigt worden ist, kontrapro-
duktiv. Er zerreißt flächendecken-
de Ausbaugebiete und macht den
Ausbau des Restgebietes oftmals
unwirtschaftlich. Zudem findet
gerade bei der Deutschen Tele-
kom – aber auch anderen Unter-
nehmen – nach wie vor ein Aus-
bau mit der kupferbasierten Vec-
toring-Technik statt. Dieses ver-
hindert den Ausbau mit Glasfaser.
Das gilt es zwingend zu unterbin-
den“, erläuterte der DLT-Präsi-
dent.

Doppelstrategie

Um an dieser Stelle besser zu
werden und mehr zu erreichen,
schlägt der Deutsche Landkreis-
tag eine Doppelstrategie vor:
„Zunächst sollte das Markterkun-
dungsverfahren verbindlicher aus-
gestaltet werden. Dazu müsste 
in den Förderprogrammen von
Bund und Ländern vorgesehen
werden, dass Ausbauankündigun-
gen im Rahmen der Markterkun-
dungsverfahren mit einer ver-
bindlichen, konkreten „Meilen-
stein“-Planung unterlegt wer-
den.“

In einem zweiten Schritt sollte
in besonders schwer zu versor-
genden ländlichen Gebieten das
exklusive Recht – und damit auch
die Verpflichtung – zum Netzaus-
bau zeitlich begrenzt jeweils nur
einem Anbieter übertragen wer-
den. „Durch die Vergabe des We-
gerechts an nur ein Unternehmen
würde ein wirtschaftlicher Anreiz
geschaffen, so dass sich Investi-
tionen besser als heute rechnen.
Dass das auf der Basis eines fai-
ren, transparenten und diskrimi-
nierungsfreien Vergabeverfahrens
erfolgen würde, versteht sich von
selbst“, unterstrich Sager. DK

Jobcenter und Breitband ...

der Persönlichkeit und Teilhabe
an Gesellschaft und Arbeitswelt.
Bildung finde zum einen in for-
malen Kontexten wie Schule, Be-
trieb, Hochschule oder Weiterbil-
dung statt, zum anderen in non-
formalen wie der Familie, in Ver-
einen, Kirchen und Gemeinden,
den Medien und anderen Zusam-
menhängen. Sowohl die formale
als auch die non-formale Bildung
seien für die Persönlichkeitsbil-
dung und die Vorbereitung auf die
Teilnahme am Erwerbsleben un-
erlässlich.

Schlüsselfaktor
kulturelle Bildung 

Kulturelle Bildung stelle einen
Schlüsselfaktor der Integration
dar, öffne den Zugang zu Kunst
und Kultur und zum gesellschaft-
lichen Leben schlechthin. Sie
gehöre in die Schule und sei in
vielfältigen anderen Kontexten –
so auch der sozialen Arbeit – zu
Hause. Die Bemühungen um kul-
turelle Integration zielten im Kern
auch auf die Verbesserung der
Chancen auf kulturelle Bildung.

Ferner weist die Initiative kul-
turelle Integration darauf hin,
dass die deutsche Sprache der
Schlüssel zur Teilhabe ist und die
Auseinandersetzung mit der Ge-

Grundstücke auf eigenem Gebiet
haben, um rechtzeitig Baugrund,
Tausch- oder Ausgleichsflächen
für Wohnungsneubauten erwer-
ben zu können. Zudem müssten
Bund, Freistaat und Kommunen
ihren Grundstücksbestand nach
geeigneten Bauplätzen durchsu-
chen und Baulücken systematisch
erfassen; dazu gehörten auch
Grundstücke wie ehemalige Ka-
sernengelände und Militärflächen
der Bundesanstalt für Immobili-
enaufgaben (BImA) und Flächen
der Immobilien Freistaat Bayern
(IMBY).

„Ein Ausgleich zwischen An-
gebot und Nachfrage ist nur
möglich, wenn alle Hebel in ei-
nem wohnungspolitischen Ge-
samtkonzept bedient werden“,
zeigte sich der Städtetagschef
überzeugt. Dafür müssten der
Wohnungsneubau, der Wohnungs-
bestand und die Wohnungsauf-
sicht herangezogen werden.
Bund, Freistaat und Kommunen
hätten ihre Kräfte zu bündeln,
um für den privaten Bereich ein
attraktives Investitionsklima zu
schaffen. DK

schichte nie abgeschlossen ist.
Zudem sei die Erwerbsarbeit
wichtig für Teilhabe, Identifikati-
on und sozialen Zusammenhalt.
Die gesellschaftliche Verände-
rung müsse sich in der Beschäf-
tigtenstruktur widerspiegeln. Das
gelte für den öffentlichen Sektor
ebenso wie für die Privatwirt-
schaft.

„Kulturelle Vielfalt ist eine
Stärke“ lautet schließlich These
15. Kultur sei identitätsbildend

und leiste einen Beitrag zur Inte-
gration. Sie ermögliche die Ein-
bindung in das soziale, wirt-
schaftliche und kulturelle Gefüge
der Gesellschaft. Zugleich werde
von Migrantinnen und Migranten
erwartet, dass sie sich ihrerseits
konstruktiv mit den kulturellen
Traditionen, Gepflogenheiten und
Werten des aufnehmenden Lan-
des auseinandersetzen und diese
nicht nur dulden, sondern respek-
tieren. DK
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Unsere Ergoldsbacher Dachziegel sprechen für sich
Der neue Ergoldsbacher E58 RS® ist die Lösung für flach geneigte Dächer.
Er verbindet moderne Architektur mit den Vorzügen eines Steildaches.
Ein Dach mit Tondachziegeln hält sehr lange und ist einfach zu verarbeiten.
Wasser kann schnell ablaufen, dadurch ist das Dach regensicher und muss
kaum gewartet werden. Dank seiner besonderen tech nischen Form gebung
passt das neue Modell auf flach geneigte Dächer ab 10° Dachneigung. Das
erlaubt eine moderne Bauweise, ohne kosten- und wartungs intensive Ab-
dichtarbeiten.

Auch für Wohnraum-Erweiterungen ist der Dachziegel ideal. Werden Ge-
bäude aufgestockt, müssen Bauhöhen ein gehalten werden. Oft verlangt
das eine flache Dachneigung, die der Ergoldsbacher E58 RS® zulässt.

www.erlus.com

„Ich stehe auf
flach geneigte 

Dächer”

Der Ergoldsbacher E 58 RS®:

Die Lösung für
flach geneigte Dächer

Der Wohnungsmarkt ist der derzeitige Wachstumstreiber für
die Bauindustrie. Mehrfamilienhäuser machen dabei im Ver-
gleich zu Ein- oder Zweifamilienhäusern den Großteil des
Wachstums aus. Denn vor allem sie schaffen in den Kommu-
nen den dringend benötigten, zusätzlichen Wohnraum – ohne
dass unnötig viele Freiflächen versiegelt werden müssen.
Mehrfamilienhäuser wurden bisher aus technischen Gründen
zumeist mit Flachdächern und nicht mit traditionellen
Dächern aus Tondachziegeln gebaut. Die ERLUS AG hat mit
dem Ergoldsbacher E 58 RS® jetzt einen Tondachziegel ent-
wickelt, mit dem auch flache Dächer von Mehrfamilienhäu-
sern problemlos eingedeckt werden können. 

In der Vergangenheit benö-
tigten mit Dachziegeln einge-
deckte Steildächer eine be-
stimmte Dachneigung. Das führ-
te dazu, dass das Haus höher ge-
baut werden musste als bei ei-
nem Flachdach, wenn ähnlich
viel Wohnraum im obersten
Stock gewonnen werden sollte.
Die vorgeschriebenen Bauhö-
hen ließen diese Alternative oft
nicht zu.

Einmalige Kombination

Mit dem E 58 RS® von ER-
LUS kann ein Steildach auf bis
zu 16 Grad Regeldachneigung
bzw. 10 Grad Mindestdachnei-
gung gesenkt und damit die
Höhe des Hauses deutlich niedri-
ger geplant werden. Dank seiner
technisch außergewöhnlichen
Formgebung können mit dem 
E 58 RS® auch Mehrfamilien-
häuser mit einem traditionellen
Tondachziegel eingedeckt wer-
den. Er bietet als erster Dachzie-
gel der ERLUS E 58-Familie die
Möglichkeit, eine moderne, ku-
bische Bauweise mit den Vorzü-

gen eines traditionellen Steilda-
ches zu kombinieren.

Dachneigung
entlastet das Haus

In der Anschaffung ist ein Steil-
dach geringfügig teurer als ein
Flachdach. Betrachtet man je-
doch den gesamten Lebenszy-
klus, summieren sich beim Flach-
dach langfristig die Zusatzkosten.
Nicht nur eine teure Unterkon-
struktion aus Stahlbetondecken
und ein aufwändiger Schichten-
aufbau werden benötigt, sondern
auch die Kosten für Wartung und
Instandhaltung sind nicht zu un-
terschätzen. Selbst hochwertige
Abdichtungen müssen im Ver-
gleich zu einem Ziegeldach häu-
fig erneuert werden.

Unproblematischer
Austausch

Schwere Schneelasten im
Winter, Temperaturspannungen
in der Übergangszeit sowie UV-
Strahlung und Hagel im Som-
mer sind zudem eine hohe Be-

lastung für ein Flachdach. Schon
die sehr geringe Dachneigung
von 10 Grad sorgt dafür, dass
Regenwasser abfließt und
Schnee keine Schäden anrichtet.

Diese systembedingten Ei-
genschaften sorgen dafür, dass
der Wartungsrhythmus des
Steil-dachs im Vergleich zum
Flachdach deutlich länger ist.
Innerhalb der durchschnittli-
chen Lebensdauer eines Hau-
ses von rund 80 Jahren ist es
im Regelfall nicht notwendig,
das Steildach zu ersetzen,
während die Abdichtungen auf
dem Flachdach im selben Zeit-
raum gleich mehrmals einer
aufwändigen Erneuerung be-
dürfen. 

Beim geneigten Dach hinge-
gen lassen sich bei Bedarf ein-
zelne Dachziegel ohne großen
Aufwand einfach, schnell und
unproblematisch ersetzen oder
austauschen.

Den Wetterkapriolen
trotzen

Trotz all dieser Nachteile
gilt das Flachdach häufig als
moderner wegen des schlich-
ten und sachlichen Stils. Ein
flach geneigtes Dach mit dem
E 58 RS® kann einem Haus
nun dieselbe Ästhetik verlei-
hen, ohne dabei die Nachteile
eines Flachdaches in Kauf
nehmen zu müssen. 

Die ausgefeilte technische
Formgebung des E 58 RS®

schützt das Dach z.B. gegen

Wetterextreme wie Schlagre-
gen, während die Unterkon-
struktion trocken bleibt. Dafür
sorgen die ausgeprägte Profil-
höhe der Ringverfalzung, mit
dreifachem Kopf- und Seiten-
falz. Ein Qualitätsmerkmal,
das angesichts des Klimawan-
dels mit immer häufigeren,
schweren Unwettern an Be-
deutung gewinnt.

Hohe Windsogsicherheit

Aufgrund ihrer besonderen,
teilweise auch verfalzten Aus-
bildung des Vierziegelecks er-
reichen viele Modelle der ER-
LUS E 58 Familie eine hohe
Windsogsicherheit bei gerin-
gem Sturmklammereinsatz.
Seit 2011 verfügen alle Model-
le serienmäßig über Kerben, in
die sich alle ERLUS Univer-
salsturmklammern problemlos
einklicken lassen. 

Diese Sicherheit gibt es nun
auch für flache Dachneigungen
ab 10 Grad. Damit hat ERLUS
eine noch vorhandene Lücke im
E 58-Sortiment geschlossen und
neue Möglichkeiten bei der
Konzeption für Mehrfamilien-
hausdächer eröffnet. Nicht zu-
letzt überzeugt der E 58 RS®

durch seine leichte Verarbeitung
auf dem Dach: Mit einem Ge-
wicht von lediglich ca. vier Ki-
logramm ist er auch mit einer
Hand verlegbar.

Vielfalt in Form, 
Farbe und Funktion

Dass der neue E 58 RS® ein
typischer E 58 ist, zeigt auch
seine Form: harmonische Pro-
portion, klare Kanten in der
Verfalzung und die elegante
Wölbung der Sichtfläche. Da-
mit reiht er sich optisch und
technisch nahtlos in die er-

Der Ergoldsbacher Dachziegel E 58 RS® von ERLUS verbin-
det erstmals moderne, kubische Architektur mit allen Vor-
zügen eines klassischen Steildaches und ist auch für Mehr-
familienhäuser geeignet. 

folgreiche E 58-Familie ein. 
Im Jahr 1958 lief der E 58

zum ersten Mal über die Pro-
duktionsbänder im ERLUS
Werk im niederbayerischen Er-
goldsbach. Seitdem hat das
Unternehmen die Produktlinie
aus hochwertiger Keramik ste-
tig weiterentwickelt und im-
mer wieder optimiert. 

Bei jeder Neuerung achtet
ERLUS darauf, diese mit den
Vorgängermodellen abzustim-
men. So können Verarbeiter
auch neue Modelle problemlos
bei der Sanierung einsetzen.
Da die E 58 Tondachziegel mit

zahlreichen Haustypen und
Baustilen harmonieren, ist die
dezent geschwungene Linien-
führung auch beim Neubau
nach wie vor zeitlos aktuell. 

Sechs Modelle

Ab sofort umfasst die E 58 Se-
rie sechs Modelle: den Klassiker
E 58, den E 58 S, den E 58
MAX®, den E 58 SL, den E 58
PLUS® und den E 58 RS®. Den 
E 58 RS® gibt es in den Farben 
Rot, Anthrazit, Kupferbraun,
Schwarz Matt, Diamantschwarz
und Burgund. 



KOMMUNALER BAU6 GZ10. 08. 2017

Zahl der Baugenehmigungen
in Bayern weiter hoch

Innen- und Bauminister Herrmann zieht Halbjahresbilanz
Die Anzahl der Baugenehmigungen in Bayern bewegt sich nach
wie vor auf hohem Niveau. Dies belegen die aktuellen Zahlen des
Bayerischen Landesamts für Statistik, wonach im ersten Halbjahr
2017 für 36.058 Wohnungen Baugenehmigungen erteilt oder Ge-
nehmigungsfreistellungsverfahren abgeschlossen wurden. 

Innen- und Bauminister Joa-
chim Herrmann sieht darin die
Fortsetzung des Vorjahrestrends,
wenn auch ein geringfügiger
Rückgang um 1,9 % gegenüber
dem Genehmigungsrekord des
vergangenen Jahres zu verzeich-
nen sei.

Baukindergeld für Familien
als wichtiger Impuls

In seiner Halbjahresbilanz ver-
wies Herrmann auf die aktuelle
Situation im Bundesgebiet, wo
die Zahl der Baugenehmigungen
stärker rückläufig sei. Um den
hohen Stand im Freistaat zu er-
halten, müsse man im Wohnungs-
bau weiterhin verstärkt aktiv sein
und sinnvolle Maßnahmen zur
Erleichterung ergreifen. Ganz
wichtig sei die Verbesserung der
steuerlichen Rahmenbedingun-

gen. Von der künftigen Bundesre-
gierung forderte der Bauminister
vor allem die Wiedereinführung
der degressiven Abschreibung für
neue Mietwohnobjekte sowie das
Baukindergeld für Familien mit
Kindern. Beide Maßnahmen
würden kräftige Impulse für mehr
Wohnungsbau bringen.

Positiver Trend

Abschließend nahm Herrmann
noch zur Entwicklung der Woh-
nungssituation in Ein- und Zwei-
familienhäusern Stellung, wo-
nach im ersten Halbjahr 13.465
Baufreigaben vom statistischen
Landesamt ermittelt worden
seien. Des weiteren habe es im 
Geschosswohnungsbau 15.791
Baufreigaben gegeben. Auch hier
setze sich der positive Trend des
Vorjahres fort. rm

Links vom Eingang in das BauindustrieZentrum Stockdorf soll
das Signet „Bayern barrierefrei“ seinen Platz erhalten. Von links:
Angelika Schlammerl, Schatzmeisterin Special Olympics Bayern,
Thomas Schmid, Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Bau-
industrieverbandes, Ministerialdirektor Michael Höhenberger,
Amtschef des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und
Soziales, Familie und Integration. 

BBIV erhält Signet „Bayern 
barrierefrei – Wir sind dabei“

Der Bayerische Bauindustrieverband hat das Signet „Bayern bar-
rierefrei – Wir sind dabei“ erhalten. Überbracht hat es Ministerial-
direktor Michael Höhenberger, Amtschef des Bayerischen Staats-
ministeriums fürArbeit und Soziales, Familie und Integration. 

„Der Bayerische Bauindus-
trieverband ist ein Multiplikator
des barrierefreien Bauens“, hob
Hauptgeschäftsführer Thomas
Schmid in seiner Begrüßung
hervor. „Barrierefreies Bauen
verlangt die perfekte Umset-
zung der Planung. Das lernen
die Bau-Auszubildenden in un-
seren BauindustrieZentren Stock-
dorf und Wetzendorf.“

Feiertag der Inklusion

Als „Feiertag der Inklusion“
bezeichnete Ministerialdirektor
Michael Höhenberger den Tag
der Verleihung des Signets „Bay-
ern barrierefrei“ an die Bayeri-
sche Bauindustrie. Der Staat, so
Höhenberger, könne zwar Barrie-
refreiheit vorschreiben. „Zur Um-
setzung braucht der Staat aber

Partner.“ Barrierefreiheit beginne
in den Köpfen, erklärte Höhen-
berger. „Inklusion bedeutet Teil-
habe von Anfang an.“ Als Mus-
terbeispiel gelungener Inklusion
wies er auf die Aktion Special
Olympics Bayern – SOBY hin,
die der Bayerische Bauindustrie-
verband als Sponsor unterstützt. 

Für Angelika Schlammerl,
Schatzmeisterin Special Olym-
pics Bayern, erfordert das Ziel
Barrierefreiheit Ideen, Einsatz,
Kreativität und vor allem die ent-
sprechenden Fähigkeiten. „Als
Baumeister unserer Zukunft
kommt den Auszubildenden der
Bayerischen Bauindustrie daher
eine zentrale Rolle bei der Bar-
rierefreiheit zu. Nur durch Bar-
rierefreiheit gelingt Inklusion“,
machte Angelika Schlammerl
abschließend deutlich. 

Erfolgsmodell
Genossenschaften

Historisch krisenfest, wirtschaftlich rentabel und 
sozial verantwortlich

Berlin – „Die Wohnungsgenossenschaften gehören zu den erfolg-
reichsten und zugleich stabilsten Unternehmensformen in
Deutschland“, erklärte Axel Gedaschko, Präsident des Spitzen-
verbandes der Wohnungswirtschaft GdW, anlässlich des Interna-
tionalen Tages der Genossenschaften (International Co-operative
Day). „Das traditionsreiche genossenschaftliche Geschäftsmodell
hat sich als nachhaltig erwiesen und ist moderner denn je. Die In-
solvenzfestigkeit dieser Rechtsform, ist gerade in der heutigen Zeit
ein unschätzbarer Wert, den es zu erhalten gilt.“

Die Besonderheit der Genos-
senschaften, insbesondere auch
der Wohnungsgenossenschaften,
gründet in den genossenschaftli-
chen Prinzipien der Selbsthilfe,
Selbstverantwortung und Selbst-
verwaltung. Die Mitglieder der
Genossenschaft, d. h. deren Ei-
gentümer, sind zugleich Nutzer
der von der Genossenschaft ange-
botenen Leistungen, im Falle von
Wohnungsgenossenschaften also
Mieter der genossenschaftlichen
Wohnungen.

Tradition und Innovation

Mittlerweile leben 5 Millionen
Menschen in Deutschland bei den
rund 2.000 im GdW organisierten
Wohnungsgenossenschaften. Seit
mehr als 150 Jahren bieten sie
ihren Bewohnern langfristig at-
traktive sowie bezahlbare Woh-
nungen. Fast 4,5 Milliarden Euro
haben die Wohnungsgenossen-

schaften im Jahr 2015 in ihren
Bestand und den Neubau inve-
stiert. „Mit ihrem Geschäftsmo-
dell, das Tradition und Innova-
tion verbindet, beweisen die
Wohnungsgenossenschaften im-
mer wieder aufs Neue, dass
Wohnen mehr ist, als ein Dach
über dem Kopf,“ so der GdW-
Präsident. 

Die Aufnahme der Genossen-
schaftsidee mit ihrer über 100-
jährigen Tradition in die Liste des
immateriellen Weltkulturerbes
der UNESCO Ende des vergan-
genen Jahres unterstreicht, wie
wichtig ihre Prinzipien damals
wie heute sind. Für aktuelle Her-
ausforderungen, wie eine bürger-
nahe Energiewende, ein men-
schenwürdiges Wohnen im Alter,
die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie oder die Nahversorgung
im ländlichen Raum bieten Ge-
nossenschaften innovative Ant-
worten. 

Initiative Gutes Wohnen:

Zu wenig Tageslicht
in Wohngebäuden

Studie zeigt: Gesetzliche Anforderungen zu niedrig
Viele Wohngebäude in Deutschland werden unzureichend mit 
Tageslicht versorgt. Zu diesem Ergebnis kommt eine von der
Initiative GutesWohnen in Auftrag gegebene Studie, die in Berlin
vorgestellt wurde. Demnach hinken die gesetzlichen Anforderun-
gen an die Tageslichtversorgung von Gebäuden den Empfehlun-
gen von Experten weit hinterher. Als Folge drohen den Bewoh-
nern unter anderem gesundheitliche Beeinträchtigungen.

„Tageslicht ist essentiell für
Wohlbefinden und Gesundheit
der Menschen“, erklärt Till Reine
von der Initiative GutesWohnen.
Neueste medizinische Erkennt-
nisse zeigen den hohen Einfluss
von Tageslicht auf unsere biologi-
sche Uhr und damit auf unsere
Gesundheit. Da Menschen bis zu
90 Prozent ihrer Zeit in geschlos-
senen Räumen verbringen, müs-
sen auch Häuser und Wohnungen
ausreichend mit Tageslicht ver-
sorgt werden.

„Leider hat die Politik das
Thema in der Vergangenheit
äußerst stiefmütterlich behan-
delt. Die ausreichende Versor-
gung mit Tageslicht muss bei
künftigen Planungen und Sanie-
rungen von Wohngebäuden eine
deutlich größere Rolle spielen.
Auch die gesetzlichen Mindest-
anforderungen sind nicht mehr
zeitgemäß und müssen dringend
angepasst werden“, so Reine.

Ernüchterndes Ergebnis

In der Studie des Beratungsun-
ternehmens Ecofys wurde unter-
sucht, ob die geltenden Tages-
lichtanforderungen aus der soge-
nannten Musterbauordnung dem
aktuellen Stand der Wissenschaft
entsprechen. Die Verordnung
schreibt vor, dass die Fenster-
flächen eines Raumes mindestens
ein Achtel der Grundfläche betra-
gen müssen. Das Ergebnis der
Untersuchung ist ernüchternd: In
einem typischen innerstädtischen
Mehrfamilienhaus wird somit ge-
rade einmal ein Drittel des von
Experten empfohlenen Tages-
lichts erreicht. Bei einer typischen
energetischen Sanierung ver-
schlechtern sich die Werte zusätz-
lich um fast 30 Prozent. Daher
sollten Bauherren bei anstehen-
den Sanierungsmaßnahmen un-

bedingt auf mangelhafte Tages-
lichtversorgung hingewiesen wer-
den. Außerdem sind geeignete
freiwillige Maßnahmen zur Ver-
besserung aufzuzeigen. Sonst
droht angesichts des Klima-
schutz-Ziels der Bundesregie-
rung, bis zum Jahr 2050 nahezu
den kompletten Gebäudebestand
zu sanieren, eine weitere und
flächendeckende Verschlechte-
rung der derzeitigen Situation.

Fensterfläche verdoppeln

Die Autoren der Studie schla-
gen weiter vor, die vorgeschriebe-
ne Fensterfläche für Neubauten
zu verdoppeln und auf einen Wert
von einem Viertel der Grund-
fläche zu erhöhen. Dies ist min-
destens notwendig, um eine nach
wissenschaftlichen Maßstäben
akzeptable Tageslichtversorgung
zu erreichen. Dass höhere Anfor-
derungen möglich sind, zeigt der
Blick ins europäische Ausland.
Nach einer Untersuchung des
Buildings Performance Institute
Europe (BPIE) liegen die Tages-
lichtanforderungen in vielen eu-
ropäischen Ländern höher, wäh-
rend Deutschland hier zu den
Schlusslichtern gehört.

PolitischerAbend

Die Studie von Ecofys wurde
im Rahmen eines Politischen
Abends vorgestellt, den die Ini-
tiative GutesWohnen in Berlin
ausgerichtet hat. Gemeinsam
mit Vertretern der Bundesregie-
rung und Experten aus For-
schung, Medizin und Planung
diskutierten die Gäste über die
gesundheitliche Bedeutung von
Tageslicht und über notwendige
gesetzliche Änderungen für ei-
ne gute Tageslichtversorgung in
Wohngebäuden. 

Unterstützer Sparkasse Nürnberg:

Nordgarten im Z-Bau
neu belebt

Im Rahmen des Pilotprojekts der Nationalen Stadtentwicklungspo-
litik „Stadt auf Rädern“, bei dem Anwohner ihren Stadtteil kreativ
weiterentwickeln und mitgestalten können, hat das Urban Lab, ge-
meinnützige Unternehmergesellschaft, den Nordgarten im Z-Bau
neu belebt. Im Rahmen verschiedenerProjekte entstand ein Ort für
kreatives und handwerkliches Gestalten mitten in der Südstadt.
Unterstützt wurde die Unternehmergesellschaft bei der Realisie-
rung von der Sparkasse Nürnberg.

Im Frühjahr 2017 hat das Urban
Lab verschiedene Akteure, An-
wohner und Institutionen in der
Südstadt zu einem Workshop ein-
geladen. Ziel war, die Gestaltung
des Nordgartens im Kulturzen-
trum Z-Bau auf die Bedürfnisse
der Menschen vor Ort abzustim-
men. Konzepte wurden erarbeitet
und gemeinsam mit den Anwoh-
nern umgesetzt. So entstand eine
Mischung verschiedener Projekte:
Der Verein errichtete eine offnene
Graffitiwand, die der Streetart-
künstler Leo Heidingsfelder, ge-
nannt „Noke“, mit seiner Work-
shopgruppe gestaltet. 

Zudem bietet das Urban Lab
Workshops zum Fertigen von
Marktständen an. „Der einfache,
ursprüngliche Handel fördert das
Zusammenleben und den Aus-
tausch in der Stadt. Deshalb lernen
wir unseren Workshopteilneh-
mern, wie man schnell und trotz-
dem kreativ Marktstände für
Straßenfeste oder Märkte baut“, so
Chris Hermann, Projektleiter des
Urban Lab. 

Die Dächer der Stände bestehen
aus ausgemusterten Werbebannern
der Sparkasse Nürnberg, die im
Rahmen des Projekts wiederver-
wendet wurden. Das Kreditinstitut
bezuschusst die Marktstände so-
wie die Graffitiwand mit insge-
samt 3.000 Euro. Im Rahmen des

Graffitiprojekts stellt die Sparkas-
se außerdem eine freie Fläche auf
ihrem Grundstück am Lorenzer
Platz zu Verfügung, die im Som-
mer durch die Workshopgruppe
gestaltet wird. 

„Die Entwicklung von Stadttei-
len voranzutreiben und Orte der
Begegnung zu schaffen ist uns be-
sonders wichtig. Partner wie das
Urban Lab, die mit innovativen
Projekten Menschen anregen,
ihren Stadtteil aktiv mitzugestal-
ten, unterstützen wir gerne“, so 
Dr. Michael Kläver, stellvertreten-
des Vorstandsmitglied der Spar-
kasse Nürnberg. Auch der Leiter
des Kulturzentrums Z-Bau, Stef-
fen Zimmermann, freut sich über
die neuen Partner: „Der Z-Bau ist
ein Begegnungsort für Kultur-
schaffende verschiedenster Berei-
che. Das Urban Lab bereichert un-
ser Angebot mit seinen kreativen
Projekten und füllt unseren bisher
noch wenig genutzten Nordgarten
mit Leben.“ Neben den gestalteri-
schen und handwerklichen Projek-
ten ist außerdem geplant, einen
Lehmofen zu bauen und einen
Grillplatz zu errichten. 

Der Nordgarten im Z-Bau in
der Frankenstraße 200 in Nürn-
berg ist ab Ende September
Mittwochs ab 16 Uhr und Sams-
tag ab 13 Uhr öffentlich zugäng-
lich. 

Neuer Würzburger Stadtteil Hubland: 

Mit staatlichen Fördermitteln
zum Wohneigentum

Ein Interview mit Stadtkämmerer Robert Scheller
Die Nachfrage nach Baugrundstücken in Würzburg ist groß, 
wie die unlängst mit Erfolg durchgeführte Verlosung von
34 Reihen- und Kettenhausbauplätzen am Hubland zeigt. Durch
den Immobilienboom der letzten Jahre fragen sich jedoch immer
mehr Menschen, ob sie sich den Traum von den eigenen vierWän-
den noch leisten können. Dabei hilft der Staat gerade Haushalten
mit geringerem bzw. mittlerem Einkommen - insbesondere jun-
gen Familien mit Kindern, dieses Ziel zu erreichen. Die unter-
schiedlichen Fördermöglichkeiten erläuterte Stadtkämmerer
Robert Scheller im Interview.

Welche Fördermöglichkeiten
gibt es für Bauherren und
Kaufinteressenten in Würz-
burg?
Robert Scheller: Bei uns im
Rathaus können staatliche För-
dermittel für selbstgenutzten
Wohnraum im Würzburger
Stadtgebiet beantragt werden.
Dies kann sowohl der Kauf ei-
ner Eigentumswohnung als
auch der Neubau eines Eigen-
heimes sein. Das Jahreseinkom-
men des Haushaltes darf dabei
eine bestimmte Grenze nicht
überschreiten. Die ist gar nicht
mal so niedrig: z.B. darf ein
junges Ehepaar mit zwei Kin-
dern etwa 71.000 Euro brutto
im Jahr verdienen. Über die 
genauen Einkommensgren-
zen können sich Interessenten
jederzeit bei unserer Bewilli-
gungsstelle (0931/37-3290) in-
formieren oder einen Einkom-
mens-Check im Internet unter
www.bayernlabo.de/foerderlotse
durchführen.
Mit welcher Förderung kön-
nen Interessenten konkret
rechnen?
Robert Scheller: Der Freistaat
stellt für den Bau und Kauf von
selbstgenutztem Wohnraum
zinsgünstige Förderkredite der
BayernLabo zur Verfügung, um
die Finanzierung des Wunsch-
objektes zu ermöglichen. Im
Bayerischen Wohnungsbaupro-
gramm beträgt dieser 0,5% no-
minal für 15 Jahre. Zusätzlich
kann hier ein einmaliger Kin-
derzuschuss in Höhe von 2.500
€ je Kind beantragt werden. Im
Zinsverbilligungsprogramm
gibt es mehrere Varianten zwi-
schen 0,75% und 1,99% mit ei-
ner Zinsfestschreibung von 10,
15 oder 30 Jahren. Eine Be-
sonderheit bietet die 30jährige
Volltilger-Variante, denn bei
dieser ist das Darlehen nach 30
Jahren komplett zurückbezahlt,
und dies bei dauerhafter Zinssi-
cherheit!
Gibt es weitere Vorteile für
die Antragsteller?

Robert Scheller: Ja, ein weite-
rer Vorteil ist nicht zu unter-
schätzen: für weitere Baukredi-
te, die z.B. von der Hausbank
aufgenommen werden, sinkt das
Finanzierungsrisiko, weil die
Fördermittel der BayernLabo
nachrangig im Grundbuch ab-
gesichert werden. In der Regel
wird ein Kreditinstitut dann
eher bereit sein, die Finanzie-
rung mitzutragen.
Was müssen Interessenten
tun, um die Fördermittel zu
bekommen?
Robert Scheller: Interessenten
müssen bei der Fachabteilung
Wohnungsbauförderung einen
Förderantrag mit weiteren Un-
terlagen, wie z.B. Einkommens-
nachweise, Baupläne, Eigenka-
pitalnachweise, einreichen. Für
Bauvorhaben außerhalb des
Stadtgebietes sind die jeweili-
gen Landratsämter zuständig.
Der Aufwand ist für die Antrag-
steller dabei weniger hoch als
viele vielleicht befürchten, und
bei den Formularen sind unsere
Mitarbeiter gerne behilflich.
Ganz wichtig: erst wenn die Be-
willigungsstelle dem Vorhaben
zugestimmt hat, darf der erste
Spatenstich oder der Notarter-
min erfolgen.
Wenn es Fördermittel gibt,
kann sich dann jeder ein Haus
leisten?
Robert Scheller: Etwas eige-
nes Geld muss man schon mit-
bringen, etwa 15 % Eigenkapi-
tal ist hier die Untergrenze. Da
es Höchstbeträge für die Förde-
rung gibt, braucht man außer-
dem noch von anderer Stelle
(Hausbank etc.) Fremdmittel,
und zwar mindestens in Höhe
von einem Drittel der Gesamt-
kosten. Wir werden also nicht
jeden Traum vom Wohneigen-
tum erfüllen können, aber wir
tragen dazu bei, dass mehr
Haushalte mit etwas knapperem
Budget den Sprung vom Mieter
zum Wohneigentümer schaffen.
Eine tolle Sache, insbesondere
für junge Familien! 
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Kompetenz für Kommunen.
Ein Unternehmen kommunaler Spitzenverbände

In unserem Büro in München bieten wir 

folgende Dienstleistungen für Sie an:

www.kubus-mv.de

KUBUS
KOMMUNALBERATUNG und service gmbh

®

  Kalkulation von Kommunalabgaben

 Erschließungsbeiträge

 Straßenausbaubeiträge/wiederkeh-

rende Beiträge

 Gebühren und Beiträge in der Wasser-

versorgung und Abwasserbeseitigung

 Friedhofsgebühren

  Energieausschreibung: Strom und Gas

  Ausschreibung von Wegenutzungsver-

trägen für örtliche Strom- & Gasnetze

  Unser Kontakt

KUBUS Kommunalberatung und Service GmbH

Hauptsitz Schwerin
Bertha-von-Suttner-Straße 5, 19061 Schwerin

  0385/30 31-251    info@kubus-mv.de

Büro München
Germaniastraße 42, 80805 München

  089/44 23 540-0   bayern@kubus-mv.de

100 Prozent bezahlbares 
Wohnen ist möglich

Auf der Suche nach dem dringend benötigten bezahlbaren Wohn-
raum nutzen mehr und mehr Kommunen ein Bauträgermodell,
bei dem ein bestimmter Teil des Wohnraums (meist ca. 30%) nach
sozialen Kriterien vergeben wird. Tatsächlich ist damit aber we-
der der Kommune noch den Mietern geholfen.

Viele Kommunen, insbesonde-
re in den Ballungsräumen, ken-
nen das Problem: der Wohnraum
ist knapp, die Mietpreise steigen
und steigen. Gleichzeitig ist der
teure Verkauf von Baugrund, et-
wa für Mehrfamilienhäuser, fi-
nanziell verlockend, sind die zu
erwartenden hohen Einnahmen
doch für die Handlungsfähigkeit
der Kommune von entscheiden-
der Bedeutung. Der dadurch ent-
stehende Wohnraum ist jedoch
meistens kostspielig. Schließlich
verrechnen die Projektentwickler
den Kaufpreis in die zukünftigen

Mieten. Die so allgemein steigen-
den Mietpreise kann sich die alt-
eingesessene Bevölkerung, die
das Gemein- und Vereinsleben
zuvor organisiert hat, häufig nicht
mehr leisten und zieht weg. Für
die Kommune bedeutet das die
schleichende Änderung der So-
zialstruktur vor Ort.

Bauträgermodell 

Um dem Trend entgegenzuwir-
ken, weichen die Kommunen zu-
nehmend auf ein Bauträgermo-
dell aus. Dabei werden etwa 30

Prozent der Wohnungen nach so-
zialen Kriterien vergeben. Die
übrigen 70 Prozent werden frei
vermietet bzw. verkauft. Ein au-
genscheinlich ausgewogenes
Modell, bei dem zum einen die
Bürger mit geringerem Einkom-
men Wohnraum finden und sich
die Gemeinde auf der anderen
Seite über beträchtliche Einnah-
men für den Haushalt freuen darf. 

Kernkritik

Ganz so rosig funktioniert das
Modell in der Praxis allerdings
nicht, wie Dr. Christoph Maier,
Geschäftsführer der baucultur-
project GmbH, erklärt. „Kom-
munen, die auf der Suche nach
bezahlbarem Wohnraum sind,
gewinnen mit dem Modell
nichts. Der preiswerte Wohn-
raum reicht für den Bedarf bei
weitem nicht aus. Dafür werden
die übrigen Wohnungen umso
teurer, schließlich subventionie-
ren diese die günstigeren“, so die
Maiers Kernkritik. Aber nicht
nur das. Auch die Atmosphäre
innerhalb der Immobilie birgt
Sprengstoff. „Wenn ein Mieter
doppelt so viel zahlt wie sein
Nachbar ist Streit vorprogram-
miert“, warnt Maier. 

Fünf Voraussetzungen

Es gibt allerdings eine Mög-
lichkeit, die sogar 100 Prozent
- also für jedermann - bezahl-
baren Wohnraum ermöglicht.
Dazu müssen fünf Vorausset-
zungen erfüllt werden. Zu-
nächst muss kostengünstig mit
erschwinglicher Ausstattung
gebaut werden. Daneben ist ei-
ne geschickte Raumaufteilung
bzw. Grundstücksgestaltung
unumgänglich. Zudem muss
sich der Investor mit einer „so-
zialen“ Rendite zufriedenge-
ben. Ebenfalls darf kein Bau-
trägergewinn angesetzt wer-
den.

Diese vier Voraussetzungen
kann der Entwickler erfüllen. Die
fünfte Voraussetzung liegt alleine
in der Hand der Kommune. Sie
muss gewährleisten, dass der

Baugrund günstig verkauft wird. 

Bedarfsgerechter Wohraum
und Gemeinschaftsgedanke
im Mittelpunkt

Wie so eine Immobilie ausse-
hen kann, dazu hat Dr. Maier
von bauculturproject eine ge-
naue Vorstellung. Zusammen
mit seinen Partnern im forum
baucultur hat er die „Wohngene-
ration³“ entwickelt. Im Kern
dreht es sich dabei um zwei
Punkte. Zum einen wird bedarfs-
gerechter, 100 Prozent bezahlba-
rer Wohnraum geschaffen und
zum anderen wird besonderer
Wert auf das gute Zusammenle-
ben der Mieter verschiedener
Generationen, also auf den Ge-
meinschaftsgedanken, gelegt. 

Drei Zielgruppen

Für die Bestimmung des be-
darfsgerechten und bezahlbaren
Wohnraums wurden drei Ziel-
gruppen definiert. Im Fokus ste-
hen dabei Senioren, Alleinste-
hende mit ein bis zwei Kinder
sowie eine junge Familie mit
zwei bis drei Kindern. Deren
Wohnbedarf und Budget wur-
den analysiert und dazu passen-
de, bezahlbare Wohnangebote
entwickelt. Der Gemeinschafts-
gedanke wird in besonderer Wei-
se vom direkten Austausch der
Generationen Senioren, Eltern
und Kinder mit wechselseitiger
Unterstützung etwa bei der Haus-
aufgabenbetreuung oder Ein-
kaufsservice getragen. Ein erster
Schritt dazu: Die Gründung eines
Bewohnervereins, in dem die Be-
wohner in Eigenregie die Belan-
ge des Hauses organisieren. 

Rechnung ohne den Wirt

Die Kommunen werden bei
der Entwicklung eigener Grund-
stücksflächen weiterhin vor der
Entscheidung stehen, was sie
möchten: tatsächlich 100 Pro-
zent bezahlbaren Wohnraum
oder hohe Einnahmen durch den
Verkauf des Baugrundes? Mit
dem vermeintlichen Kompro-
miss eines Bauträgermodells mit
sozialem Feigenblatt macht
die Kommune allerdings die
Rechnung ohne den Wirt, denn
bezahlbarer, bedarfsgerechter
Wohnraum in nennenswerter
Zahl entsteht so nicht. 

Leipheim:

Mehrgenerationenhaus
wird weiter gefördert

Wie der CSU-Bundestagsabgeordnete Dr. Georg Nüßlein mit-
teilt, wird das Mehrgenerationenhaus in Leipheim weiterhin
vom Bund gefördert. Laut Pressemitteilung habe Bundesfami-
lienministerin Dr. Katarina Barley (SPD) den Abgeordneten
informiert, dass der Träger, das Diakonische Werk Neu-Ulm
e.V., das Antragsverfahren für das neue Förderprogramm des
Bundes erfolgreich durchlaufen habe. Damit stehen für den
Generationentreff in Leipheim von 2017 bis 2020 jährlich
40.000 Euro an Zuschüssen zur Verfügung, wovon 30.000 Euro
vom Bund und 10.000 Euro von der Stadt Leipheim bzw. vom
Freistaat Bayern kommen. 

„Das vielfältige Angebot des
Diakonischen Werks und der
Stadt Leipheim in der Her-
mann-Köhl-Straße ist damit
weiter gesichert“, freut sich
Nüßlein. Das dortige Mehrge-
nerationenhaus in den Räum-
lichkeiten des Büros Soziale
Stadt ist ein Treffpunkt von Alt
und Jung: Die ältere Generation
hilft der jüngeren, indem sie
z.B. Kinder betreut oder aus ih-
rer Erfahrung heraus mit Rat
und Tat zur Seite steht; junge
Leute helfen älteren, indem sie
z.B. erklären, wie soziale Netz-
werke im Internet funktionie-
ren. 

Breite Angebotspalette

Die vorwiegend ehrenamtli-
chen Helfer bieten darüber hin-
aus eine Migrations- und Sozi-
alberatung, ein Internetcafé, ei-
ne Hausaufgabenbetreuung, ei-
nen Tagestreff („Offenes Wohn-
zimmer“), Gruppenarbeit wie
Puppentheater, Nähkurse, Brett-
spiele, Kochkurse und vieles
mehr an.

„Die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die freiwilligen
Helferinnen und Helfer des
Mehrgenerationenhauses Leip-
heim machen es vor, wie bür-
gerschaftliches Engagement
geht: Im Miteinander der Ge-
nerationen, im Austausch der
jeweiligen Erfahrungen und
Kenntnisse, im Füreinanderda-
sein von Alt und Jung. 

Viel Herzblut und
Einsatzbereitschaft

Dass der neue Förderantrag
nun bewilligt ist, haben sich die
Initiatoren in Leipheim mehr als
verdient. Meinen herzlichen
Glückwunsch und aufrechten
Dank für so viel Herzblut und
Einsatzbereitschaft“, so der
CSU-Politiker.
Weitere Informationen zu
Mehrgenerationenhäusern im
Allgemeinen sind unter www.
mehrgenerationenhaeuser.de,
zum Mehrgenerationenhaus
Leipheim unter www.soziale-
stadt-leipheim.de/MGH zu
finden. 

Beim Projekt „Wohngeneration³“ geht es im Kern um zwei 
Punkte: Zum einen wird bedarfsgerechter, 100 Prozent bezahl-
barer Wohnraum geschaffen und zum anderen wird besonderer
Wert auf das gute Zusammenleben der Mieter verschiedener Ge-
nerationen, d. h. auf den Gemeinschaftsgedanken, gelegt. 

Mehr Wohnungsbau
durch lokale Kooperation 

BBSR-Studie liefert Bestandsaufnahme von 
Wohnungsbau-Bündnissen in Kommunen

Lokale Bündnisse werden in vielen Kommunen zunehmend als
Instrument genutzt, um bezahlbaren Wohnraum zu schaffen.
Über freiwillige Vereinbarungen von Kommunen, Wohnungs-
wirtschaft, Eigentümern und weiteren Partnern gelingt es vie-
lerorts, den Wohnungsbau zu stärken. Das geht aus einer vom
Bundesbauministerium und vom Bundesinstitut für Bau-,
Stadt- und Raumforschung (BBSR) vorgelegten Studie hervor. 

Für die Studie führten die
Forscher eine Kommunalbefra-
gung in Städten durch, die unter
Wachstumsdruck stehen. Insge-
samt identifizierten sie knapp
90 Bündnisse. In 15 Städten
analysierten die Forscher ver-
tieft lokale und regionale
Bündnisse, darunter Metropo-
len wie Berlin, Hamburg und
Frankfurt am Main, aber auch
Universitätsstädte wie Mün-
ster, Freiburg im Breisgau oder
Konstanz.

Mehr lokale Bündnisse

„Wir beobachten, dass die
Zahl der lokalen Bündnisse ste-
tig wächst. Die Bündnisse sind
dann besonders erfolgreich,
wenn sie in den Rathäusern zur
Chefsache erklärt werden und
möglichst im Ergebnis konkrete
bauland- und liegenschaftspoli-
tische Maßnahmen umfassen“,
sagt der stellvertretende Leiter
des Bundesinstituts für Bau-,
Stadt- und Raumforschung
(BBSR), Dr. Robert Kalten-
brunner. Die Partner formulie-
ren Ziele und entwickeln ge-
meinsame Konzepte, um die 
lokalen wohnungspolitischen
Herausforderungen anzugehen.
Mit ihren individuellen Ansät-
zen erreichen sie lokalspezifi-
sche Lösungen. „Der Vorteil
sind kurze Abstimmungswege,
so dass Projekte schneller um-
gesetzt werden können“, sagt
Kaltenbrunner.

Den Bündnissen gehören ne-
ben den Stadtverwaltungen, der
Wohnungswirtschaft und den
privaten Eigentümern Mieter-
und Vermietervereine, Archi-
tektenkammern, Sozialverbän-
de sowie andere Partner an. Lo-
kale Bündnisse sind unter-
schiedlich organisiert: Sie rei-
chen vom Erfahrungs- und In-
formationsaustausch über die
gemeinsame Analyse des Woh-
nungsmarktes und Konzeptent-
wicklung bis hin zu stark um-
setzungsorientierten Bündnis-
sen.

Dauerhafte Kooperationen

„In den Städten sind neue
und dauerhafte Kooperationen
zwischen privaten Investoren,
Bauträgern und kommunale
Wohnungsunternehmen ent-
standen, um bei Neubauvorha-
ben bezahlbaren Wohnraum für
Haushalte aus verschiedenen
Einkommensschichten realisie-
ren zu können - sei es im frei
finanzierten oder geförderten
Wohnungsbau“, so Kaltenbrun-
ner. 

Die Studie „Lokale Bündnis-
se für bezahlbares Wohnen und
Bauen in ausgewählten Hand-
lungsfeldern“ kann im BBSR
kostenfrei angefordert werden
(forschung.wohnen@bbr.bund.
de).
Im Internet ist die Veröffentli-
chung unter www.bbsr.bund.de
abrufbar. 

EU-Kommission verklagt
Bundesrepublik Deutschland

Bundesingenieurkammer warnt vor Qualitätsverlust
beim Planen und Bauen

Die Europäische Kommission hat wegen der Honorarordnung
für Architekten und Ingenieure (HOAI) gegen Deutschland 
Klage vor dem Europäischen Gerichtshof erhoben. Die Kom-
mission sieht durch die Mindestsätze der Honorarordnung die
Niederlassungsfreiheit von Ingenieuren und Architekten sowie
den freien Wettbewerb nachhaltig behindert. Ohne die Vorga-
ben der HOAI würden sich nach ihrer Ansicht mehr ausländi-
sche Büros in Deutschland niederlassen, was perspektivisch gün-
stigere Preise für Verbraucher bringen soll.

„Ein Wegfall des Preisrah-
mens, den die HOAI vorgibt,
würde die Qualität beim Planen
und Bauen massiv gefährden.
Das wiederum hätte vor allem
Auswirkungen für die Verbrau-
cher“, betonte der Präsident
der Bundesingenieurkammer,
Dipl.-Ing. Hans-Ullrich Kam-
meyer.

Wer beim Planen spart,
zahlt beim Bauen drauf

„Jeder weiß, dass für einen zu
niedrigen Preis keine hinrei-
chende Qualität geliefert wer-
den kann – das gilt auch für In-
genieurleistungen. Daher be-
fürchten wir, dass nach einem
Wegfall der Mindestsätze der
HOAI nur noch der Preis darü-
ber entscheidet, was bzw. wie
geplant und gebaut wird. Die
Qualität wäre dann zweitran-
gig. Wer beim Planen spart,
zahlt hinterher beim Bauen

drauf“, führt Dipl.-Ing. Hans-
Ullrich Kammeyer ergänzend
aus.

Aus Sicht der Bundesinge-
nieurkammer rüttelt die Kom-
mission mit der Forderung
nach Aufgabe der Preisbindung
vor allem im Hinblick auf die
Mindestsätze an einem Grund-
pfeiler des bewährten Systems
der Freien Berufe. Die Bun-
desingenieurkammer appelliert
daher an die Bundesregierung,
sich weiterhin für den Erhalt
der HOAI einzusetzen und 
verweist auf ihre eigens zu die-
sem Zweck eingerichtete Kam-
pagnenseite hoai.news. 

Im Klageverfahren selbst
wird die Bundesingenieurkam-
mer im Verbund mit den ande-
ren Kammern und Verbänden
die Bundesregierung aktiv un-
terstützen, u.a. durch die Bei-
bringung eines Rechts- und ei-
nes bauökonomischen Gutach-
tens. 
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Landesbausparkasse zieht Bilanz:

Bayern-LBS widersteht 
Draghis Nullzins-Politik

„Auch eine Zinsspanne unter einem Prozentpunkt 
ermöglicht uns positive Betriebsergebnisse“

„Auch mit einer Zinsspanne unter einem Prozentpunkt kommen
wir aus und können nachhaltig ein positives Betriebsergebnis er-
zielen.“ Mit dieser in Bankkreisen eher unüblichen, aber durch-
aus selbstbewussten Feststellung reagierte Franz Wirnhier, Vor-
standsvorsitzender der LBS Bayerische Bausparkasse auf die
nunmehr seit drei Jahren in der Euro-Zone herrschende Nullzins-
Politik, die unter EZB-Präsident Mario Draghi verordnet wurde. 

„Diese Politik hat uns voll ge-
troffen. Sie war und ist zwar für
die LBS eine gewaltige unterneh-
merische Herausforderung, doch
sie hat das Institut keineswegs in
die Knie gezwungen“. Im Gegen-
teil, die LBS habe ihr Geschäfts-
modell so stabilisiert, dass es
auch bei extrem niedrigen Zinsen
funktioniert. „Wir haben uns für
das Zinstal fit gemacht“, stellte
Wirnhier in der Bilanzpressekon-
ferenz fest. 

Diese hart erkämpfte Stärke ist
für den LBS-Chef ein ganz beson-
derer Erfolg zum Abschluss, denn
er geht zum Jahresende in den Ru-
hestand. Zuvor aber fordert er
nochmals ein stärkeres Engage-
ment der Politik bei der Eigen-
heimförderung und dem Woh-
nungsbau insgesamt. Weil dem
Sparer der Zins genommen wor-
den sei, sei mehr Förderung nötig.
Auf Wirnhier wird als Vorstands-
chef Erwin Bumberger folgen.

Die LBS hat sich nach Wirn-
hiers Worten so aufgestellt, dass
sogar ein dauerhaftes Zinsniveau
von 0,5 % – gemessen am zehn-
jährigen Euro-Midswap-Satz – zu
meistern wäre. Das absolute Nied-
rigzinsniveau war Mitte 2016 er-
reicht. Im Moment sieht es etwas
besser aus, denn der zehnjährige
Midswap-Satz hat sich aktuell fast
vervierfacht. Der Zins liegt derzeit
bei 0,93 %. Dass Zinsen auch wie-
der steigen können, zeigt sich auch
an der zehnjährigen Bundesanlei-
he. Ihre Rendite hat sich deutlich
nach oben gedreht. Gleichzeitig
haben sich Baufinanzierungen um
etwa einen halben Prozentpunkt
verteuert. Derzeit kosten Darle-
hen1 bis 1,5 %, Spareinlagen
werden mit 0,1 % verzinst. „Das
alles wäre“, meinte Vorstands-
mitglied Helmut Straubinger,
„ohne den Druck durch die
Niedrigzinspolitik gar nicht zu
erreichen gewesen.“

Nach dem tollen Bausparjahr
2015 war 2016 ein Übergangjahr,
in dem das Produktangebot kon-
sequent überarbeitet wurde. Es
gibt nur noch halb so viele Tarife

wie zuvor, die aber exakt auf
Kunden ausgerichtet seien, die
für einen späteren Finanzierungs-
bedarf Vorsorge treffen wollten
oder bereits einen akuten Finan-
zierungswunsch hätten. Bauspar-
verträge dienten nicht mehr – wie
oft früher – als Festgeldanlage.
Durch diese Maßnahmen hat die
durchschnittliche Bausparsumme
den Rekordwert von über 52.000
Euro erreicht. Wirnhier: „Ver-
gleicht man in der Zeitreihe die-
ses Kerngeschäft, war 2016 unser
zweitbestes Absatzjahr mit 6,85
Mrd. Euro (+ 22 %). Von Januar
bis Juli dieses Jahres gab es ein
weiteres Plus um 10,3 %. Anpeilt
werden fürs gesamte Jahr 7,7
Mrd. Euro.

Bauspardarlehen

Die Vergabe von Bauspardarle-
hen ging um 4,8 % auf 192,2
Mio. Euro zurück. Im ersten
Halbjahr 2017 gab es ein weiteres
Minus von 10,8 %. Fürs Gesamt-
jahr wird eine Vergabe von 170
Mio. Euro erwartet. Bei den
Bauspardarlehen setzt die LBS
weiter auf Umstiegsangebote,
„die für Kunden mit älteren Ver-
trägen, deren Darlehenszinsen
nicht mehr dem heutigen Markt-
niveau entsprechen, attraktive Fi-
nanzierungen möglich machen“.

Den Ausgleich brachte das
weiter wachsende Finanzierungs-
geschäft. Die Sofortkredite legten
um 13,9 % auf 731,2 Mio. Euro
zu, und im ersten Halbjahr 2017
um weitere 8,8 %. Anvisiert wer-
den dieses Jahr 755 Mio. Euro.
Sehr erfreulich entwickelt haben
sich die erst seit Mitte 2016 ange-
botenen Annuitätendarlehen, über
die 73,5 Mio. Euro ausgegeben
wurden. Im gesamt Jahr sollen es
185 Mio. Euro werden.

Als eine ihrer wichtigsten Auf-
gaben im Zinstief sieht die LSB
die Reduzierung der durch-
schnittlichen Einlagenverzin-
sung, wozu neue, niedriger ver-
zinste Tarife, aber auch Anpas-
sungsmaßnahmen in den Ver-

tragsbeständen wie Umstiege,
Auszahlungsangebote und Ver-
tragsauflösungen (Vertragkündi-
gungen) beitragen. Auf diese
Weise konnte der Zinsaufwand
für die Einlagenverzinsung im
Berichtsjahr um mehr als 22 Mio.
Euro auf 180,4 Mio. Euro ge-
senkt werden. Ende Dezember
2016 betrug die durchschnittliche
Einlagenverzinsung nur noch
1,54  %. Das sind 21 Basispunkte
weniger als ein Jahr zuvor. Diese
Entwicklung werde im laufenden
Jahr weiter gehen.

Auch der Verwaltungsaufwand
konnte um 15 % auf 96,3 (2016:
112,7) Mio. Euro gesenkt wer-
den. „Wir haben unter jeden Stein
geschaut“, erläuterte Wirnhier.
Gekürzt wurde an der Werbung,
an der Unterstützung des Außen-
dienstes, an Veranstaltungen oder
auch am Gebäudemanagement.
Man habe sich konsequent aufs
Kerngeschäft fokussiert, u.a. auf
Vertrieb, Kundenservice und effi-
zientere Geschäftsprozesse.

Gespart wurde auch im Perso-
nalbereich durch den Abbau von
15 % der Mitarbeiter durch Teil-
zeitangebote und Fluktuations-
nutzung. Reduziert wurde die Be-
legschaft um (umgerechnet) 60
Vollzeitmitarbeiter auf jetzt noch
etwa 600 Vollzeitmitarbeiter. 

Betriebsergebnis

All diese Maßnahmen führten
zu einem Betriebsergebnis vor
Risikovorsorge von immerhin
36,3 (Vorjahr: 7,6) Mio. Euro.
Dazu trugen neben den genann-
ten Sparmaßnahmen (negativ) ein
Zinsergebnis von 151,6 (166,9)
Mio. Euro und ein Provisionser-
gebnis von 17,0 (29,8) Mio. Euro
bei, positiv aber vor allen Dingen
mit etwa 30 Mio. Euro die gesetz-
liche Änderung des Abzinsungs-
zeitraums für Pensionsrückstel-
lungen. Die Verlängerung von
sieben auf zehn Jahre führe zu ei-
ner deutlichen Entlastung, die
sich allerdings bei der angenom-
menen Zinsentwicklung in den
Folgejahren wieder neutralisieren
werde. Deshalb hat die LBS eine
Vorsorgereserve von 17,4 Mio.
Euro gebildet. Nach Zahlung der
Steuern verbleibt ein Jahresüber-
schuss von 0.

KleinerAufwärtstrend
bei Zinsen

Bei der Bausparkasse denkt
man auch an die Zeit, wenn die
Zinsen mal wieder steigen wer-
den. „Wenn nämlich die Zins-
wende kommt, ist jeder, der heute
einen Bausparvertrag abschließt,
auf der sicheren Seite, denn ein
Anstieg der Zinsen kann erhebli-
che Auswirkungen auf Baufinan-
zierungen haben“, weiß Straubin-
ger. Derzeit zeigten die Zinsen ei-
nen Aufwärtstrend, wenn auch
noch auf niedrigem Niveau. Die
Zinssicherung, neben der ausrei-
chenden Eigenkapitalbildung die
zweite Voraussetzung für eine
nachhaltige Finanzierungskultur,
trage wesentlich dazu bei, eine
gefährliche Immobilienblase ver-
hindern. Die Bausparkassen trü-
gen maßgeblich dazu bei, dass
Immobilienfinanzierungen in
Deutschland insgesamt auf einem
stabilen Fundament stehen und
dramatische Fehlentwicklungen
wie am Ende der Nuller-Jahre in
den USA oder in Spanien nicht
vorstellbar sind. Die Bayern-LBS
verfügt über eine extrem niedrige
Kreditverlustquote. Die Brutto-
kreditverlustquote lag 2016 im
Verhältnis zum gesamten Kredit-
bestand bei unverändert 0,04 %.

Wer so viel Erfolg hat, kann

dem Lob nicht entgehen. Nach
Feststellung der Zeitschrift „Fi-
nanztest“ zählen die Produkte der
LBS Bayern zu den attraktivsten
am Markt. Mit seinen Kombikre-
diten gehört das Münchner Insti-
tut zu den günstigsten Anbietern
bundesweit. Kombikredite ver-
knüpfen einen Bausparvertrag
und ein tilgungsfreies Darlehen,
mit dem die spätere Auszahlung
aus dem Bausparvertrag vorfi-
nanziert wird. Diese Konstrukti-
on sichert die heutigen äußerst
niedrigen Zinsen bis zum Ende
der Gesamtlaufzeit einer Finan-
zierung.

Prognose für 2017

Im laufenden Jahr geht man da-
von aus, dass die Finanzierung
über Einmalzahlungen um 15 %
gesteigert werden und das Volu-
men der Bauspardarlehen eini-
germaßen gehalten werden kann.
Da man die Einlagenverzinsung
weiter reduzieren will, mit einer
leicht höheren Kreditverzinsung
rechnet und – wie übrigens  schon
2016 – den Zinsertrag eines Spe-
zialfonds von jeweils etwa 10
Mio. Euro nicht abziehen, son-
dern quasi thesaurieren will, er-
watet die Bayern-LBS ein Be-
triebsergebnis vor Risikovorsor-
ge von etwa 30 Mio. Euro und
einen Jahresüberschuss von 
8 Mio. Euro –  trotz der EZB-
Nullzinspolitik, die der Bayern-
LBS die geringsten Zinsen für
Bauspardarlehen in ihrer 85-
jährigen Unternehmensge-
schichte beschwert hat.

Sehr unzufrieden ist man bei der
LBS mit der staatlichen Förderung
des Wohnungsbaus und der Eigen-
heimförderung. Der Staat sollte
nicht nur, so Wirnhier, mit stren-
gen regulatorischen Auflagen ge-
gen die Folgen der Finanz- und
Staatsschuldenkrise vorgehen, er
sollte auch für die Verbraucher ei-
nen Ausgleich schaffen, deren
Sparzinsen durch die Nullzinspoli-
tik der Europäischen Zentralbank
(EZB) praktisch abgeschafft wur-
den. Der Staat, der sich dadurch
Milliarden an Schuldzinsen spare,
müsse in diesem Umfeld mehr für
die Eigenkapitalbildung seiner
Bürger tun. 

Einkommensgrenze
bei Wohnungsbauprämie 
anheben

Doch das Gegenteil sei der
Fall. Wirkungsvolle Förderinstru-
mente wie die Wohungsbauprä-
mie seien seit Jahrzehnten nicht
an die Entwicklung von Preisen
und Einkommen angepasst wor-
den. Viele Durchschnittsverdien-
ter, also die Zielgruppe der Prä-
mie, seien aus der Förderung her-
ausgewachsen. „Deshalb halten
wir es für dringend erforderlich,
die Einkommensgrenze bei der
Wohnungsbauprämie auf min-
destens 30.000 Euro für Allein-
stehende und 60.000 Euro für
Verheiratete anzuheben und die
maximal geförderte Sparleistung
auf 1.000 bzw. 2.000 Euro zu er-
höhen, bei einem einheitlichen
Fördersatz von 10 %. Analog
sollten die Förderbedingungen
für die Arbeitnehmer-Sparzulage
angepasst werden,“ forderte der
LBS-Chef.

Eine kleine Verbesserung gebe
es jetzt bei der Altersvorsorge-
Förderung, denn die Riester-
Grundzulage steigt von 2018 an
von 154 auf 175 Euro. Davon
profitiere auch Wohn-Riester. An-
gesichts der niedrigen Kapital-
marktzinsen sei jedoch vor allem
eine Senkung oder Abschaffung
des Rechnungszinses von 2 %
beim Wohnförderkonto nötig, das
zur Ermittlung der nachgelager-
ten Besteuerung im Ruhestand
die geförderten Spar- und Til-
gungsbeiträge erfasst. Die damit
verbundene erhebliche Vereinfa-
chung würde, so Wirnhier, eine
deutliche Kostensenkung für
Wohn-Riester-Kunden bedeuten
und einen der ganz großen Kri-
tikpunkte an der Riester-Rente
entkräften. dhg.

Wohnungspolitische
Schwerpunkte

zur Bundestagswahl
GZ-Interview mit Dr. Franz Wirnhier, 
Vorstandsvorsitzender der LBS Bayern 

GZ: Die Wohnungspolitik zählt
zu den zentralen Themen im
Bundestagswahlkampf. Welche
Rolle spielt dabei Wohneigen-
tum? 
Wirnhier: Die Förderung der
Wohneigentumsbildung hat in
den Wahlprogrammen der bei-
den Volksparteien einen hohen
Stellenwert. Das ist erfreulich,
denn wir brauchen hier neue
Impulse. Wir wissen aus Studi-
en, dass ein Großteil der Mieter
lieber in einem eigenen Haus
oder einer eigenen Wohnung le-
ben würde. Darüber hinaus hat
Wohneigentum eine sehr wichti-
ge gesellschaftliche Funktion:
Es stabilisiert die Altersvorsor-

quote seit vielen Jahren bei et-
wa 45 Prozent herumdümpelt. 
GZ: Ein Förderinstrument
gibt es schon seit Jahrzehnten:
die Wohnungsbauprämie. Kann
dieser kleine Sparbonus heute
noch etwas bewirken? 
Wirnhier: Die Wohnungsbau-
prämie ist grundsätzlich hoch-
effizient, weil sie Menschen
frühzeitig zum Sparen für
Wohneigentum motiviert. Das
ist gerade heute von eminenter
Bedeutung, weil es auf Sparan-
lagen kaum noch Zinsen gibt,
während die Mieten weiter stei-
gen. Da ist es fatal, dass die
Förderbedingungen für die
Wohnungsbauprämie seit über
20 Jahren nicht mehr an die
Entwicklung von Preisen und
Einkommen angepasst wurden.
Die Folge: Viele Bürger sind
aus der Förderung herausge-
wachsen, teilweise haben nicht
einmal mehr Berufsanfänger ei-
nen Anspruch. Die vielerorts
stark gestiegenen Immobilien-
preise und strenge gesetzliche
Anforderungen an die Kreditver-
gabe erhöhen jedoch die Be-
deutung eines frühzeitigen Ei-
genkapitalaufbaus. 
Deshalb halten wir es für drin-
gend erforderlich, die Ein-
kommensgrenze bei der Woh-
nungsbauprämie auf mindestens
30.000 Euro für Alleinstehende
und 60.000 Euro für Verheiratete
anzuheben und die maximal ge-
förderte Sparleistung auf 1.000
beziehungsweise 2.000 Euro zu
erhöhen, bei einem einheitlichen
Fördersatz von 10 Prozent. Ana-
log sollten die Förderbedingun-
gen für die Arbeitnehmer- Spar-
zulage angepasst werden.
GZ: Es gibt auch noch die
Wohnriester-Förderung. Was
kann sie beitragen? 
Wirnhier: Wohnriester ist sehr
wirksam. Bei einer Immobilien-
finanzierung ermöglicht Rie-
ster-Bausparen Vorteile von
mehreren zehntausend Euro. Es
ist erfreulich, dass die Grundzu-
lage bei der Riester-Förderung
ab 2018 von 154 auf 175 Euro
ansteigt. Damit wird auch
Wohnriester noch attraktiver.
Angesichts der niedrigen Kapi-
talmarktzinsen ist jedoch vor al-
lem eine Senkung oder Abschaf-
fung des Rechnungszinses von
zwei Prozent beim Wohnförder-
konto nötig, das zur Ermittlung
der nachgelagerten Besteue-
rung im Ruhestand die geför-
derten Spar- und Tilgungs-
beiträge erfasst. Die damit ver-
bundene erhebliche Vereinfa-
chung würde eine deutliche Ko-
stensenkung für Wohnriester-
Kunden bedeuten und einen
Kritikpunkt an der Riester-Ren-
te entkräften.
GZ: Sie haben auch immer
wieder staatliche Impulse für
die energetische Sanierung
des Wohnungsbestandes an-
gemahnt. Bislang wird hier
vor allem auf KfW-Program-
me gesetzt. Reicht das? 
Wirnhier: Definitiv: Nein! Bei
den derzeit niedrigen Energie-
kosten sind die bestehenden
staatlichen Anreize zu gering.
Neben den KfW-Förderpro-
grammen muss es auch steuerli-
che Anreize geben. Rund zwei
Drittel der Selbstnutzer und der
privaten Vermieter stehen heute
noch im Arbeitsleben. Für sie
sind verbesserte steuerliche
Rahmenbedingungen ein star-
kes Sanierungsmotiv. Die Ener-
giewende in Deutschland ist nur
mit höheren Investitionen in den
Gebäudebestand zu schaffen.
Das muss der Staat viel energi-
scher ankurbeln. 

Förderer des 
Sparkassen-Verbundes
Früherer LBS-Geschäftsleiter Gerhard Dittler

feierte 80. Geburtstag
Gerhard Dittler, ehemaliger Sprecher der Geschäftsleitung
der LBS Bayern, feierte im Juni seinen 80. Geburtstag.
„Sein großes Engagement über einen Zeitraum von 25 Jah-
ren in der Geschäftsleitung der Bayerischen Landes-
bausparkasse war stets auf die Förderung des Sparkassen-
Verbundes ausgerichtet“, betonte Dr. Franz Wirnhier,
Sprecher der Geschäftsleitung 5 der LBS Bayern.

„Das Unternehmen hat in dieser Zeit eine überaus erfolgrei-
che Entwicklung genommen. Während der Bausparsummenbe-
stand 1985 noch bei 21,6 Milliarden Euro lag, hatte er sich bis
Jahresende 1999 nahezu verdoppelt auf 41 Milliarden Euro.
Die Zahl der LBS-Kunden stieg in dieser Zeit von 900.000 auf
mehr 10 als 1,4 Millionen.“

Große Verdienste

Gerhard Dittler hat sich von 1974 an als Mitglied der Ge-
schäftsleitung und von 1985 bis 1999 als deren Sprecher große
Verdienste um die LBS Bayern und die Sparkassen-Finanz-
gruppe erworben, was mit der Verleihung der Bayerischen
Sparkassenmedaille in Gold gewürdigt wurde. Unter anderem
setzte er sich für die Beibehaltung des Regionalprinzips ein und
wirkte so dabei mit, dass 1990 die LBS Ost in den Strukturen
des sparkassentypischen Regionalprinzips gegründet wurde.
2002 wurde ihm das Verdienstkreuz am Bande des Verdienstor-
dens der Bundesrepublik Deutschland verliehen. 

Dr. Franz Wirnhier. 

ge. Wer eine eigene Immobilie
finanziert, diszipliniert sich
mehr zum Sparen und verzichtet
in den Anfangsjahren auf man-
che Konsumausgaben, die spä-
ter, wenn das Eigenheim abbe-
zahlt ist, nachgeholt werden
können. Im Alter profitieren Ei-
gentümer von der ersparten
Miete. Das bringt Monat für
Monat eine starke Entlastung. 
GZ: Kann man denn mit mehr
Wohneigentum der Wohnungs-
knappheit in vielen Städten 
begegnen? 
Wirnhier: Bei jedem neuen Ei-
genheim entstehen Sickereffek-
te, die auch die Situation von
Mietern verbessern. Denn wer
in ein Eigenheim zieht, kommt
meist aus einer kleineren gemie-
teten Wohnung. Diese wird frei
für jüngere Haushalte mit nied-
rigeren Einkommen, die wieder-
um eine kleinere Wohnung zum
Beispiel für Singles und Berufs-
einsteiger frei machen. Eine
Studie des Forschungsinstituts
Empirica hat ergeben: Ein neu-
es Eigenheim verbessert die
Wohnsituation von mehr als
drei Haushalten. 
GZ: Was sollte denn der Staat
tun, um die Eigentumsquote
spürbar zu erhöhen? 
Wirnhier: Nach der Bundes-
tagswahl sollte die künftige Re-
gierung das Ziel ausgeben, die
Wohneigentumsquote in Deutsch-
land bis 2030 auf über 60 Pro-
zent zu bringen. So viele Mieter
wie möglich zu Wohneigentü-
mern machen – das wäre ein
lohnenswertes politisches Pro-
jekt. Mit spürbaren Verbesse-
rungen der Sparförderung, mit
kräftigen Eigenkapitalhilfen
und Entlastungen beim Erwerb
von Wohneigentum hätte der
Staat wirksame Hebel. Die öf-
fentlichen Besitzer größerer
Wohnungsbestände sollten sy-
stematisch dazu gebracht wer-
den, Wohnungen an ihre Mieter
zu verkaufen. Dann könnten wir
einen Quantensprung schaffen,
nachdem die Wohneigentums-
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Bayerische Rhön

Geringe Wartungskosten und lange Haltbarkeit sind überzeu-
gende Vorteile der LED. 

Hörmann Kommunikation & Netze GmbH:

LED für den Sport
Die Beleuchtungsumstellung von Sporthallen und Flutlicht-
anlagen auf LED ist in Gemeinden und Städten ein aktuelles
Thema. Das in Kirchseeon bei München beheimatete Unter-
nehmen Hörmann Kommunikation & Netze GmbH hat 
bereits zahlreiche Sportstätten umgerüstet und berät her-
stellerunabhängig.

Die Helligkeit auf Fußball-
plätzen muss laut DIN im Mit-
tel 75 Lux betragen, bei höher-
klassigen Vereinen sogar 200
Lux. Johannes Antoni, Ge-
schäftsführer der Hörmann KN
GmbH, berichtet über seine Er-
fahrungen: „Unsere Messun-
gen auf den Fußballplätzen er-
geben fast immer ein zu schwa-
ches und vor allem sehr un-
gleichmäßiges Licht. Viele
Vereine haben noch HQL oder
HOI Leuchten, die über 70 %
mehr Strom verbrauchen als
LED-Fluter. Die geringen War-
tungskosten und die lange
Haltbarkeit sind weitere große
Vorteile der LED und müssen
unbedingt in jede Amortisati-
onsrechnung mit einfließen.“

Grundsätzlich wird die Qua-
lität des Lichts auf dem Spiel-
feld durch die Position und die
Höhe der Masten, die Bodenbe-
schaffenheit (Qualität des Ra-
sens) und den Lichteinfluss
durch außen (externe Lichtquel-
len wie Anwohner, Straßenbe-
leuchtung, Vereinsheim) beein-
flusst. „Man muss also schon et-
was genauer hinsehen, will man
die beste Lichtlösung finden“,
betont Antoni.

Alles aus einer Hand

Das Unternehmen bietet von
der Beratung über die Montage
bis zur Inbetriebnahme alles aus
einer Hand an. Bei Bedarf wer-
den auch Tiefbauarbeiten wie
Kabelzug, Maststellen, Blitz-
schutz usw. ausgeführt.

Eine Sporthallenbeleuchtung
mit LED ist auf die multifunk-
tionale Nutzung der Halle aus-

gelegt und gewährleistet gute
Sehverhältnisse für Sportler und
Zuschauer. Einige LED-Her-
steller bieten zudem eine tages-
lichtabhängige Steuerung an,
welche die Energiekosten zu-
sätzlich senkt. 

Gängig sind neben der Ball-
wurfsicherheit der Einbau von
Präsenzmeldern und eine Steue-
rung, die es ermöglicht,  nur
Teilbereiche der Sporthalle zu
beleuchten.

Weitere Sportanlagen

Doch nicht nur Fußballplätze
werden umgerüstet. Die Hör-
mann KN GmbH realisiert gera-
de in der Gemeinde Putzbrunn
ein Projekt, bei dem neben den
drei Fußballplätzen zwei Ten-
nisplätze und ein Stockschüt-
zenplatz mit neuer LED-Be-
leuchtung versehen werden. Für
das Beachvolleyballfeld werden
zudem zwei neue Masten ge-
stellt und erdverkabelt. 

Details zu diesem und wei-
teren Projekten des Unterneh-
mens finden sich unter www.
led-beleuchtungsloesung.de.

Staatliche Förderung

Sowohl in der Außenbeleuch-
tung als auch für die Sporthallen
gibt es Förderprogramme. Die
Hörmann KN GmbH unter-
stützt bei der Antragstellung auf
staatliche Investitionszuschüsse
und beim Landessportverband. 

Das aktuelle Förderantrags-
fenster ist noch bis zum
30.09.2017 geöffnet - das näch-
ste vom 01.01.2018 bis zum
31.03.2018. 

Spannende Zeitfenster in
die römische Geschichte

Auf dem Limeswanderweg und bei Römerfesten wird 
Vergangenheit lebendig

Heiß brennt die Sonne vom Himmel. Schwert trifft auf Schwert,
die sonnengebräunten Gladiatoren schwitzen in derArena – nein,
nicht in Rom, sondern mitten in Bayern, im Naturpark Altmühl-
tal. Vor rund 2000 Jahren verlief der Limes – seit 2005 UNESCO-
Welterbe – quer durch die Region; im Hinterland der antiken
Grenzmauer entstanden Kastelle und römische Siedlungen. Aus-
grabungen und Museen, aber auch historische Feste lassen heute
die Kultur der Römer wieder lebendig werden.

Geschichte erleben, Feste fei-
ern und Natur entdecken – der Li-
meswanderweg im Naturpark
Altmühltal verbindet dies auf 115
Kilometern entlang des Raeti-
schen Limes. Unterwegs treffen
Wanderer auf die zahlreichen
Spuren der römischen Vergan-
genheit, die das Geschichtserleb-
nis in der Region so einzigartig
machen: wieder freigelegte römi-

freigelegte römische Wehranlage
in Bayern einen spannenden Ak-
zent: „Zeitfenster“ lassen hier das
römische Lager vor den Augen
der Betrachter mit Hilfe von In-
formationen und Geräuscheffek-
ten wieder auferstehen. Antike
Musik und Kulinarik, Hand-
werksvorführungen, Gladiato-
renkämpfe und Mitmachaktionen
für Kinder stehen bei den Römer-

Mammutprojekt von überregionaler Bedeutung:

Spatenstich für
Ganzjahresbad Neumarkt
Während finanzielle Engpässe inzwischen zahlreiche Kommu-
nen veranlassen, ihre Schwimmbäder zu schließen, entsteht in
Neumarkt i.d.OPf. für rund 40 Millionen Euro ein Ganzjah-
resbad mit über 1.100 Quadratmeter Wasserfläche, diversen
Becken, Wasserrutsche und einer Saunalandschaft. Gemein-
sam mit Regierungsvizepräsident Walter Jonas, Landrat Wil-
libald Gailler, Architekt Norbert Diezinger, Stadtwerke-Leiter
Dominique Kinzkofer und Projektleiter Peter Stemmer setzte
Oberbürgermeister Thomas Thumann kürzlich den symboli-
schen Spatenstich für dieses „wohl größte Bauprojekt in der
Geschichte der Stadt Neumarkt“.

Das neue Ganzjahresbad um-
fasst neben einem 25-Meter-
Sportbecken mit acht Bahnen,
Kursbecken, Erlebnisbecken, ei-
nem Kinderbeckenbereich mit
verschiedenen Attraktionen
und einem Solebecken auch ei-
ne vielseitige Saunalandschaft
mit sechs verschiedenen Saun-
aangeboten sowie den dazu
gehörigen Saunabecken und
entsprechenden Ruheräumen.
Außerdem wird eine Gastrono-
mie für Sauna- und Badegäste
eingerichtet. 

Bezahlbare Preise

Die Fertigstellung des ersten
Bauabschnitts mit den Becken
und dem Saunabereich ist für
Ende 2019 vorgesehen. Im An-
schluss erfolgt der Abriss des
noch bestehenden Hallenbades
des Landkreises, um an dieser
Stelle den Anbau für die Was-
serrutsche zu errichten. Der
zweite Bauabschnitt soll An-
fang 2021 fertiggestellt sein.
Bauherr ist die Stadt Neumarkt,
die Umsetzung des Ganzjahres-
bades erfolgt über die Stadtwer-
ke Neumarkt, die das Bad künf-
tig auch gemeinsam mit dem
Freibad betreiben wird. Schließ-
lich wolle man ein regionales
Bad mit bezahlbaren Eintritts-
preisen schaffen, erläuterte OB
Thumann.

Er zeigte sich zuversichtlich,
„weil ich sehe, dass das Ganz-

jahresbad von einer breiten
Mehrheit der Politik und der Be-
völkerung mitgetragen wird“.
Das neue Bad werde auch über-
regional seine Wirkung entfal-
ten: „Wir, die Verantwortlichen,
die Bürgerinnen und Bürger und
die Bewohner in Stadt und Land-
kreis, dürfen uns auf ein attrakti-
ves und schönes Bad freuen, das
viel Abwechslung bieten wird
und auch mit einer Vielzahl von
Angeboten aufwarten kann.“

Positive Ausstrahlung

Landrat Willibald Gailler
sprach von einem „sehr guten
Tag für Neumarkt“. Das Ganz-
jahresbad werde auch auf den
Landkreis eine sehr positive
Ausstrahlung haben. Ausdrück-
lich lobte er die Zusammenar-
beit zwischen Stadt, Landkreis
und Stadtwerken. 

Höhere Standortqualität

Regierungsvizepräsident Wal-
ter Jonas gratulierte Neumarkt
zum Neubau: „Das Bad steht
Stadt und Landkreis gut zu Ge-
sicht, weil es die Standortqua-
lität erhöht.“ Jonas wünschte
der Stadt viel Erfolg bei der
Umsetzung dieser Maßnahme.
Die Regierung habe diese gerne
gefördert, weil hier auch für den
Schulsport eine Anlage entsteht.
2,6 Millionen Euro steuert die
Regierung bei. DK

Bayerns Tourismus
legt weiter zu

Nach den im Bayerischen Landesamt für Statistik vorliegenden,
vorläufigen Ergebnissen zur Monatserhebung im Tourismus stieg
die Zahl der Gästeankünfte in Bayern im ersten Halbjahr 2017 
gegenüberdem Vorjahrum 4,1 Prozent auf 16,6 Millionen, die Zahl
der Übernachtungen nahm um 2,0 Prozent auf 41,6 Millionen zu. –
Im Juni 2017 wuchs die Zahl der Gästeankünfte der 12.000 geöff-
neten Beherbergungsbetriebe gegenüber dem Vorjahresmonat um
9,9 Prozent auf 3,6 Millionen, die Zahl der Übernachtungen erhöh-
te sich um 12,4 Prozent auf 9,1 Millionen.

Im Inländerreiseverkehr wuchs
die Zahl der Gästeankünfte um 3,5
Prozent (Übernachtungen: +1,8
Prozent), im Ausländerreisever-
kehr erhöhte sich die Zahl der
Gästeankünfte um 5,8 Prozent
(Übernachtungen: +2,7 Prozent).

Von wenigen Ausnahmen abge-
sehen stieg die Zahl der Gä-
steankünfte und Übernachten aller
Betriebsarten. Die Zahl der Gä-
steankünfte der Campingplätze er-
höhte sich in den ersten sechs Mo-
naten 2017 um 21,7 Prozent
(Übernachtungen: +20,1 Prozent).
Deutliche Zunahmen verzeichne-
ten auch die Ferienzentren, Ferien-
häuser und Ferienwohnungen
(Gästeankünfte: +12,9 Prozent;
Übernachtungen: +5,7 Prozent).

Mehr Gästeankünfte

Die Zahl der Gästeankünfte
stieg im ersten Halbjahr 2017 in
allen sieben bayerischen Regie-
rungsbezirken. Die Zahl der
Übernachtungen nahm in Schwa-
ben, Oberfranken, Oberbayern,
Unterfranken, der Oberpfalz und
Mittelfranken ebenfalls zu. In
Niederbayern blieb sie konstant.

Im Juni 2017 stieg die Zahl der
Gästeankünfte der gut 12.000
geöffneten Beherbergungsbetriebe
in Bayern gegenüber dem Vorjah-

resmonat um 9,9 Prozent auf rund
3,6 Millionen, die Zahl der Über-
nachtungen wuchs um 12,4 Pro-
zent auf gut 9,1 Millionen. 

Der Erkertshofener Limesturm ist der einzige Nachbau eines
steinernen Wachtturms in Deutschland. 

„Kultur und Gesundheit sind die Markenzeichen unserer Region“,
betont Passaus Landrat Franz Meyer. „Wir sind stolz auf unsere
Bäder und dass wir sie in einem sehr guten Zustand halten kön-
nen.“ Genau das passiert gerade in der Wohlfühl-Therme in Bad
Griesbach, wo seit Anfang März der 9,4 Mio. Euro teure Umbau
läuft. Meyer hat sich nun vor Ort bei (v. l.) Bürgermeister Jürgen
Fundke, Kreisrat und Zweckverbandsmitglied Hans Danner und
Werkleiter Dieter Lustinger über den Baufortschritt informiert.

sche Thermen, rekonstruierte
Wachttürme und teilweise wieder
aufgebaute Limeskastelle, wie
das teilrekonstruierte Kastell Sab-
lonetum in Ellingen oder die
Grundmauern des Kleinkastells
Burgus in Burgsalach. Eine erleb-
nisreiche Station ist die einzige
Rekonstruktion eines steinernen
Limeswachtturms in Bayern am
Rande von Erkertshofen bei Tit-
ting. In Kipfenberg geht es hinauf
zum Römer und Bajuwaren Mu-
seum auf der Burg Kipfenberg,
wo auch der Infopoint Limes auf
wissensdurstige Besucher wartet.
In voller Militärmontur marschie-
ren die Römer beim großen Fest-
umzug des Limesfests in Kipfen-
berg (13. August 2017) auf.

Durch schattige Wälder und
das malerische Schambachtal
verläuft der Weg, den Spuren der
alten Grenzmauer folgend, weiter
Richtung Donau, die zu römi-
scher Zeit als „nasser Limes“ die
Fortsetzung der Grenzbefesti-
gung bildete. Bevor der Limes-
wanderweg am Römischen Mu-
seum für Kur- und Badewesen in
Bad Gögging endet, setzt nach
der Überquerung des Flusses das
Kastell Abusina als einzige in
ihrem Mauerbestand vollständig

tagen (11.-13. August 2017) in
Eining unter dem Motto „Salve
Abusina“ auf dem Programm.
Tipp für Radwanderer: Fast paral-
lel zum Limeswanderweg ver-
läuft der Limes-Radweg – er be-
ginnt ebenfalls in Gunzenhausen,
endet aber in Kelheim.

Vereine oder Familien treten im
Naturpark Altmühltal sogar in die
Fußstapfen der antiken Besatzer
und werden zu „Römern auf
Zeit“: Gelegenheit zur Zeitreise
ins 3. Jahrhundert nach Christus
bietet das „Historische Römerla-
ger“. Die Teilnehmer wohnen im
originalgetreuen Zeltlager, kochen
nach Rezepten der Antike und
üben sich in den damaligen Hand-
werkstechniken (buchbar für
Gruppen). Noch ein Anziehungs-
punkt für Römerfans im Natur-
park Altmühltal ist Weißenburg
mit dem rekonstruierten Nordtor
des Kastells „Biriciana“ und der
römischen Thermenanlage. Dort
wurde im Frühjahr diesen Jahres
das RömerMuseum nach umfang-
reichen Umbaumaßnahmen und
einer Neukonzeption wiederer-
öffnet. Neben dem berühmten
Weißenburger Römerschatz wird
in der Ausstellung das Leben am
Limes näher gebracht. 
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Ab Januar 2018:

Was sich im Baurecht ändert 
Nach einer Überarbeitung hat der Entwurf zur Reform des Bau-
vertragsrechts im März dieses Jahres den Bundestag passiert. Das
Gesetz tritt zum 1. Januar 2018 in Kraft. Hier noch einmal die we-
sentlichen Änderungen im Überblick.
Die Baubranche ist einer der
wichtigsten Wirtschaftszweige
Deutschlands. Erstaunlich also,
dass das Bauvertragsrecht im
Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB)
nur rudimentär geregelt wird. Es
ist sehr allgemein gehalten und
entspricht absolut nicht den An-
forderungen komplexer, auf lange
Erfüllungszeit angelegter Bau-
vorhaben. Wesentliche Abläufe
und Verfahren sind im BGB nicht
geregelt. Es fehlen klare gesetzli-
che Vorgaben, beispielsweise für
Architekten- und Ingenieurverträ-
ge, sowie speziell auf Verbrau-
cherverträge angepasste Regelun-
gen. Um diesen Anforderungen
gerecht zu werden, gibt es die
Vergabe- und Vertragsordnung
für Bauleistungen (VOB/B) als
besonderes Regelwerk für Bau-

verträge. Doch in Verbindung mit
der mittlerweile mannigfachen
und kaum noch zu überblicken-
den Rechtsprechung hat sich das
Bauvertragsrecht zu einer äußerst
komplexen und vielschichtigen
Spezialmaterie entwickelt.
Ziel der Reform des Baurechts ist
darum, wichtige Vorschriften aus
der VOB/B in das BGB zu über-
nehmen, wesentliche im Bauver-
tragsrecht bislang nicht vorhande-
ne Regelungen neu aufzunehmen
und im Licht des Verbraucher-
schutzes die bisherigen und neuen
Paragrafen speziell auf Verbrau-
cher anzupassen. Die Gesetzesän-
derungen betreffen also sowohl
die allgemeinen Vorschriften als
auch die jeweiligen Vertragstypen.
Nun hat der Ausschuss für Recht
und Verbraucherschutz den ur-

sprünglichen Entwurf in einigen
wesentlichen Punkten überarbeitet
und wichtige zu beachtende Ände-
rungen und Ergänzungen vorge-
schlagen, die ohne Abweichungen
durch den Bundestag beschlossen
wurden.
Das neue Gesetz enthält eine
Vielzahl von Neuregelungen und
Änderungen, die von Verbrau-
chern, Bauunternehmen, Bauträ-
gern, Architekten und Ingenieu-
ren ab dem Zeitpunkt des Inkraft-
tretens im Januar 2018 beachtet
werden müssen.

Fiktive Abnahme

Die neue Regelung in Paragraf
640 Absatz 2 des BGBs wird
sprachlich noch einmal verändert.
Die Formulierung „unter Angabe
von Mängeln“ wird durch „unter
Angabe mindestens eines Man-
gels“ ersetzt. Hierdurch sollen in
der Praxis Streitigkeiten über die
Zahl der innerhalb der Frist
gerügten Mängel vermieden wer-
den. Die Befürchtung war, dass
durch die Formulierung Streit
über die Abnahmewirkungen ent-
stehen kann, falls sich der Man-
gelvorbehalt nur auf einen einzi-
gen Mangel bezieht.
Rechtlich interessant bleibt wei-
terhin, ob die Beweislastumkehr
eintritt und wann die Verjährung
beginnt, wenn die Abahme we-
gen eines Mangels verweigert
wird, der erkennbar unwesentlich
ist oder der nicht vorliegt, dafür
aber ein neu aufgetretener anderer
Mangel vorliegt.

Kaufrechtliche
Mängelhaftung

Grundlegende Änderungen wird
es bei den Mängelrechten in so-
genannten Leistungsketten ge-
ben, einem insbesondere für
Handwerker wichtigen Aspekt.
Kauft ein Handwerker Material
und verbaut dieses bei dem Auf-
traggeber, entstehen vor allem
dann rechtliche Probleme, wenn
sich später herausstellt, dass die
eingebauten Materialien mangel-
haft sind. Abgesehen davon, dass
die Kosten für das neue, mangel-
freie Material übernommen wer-
den müssen, entsteht oft auch
Streit über die zusätzlichen Ko-
sten für den Aus- und Einbau.
Bisher kann der Handwerker ge-
genüber dem Verkäufer Ein- und
Ausbaukosten bei der Lieferung
einer mangelhaften Sache nur als
verschuldensabhängigen Scha-
denersatzanspruch geltend ma-
chen. Das ist ein erheblicher Nach-
teil für die Handwerker, denn sie
schulden im Zug der werkvertrag-
lichen Nacherfüllung den Ausbau
und den Einbau des mangelfreien
Materials. Der Verkäufer schuldet
gegenüber dem Handwerker in
der Regel nur die Lieferung einer
neuen Kaufsache. Diese zusätzli-
chen Kosten für den Ein- und Aus-
bau, auf denen der Handwerker
meistens sitzen bleibt, könne im-
mens hoch sein.
Nach der Neuregelung soll der
Anspruch des Handwerkers auf
Nacherfüllung auch den Ausbau
der gekauften mangelhaften und
den Einbau der neu zu liefernden
Sache umfassen, wenn der
Werkunternehmer die gekaufte
Sache entsprechend ihrem Ver-
wendungszweck in eine andere
Sache eingebaut hat. Der Bundes-
tag hat sich aufgrund der Be-
schlussempfehlung des Aus-
schusses für Recht und Verbrau-
cherschutz sogar noch auf eine
Erweiterung dieser Regelung ver-
ständigt.
Entscheidend ist, dass der Ver-
käufer der mangelhaften Sache
Ersatz für die Aus- und Einbau-
kosten auch dann zu leisten hat,
wenn das schadhafte Produkt an
eine andere Sache angebracht
(nicht eingebaut) worden ist. Ver-
wendet ein Maler also beispiels-

weise mangelhafte Farbe, kann er
die Kosten der Neulackierung
vom Verkäufer zurückverlangen.

Entschärfung des 
Anordnungsrechts

Dem Besteller/Bauherr steht
künftig das Recht zu, dem Unter-
nehmer gegenüber Änderungen
unter gewissen Voraussetzungen
in Textform anzuordnen. Das
Recht des Bestellers, eine solche
Änderung anzuordnen, besteht al-
lerdings nach erneuter Gesetze-
sänderung erst dann, wenn die
Parteien nicht binnen 30 Tagen
nach Zugang des Änderungsbe-
gehrens eine Einigung erzielen.
Während der Auftragnehmer
nach VOB/B grundsätzlich ver-
pflichtet ist, Änderungen des
Bauentwurfs auszuführen, enthält
der Gesetzesentwurf nun eine bis-
lang nicht vorhandene Zumutbar-
keitsschwelle. Der Unternehmer
ist demnach nur verpflichtet, die
Anordnung auszuführen, wenn
ihm dies zumutbar ist. Ist dies
nicht der Fall, kann er die Aus-
führung verweigern.
Der Gesetzesentwurf sah zu-
nächst vor, dass das Anordnungs-
recht in jedem Fall besteht. Die
Einschränkung kommt wiederum
den Unternehmern und Handwer-
kern zugute, die es im Grunde in-
nerhalb der 30-Tages-Frist selbst
in der Hand haben, eine Anord-
nung durch ein entsprechendes
Entgegenkommen zu vermeiden.

Einstweiliger Rechtschutz

Das neue Gesetz sieht bei Diffe-
renzen über die Anordnung von
Leistungsänderungen oder über
das Zumutbarkeitskriterium die
erleichterte Möglichkeit einer
einstweiligen Verfügung vor, um
gegebenenfalls Streitigkeiten
schneller beilegen zu können.
Die besondere Eilbedürftigkeit
sollte bisher dann nicht glaub-
haft gemacht werden, wenn zuvor
ein Einigungsversuch unter Einbe-
ziehung eines Sachverständigen
stattgefunden hat. Auf Vorschlag
des Rechtsauschusses entfällt die-
se Regelung teilweise nun wieder.
Die vorherige Einbeziehung soll
nun doch nicht erforderlich sein.
Das stellt in jedem Fall eine Er-
leichterung für den Erlass einer
einstweiligen Verfügung dar, denn
die Beiziehung und das Einschal-
ten eines Sachverständigen be-
deuten zum einen eine unter Um-
ständen erhebliche Verzögerung
und zum anderen weiteres Streit-
und Konfliktpotenzial. 
Nach Auffassung des Ausschus-
ses ist der vor der Anordnung vor-
gesehene Einigungsversuch aus-
reichend. Tatsächlich erscheint
diese Erleichterung durchaus
sinnvoll. Einstweiliger Rechts-
schutz soll schnell und effektiv
sein. Durch eine erneute Beizie-
hung eines Sachverständigen
kann sich dies in die Länge zie-
hen, zumal die bisherige Rege-
lung auch keinen zeitlichen Rah-
men für diese Einigung vorsah.

Landgerichte führen
Baukammern ein

Durch die übernommenen Ände-
rungsvorschläge des Ausschusses
für Recht und Verbraucherschutz
sollen wesentlich die Rechte der
Handwerker und Verbraucher ge-
stärkt werden. Die Bundestags-
fraktionen haben sich am 15. Fe-
bruar 2017 zusätzlich darauf geei-
nigt, dass spezielle Baukammern
an den Landgerichten eingeführt
werden. Dies wird von der Bau-
praxis und den auf diesem Gebiet
tätigen Rechtsanwälten bereits
seit Langem gefordert. Denn
Baustreitigkeiten sind umfang-
reich und erfordern auch von
Richtern ein gewisses Spezial-
wissen.

Der Autor Florian Becker (38)
ist seit 2013 Sozius der Kanzlei
Behm Pudack Becker Rechts-
anwälte in Berlin.
Quelle: Newsletter „Die Im-
mobilie“ 

Blick auf die derzeit überströmten vier Wehrfelder des Donau-
kraftwerks Regensburg, das wegen der Modernisierung der
20.000-Volt-Schaltanlage derzeit abgeschaltet ist.

Foto: Jan Kiver, Rhein-Main-Donau AG

Laufwasserkraftwerk Regensburg an der Donau: 

20.000-Volt-Schaltanlage
komplett erneuert

Schon seit einiger Zeit hören Spaziergänger beim Donaukraft-
werk ein vernehmbares Rauschen. Die Donau fließt, für die 
aktuelle Wasserführung unüblich, statt durch die zwei Kraft-
werksturbinen und die zusätzliche Triebwerksturbine über die
vier Wehrfelder der Wehranlage des Kraftwerks Regensburg. Die
Erzeugung von sauberem regenerativen Wasserkraftstrom muss
bis Mitte August pausieren. 

Hintergrund des Wehrüber-
laufs – so der Fachbegriff – ist 
der Umbau der 1976 errichteten
20.000-Volt-Schaltanlage. Über
sie wird der im Kraftwerk er-
zeugte Wasserkraftstrom in das
20.000-Volt-Mittelspannungsnetz
von REWAG und Bayernwerk,
das in weiten Teilen Bayerns das-
Stromnetz von der 220-/380-Volt-
Nieder- bis zur 110.000-Volt-
Hochspannungsebene betreibt,
eingespeist. Aus Sicherheitsgrün-
den muss bei Wehrüberlauf auch
die Bootgasse gesperrt bleiben.

REWAG, Bayernwerk, Uniper
und Rhein-Main-Donau AG bit-
ten alle Wassersportler um Ver-
ständnis, dass die Bootsgasse
während der Bauarbeiten nicht
benutzt werden kann. Boots- und
Kanufahrer können die Bootsgas-
se nach Abschluss der Bauarbei-
ten wieder uneingeschränkt wei-
ter benutzen. Fachleute der ELA-
TEC POWER DISTRIBUTION
GmbH sowie der Uniper Anla-
genservice GmbH und der Uni-

per Kraftwerke GmbH, die das
Donaukraftwerk betreibt, führen
die Modernisierungsarbeiten aus,
die weitgehend beendet sind. Auf
insgesamt zehn Schaltfeldern
wurden entsprechend den ge-
wachsenen Anforderungen an ein
starkes Stromversorgungsnetz die
modernen Netzkomponenten er-
richtet. Nach der Demontage der
alten Anlagenteile wurden an de-
ren Stelle die neuen, modernen
Mittelspannungs-Schaltfelder
samt Leistungsschaltern und
Messwandlern montiert. 

Mit der Modernisierung der
Schaltanlage ist eine optimale
Verfügbarkeit langfristig sicher-
gestellt. Die bestehenden Kabel-
leitungen der REWAG und des
Bayernwerks AG blieben von der
Maßnahme unberührt. Die Nut-
zung der Donaubrücke für den öf-
fentlichen Verkehr ist durch die
Arbeiten nicht beeinträchtigt.
Rund 350.000 Euro kostet diese
umfassende Modernisierungs-
maßnahme. 

Stadt München bekämpft Zweckentfremdung:

Neue Meldeplattform geht
im Januar 2018 online

Zweckentfremdung von Wohnraum ist kein Kavaliersdelikt. Mün-
chen macht ernst und richtet gemäß dem Auftrag von CSU und
SPD eine online Meldeplattform ein. Der Sozialausschuss hat zu-
dem die Begleitung durch eine Informationskampagne genehmigt.

München, Berlin, Amsterdam,
Barcelona, New York – all diese
Großstädte beklagen die massive
Zweckentfremdung ihres knap-
pen Wohnraums und der damit
verbundenen Eingrenzung des
Mietmarktes. Meist werden
Apartments an Touristen vermie-
tet, in München oft speziell an
sog. Medizintouristen. Wohnge-
genden wie der Arabellapark lei-
den außerdem unter dem Lärm
der ständig wechselnden Mieter.

Im Amt für Wohnen und Mi-
gration kümmern sich Mitarbei-
tende um Meldungen von Zweck-
entfremdungen. Wöchentlich ge-
hen ca. 10 bis 15 Anzeigen ein,
die oftmals Ortsbesichtigungen
und weitergehende Recherchen
nach sich ziehen. Zusätzlich zur
Meldemöglichkeit per Telefon
und E-Mail wird eine Internet-
Meldeplattform mit Informatio-
nen zur Thematik und einem On-
line-Meldeformular im Januar
2018 online gehen. Die Verwal-
tung erwartet einen Anstieg von
qualitativ hochwertigen Anzei-
gen, da die Wahrung der Anony-
mität zur Senkung der Anzeige-
Hemmschwelle beiträgt. 

Diese Anzeigen werden zu-
sammen mit den seit 1972 auf

Karteikarten gesammelten Fäl-
len in eine Datenbank übertra-
gen. Die Mitarbeitenden im
Büro und im Außendienst profi-
tieren von der Digitalisierung,
was sich auf die Schnelligkeit
der Bearbeitung positiv auswir-
ken wird. 

„Wir installieren die Melde-
plattform nicht, weil wir mehr
Bußgeld einnehmen wollen.
München braucht jede Wohnung
für ihre Einwohnerschaft – Touri-
sten finden bei uns hingegen eine
hervorragende Hotelinfrastruktur
vor. Unser erklärtes Ziel ist es
deshalb, wirksam gegen die
Zweckentfremdung vorzugehen.
Dabei sind wir auf die Hilfe der
Münchnerinnen und Münchner
angewiesen. Wir appellieren an
alle: Melden Sie uns diese Fäl-
le!“, sagt Stadtrat Marian Off-
man, Sprecher der CSU-Fraktion
im Sozialausschuss.

Eine crossmediale Informati-
onskampagne mit einer wiederer-
kennbaren Wort-Bild-Marke soll
die Öffentlichkeit sensibilisieren
und auf die Meldeplattform hin-
weisen. Zudem findet eine Ko-
operation und Vernetzung mit
Tourismusamt, Kliniken, Verei-
nen und Verbänden statt. 

Richtfest im Kloster
Baufortschritt am Bamberger Michaelsberg

Eines der größten Gerüste, das jemals in Bamberg aufgebaut
wurde, steht derzeit am Michaelsberg. Nicht nur die komplette
Michaelskirche ist derzeit sowohl außen als auch innen völlig einge-
rüstet, sondern nahezu alle Fassaden der stadtbildprägenden Klos-
teranlage. Die Gesamtinstandsetzung der Klosteranlage St. Mi-
chael ist die Herausforderung der kommenden Jahre. Als Kosten-
volumen werden derzeit rund 50 Mio. Euro angenommen. Im Bei-
sein von Bundesbauministerin Dr. Barbara Hendricks und Erzbi-
schof Ludwig Schick wurde jetzt Richtfest gefeiert.

Oberbürgermeister Andreas
Starke sprach den Verantwortli-
chen für das Jahrhundertbaupro-
jekt größten Respekt aus: „Nicht
nur die Arbeiten am Kirchendach
und den Kirchtürmen hoch über
Bamberg verlangen eine große
Portion Mut. Zeitgleich die Sa-
nierung der Kirche zu starten,
umfangreiche Fassadensanierun-
gen durchzuführen und noch ein
Infozentrum mit Stiftsladen in
Angriff zu nehmen, verlangt den
Verantwortlichen ebenfalls ein
größtes Maß an Sachverstand und
Beherztheit ab.“

Die ehemalige Klosteranlage
wird im Rahmen des Bundespro-
gramms „Nationale Projekte des
Städtebaus – Zukunftsinvestitions-
programm (ZIP)“ restauriert. Sie
gilt als eines der Wahrzeichen der
dem UNESCO-Welterbe zuge-
hörigen Altstadt Bamberg. Für
die Pflege und den Erhalt des Ge-
bäudeensembles ist die Bürger-
spitalstiftung Bamberg als Ei-
gentümerin verantwortlich.

Der erste Bauabschnitt, die In-
standsetzung der ca. 2800 m² um-
fassenden Fassadenfläche von
Brauerei- und Pfortenflügel ist
beinahe abgeschlossen. Neben
den eigentlichen Natursteinarbei-
ten und der Instandsetzung von
rund 240 Fenstern, standen dort
notwendige Arbeiten an den
Dachflächen und die partielle Er-
tüchtigung der Entwässerung an.
In wenigen Tagen soll das Gerüst
dort abgebaut werden. Am Kanz-
leiflügel, an der Neuen Abtei und
an Teilen des Konventbaus haben
bereits die Arbeiten des zweiten

Bauabschnitts begonnen, hierbei
werden weitere 2.400 m² Natur-
steinfläche instandgesetzt. Mit
dem dritten Bauabschnitt an den
Fassaden im Innenhof des Kon-
ventbaus und im Konventgarten
(rund 2.700 m²), soll bis Ende
2018 die gesamte Maßnahme fer-
tig gestellt sein. Die dann rund
7900 m² Fassadenfläche entspre-
chen nahezu zwei Fußballfeldern.

Zeitgleich mit der Fassadensa-
nierung hat die statische Instand-
setzung der ehemaligen Abteikir-
che begonnen. Die im Herbst 2015
eingebaute Sicherungsmaßnahme,
die wie ein Korsett die Mauern des
Langhauses zusammenklammert,
hat die geplante und erhoffte „Be-
ruhigung“ der Rissbewegungen
erwirkt. Bis Ende 2018 werden al-
le Bauteile eingerüstet, alle Dach-
tragwerke instandgesetzt sowie
Fassaden, Gewölbe und Mauer-
werk statisch gesichert. Zudem
werden baubegleitende Natur-
steinarbeiten, partielle Instandset-
zung der Entwässerung, restaura-
torische Sicherungen sowie um-
fassende Schutzmaßnahmen der
wertvollen Ausstattung erfolgen.

Nach der Wiederherstellung ei-
nes stabilen statischen Systems
der Kirche sollten in weiteren,
noch zu planenden Bauabschnit-
ten alle Fassaden, die gesamte
Entwässerung, die Raumschale
mit Gewölben, die Ausstattung
und Orgel sowie alle Außenanla-
gen bearbeitet werden. Für St.
Michael besteht der Wunsch, die-
se zum 1000-jährigen Jubiläum
2021 der Öffentlichkeit wieder zu-
gänglich machen zu können. 

Eingerahmt von den beiden Zimmerleuten zeigt unser Bild von
links: OB Andreas Starke, Bundesministerin Dr. Barbara Hen-
dricks, Erzbischof Ludwig Schick und Andreas Schwarz, MdB. 
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Ganz Bayern in 60 Minuten.

Ganz nah bei
den Zuschauern

Bayerns.
Von Aschaffenburg

bis Berchtesgaden.

• Aktuelle Themen
• Regionale Nachrichten

• Berichte von Land und Leuten
• Information und Service aus
Ihrer Region

Ab jetzt immer samstags von 17:45 bis 18:45 Uhr im
Programm von RTL und jeden Sonntag um 17:00 Uhr
auf den bayerischen Lokalprogrammen.

Mehr unter:
www.tvbayernlive.de

Jahrestagung Städtebauförderung in Miltenberg:

Stadt im Fluss, 
Land am Fluss

Reichlich Gelegenheit zum konstruktiven Austausch bot auch
heuer wieder die Regierung von Unterfranken mit ihrer Jahresta-
gung zur Städtebauförderung. Unter dem Motto „Stadt im Fluss –
Land am Fluss“ wurden in Miltenberg Chancen und Gefahren
der Lage einer Kommune am Wasser thematisiert. Außerdem
gingen Experten auf sich wandelende Herausforderungen im
ländlichen Raum ein.

Wie Unterfrankens Regierungs-
präsident Dr. Paul Beinhofer her-
vorhob, ist die Stadt Miltenberg
seit 40 Jahren mit in Kürze sechs
Sanierungsgebieten Partner in der
Städtebauförderung. Die Stadt
biete mit ihrer Altstadt ein heraus-
ragendes Stadtbild mit einer ein-
zigartigen Grundrissstruktur, ei-
nem hohen Anteil an erhaltener
historischer Bausubstanz mit ei-
ner großen Anzahl an prägenden
Einzelbauwerken – „ein Stadtbild
also, das es zu erhalten und weiter
zu entwickeln gilt“.

Förderbeispiele

Innerhalb dieses hochwertigen
Altstadtensembles konnten in
verschiedenen Programmen der
Städtebauförderung mit Mitteln
der EU, des Bundes und des Frei-
staates Bayern Zuschüsse in
Höhe von über 13,5 Mio. Euro
bewilligt werden. Als bedeutende
Fördermaßnahmen nannte Bein-
hofer exemplarisch die Umge-
staltung der Hauptstraße mit teil-
weiser Umnutzung zur Fußgän-
gerzone, die Gestaltung des
Marktplatzes sowie die Neuge-
staltung des Engelplatzes, die Sa-
nierung der Miltenburg zum Mu-
seum, die Sanierung der ehemali-
gen Amtskellerei und Erweite-
rung des Heimatmuseums, um-
fangreiche Hochwasserschutz-
maßnahmen mit städtebaulichen
Begleitmaßnahmen sowie aktuell
die Entwicklung eines neuen
Stadteingangs mit Klettermög-
lichkeiten im historischen Main-
zer Tor, Museumsdepot und Ju-
gendzentrum.

Mit all diesen Sanierungsmaß-
nahmen gelang es, negativen Ent-
wicklungstendenzen gegenzu-
steuern und die Attraktivität der
Altstadt vom Miltenberg für Be-
wohner, Besucher und den Ein-
zelhandel zu steigern, wie Bür-
germeister Helmut Demel und

Regierungspräsident Beinhofer
verwies auf die ohnehin hohe Be-
deutung und Wertschätzung, die
der Städtebauförderung derzeit
beigemessen wird. Seit vielen
Jahren bewähre sie sich als In-
strument, Kommunen bei den
Bemühungen um eine nachhalti-
ge Stadt- und Ortssanierung zu
unterstützen. Seit Beginn der
1970er Jahre flossen weit mehr
als eine halbe Milliarde Euro aus
Mitteln des Bundes, des Frei-
staats Bayern und der Europäi-
schen Union in Sanierungsvorha-
ben in unterfränkischen Städten
und Gemeinden.

Konjunkturmoter

Wissenschaftliche Untersu-
chungen hätten zudem gezeigt,
dass mit jedem Euro aus Städte-
baufördermitteln bis zu 10 Euro
zusätzlich aus anderen öffentli-
chen und privaten Quellen akti-
viert werden. „Die Städtebauför-
derung ist somit nicht nur ein För-
derer der Innenentwicklung und
Baukultur, sondern auch ein di-
rekter Motor der Konjunktur, von
dem gerade auch mittelständische
Unternehmen und Handwerksbe-
triebe aus der Region profitieren“,
unterstrich Beinhofer.

In diesem Zusammenhang rief
er alle Förderkommunen dazu
auf, die angemeldeten Projekte
auch zügig voranzutreiben: „Es
muss unser gemeinsames Ziel
sein, dass entsprechende Bewilli-
gungsanträge zeitnah gestellt
werden, um die zur Verfügung
stehenden Mittel durch unser
Sachgebiet „Städtebau“ auch in
diesem Jahr durch Bescheide bin-
den zu können. Von dieser Bilanz
wird es letztendlich abhängig ge-
macht werden, ob sich eine Mit-
telausstattung in dieser Höhe
auch zukünftig rechtfertigen 
lässt“, hob Beinhofer hervor.

Viele Siedlungsentwicklungen
stehen bereits seit Jahrhunderten
in einem steten Spannungsfeld
zwischen Nutzen und Gefahr ei-
nes durchfließenden Gewässers.
Nicht zuletzt aufgrund der immer
häufiger auftretenden Katastro-
phen durch Starkregenfälle, ver-
bunden mit Sturzfluten und
Hochwasserereignissen, muss

dieses Thema wieder verstärkt in
den Fokus des Umgangs mit
Grund und Boden, der Versiege-
lung und damit auch des Städte-
baus gerückt werden. Ein Ein-
führungsreferat zu diesem Thema
gab Prof. Gerd Aufmkolk aus
Nürnberg unter dem Titel „Stadt
am Wasser – Stadt im Fluss“,
während Rolf-Peter Klar, Sachge-
bietsleiter „Städtebau“ der Regie-
rung von Niederbayern, über
„Städtebauliche Konzepte und
Projekte in hochwassergefährde-
ten Siedlungen in Niederbayern“
informierte. 

Auch wenn sich die Bevölke-
rungszahlen in unterfränkischen
Kommunen erfreulicherweise po-
sitiver entwickeln als vor einigen
Jahren vorausberechnet, wird die
demografische Entwicklung ins-
besondere in ländlichen Räumen
weiter in den Fokus rücken. Da
meist überproportional viele ältere
Personen in den Ortskernen woh-
nen, der Wohnungsstandard dort
in vielen Gebäuden oftmals gerin-
ger ist bzw. hier ein größerer Sa-
nierungsstau entstand, drohen ge-
rade dort weitere Leerstände. Hier
gilt es, aktiv zu werden oder zu
bleiben, Anpassungsstrategien und
Konzepte zu entwickeln, Anreize
auch für private Investitionen zu
schaffen und dies am Besten in in-
terkommunaler Abstimmung.

Hofheimer Land

Die Gemeindeallianz „Hofhei-
mer Land“ gilt zwischenzeitlich
dank ihres integrierten Ansatzes
zur konsequenten Innenentwick-
lung und dank der damit erzielten
Erfolge bundesweit als Vorzeige-
allianz, wie Wolfgang Borst,
1. Bürgermeister der Stadt Hof-
heim i. Ufr. und Vorsitzender der
Gemeindeallianz, verdeutlichte.

Sieben Gemeinden mit 53 Ort-
steilen haben sich im Jahr 2008
im Rahmen eines Programms zur
Revitalisierung von innerörtli-
chen Leerständen (Förderung der
Bausubstanz) zusammengetan.
Seither hat sich die Allianz zu ei-
ner Partnerschaft weiterent-
wickelt, in der die beteiligten Ge-
meinden in einem kooperativen

und von Konsens geprägten Ar-
beitsprozess erfolgreich Strategi-
en zur Sicherung der Lebensqua-
lität entwickeln und gemeinsam
umsetzen. Um die Kooperation
weiter zu fördern und regionale
Schlüsselprojekte zur Sicherung
der Innenentwicklung und Da-
seinsvorsorge umzusetzen, wurde
der Kooperationsraum Hofheimer
Land im Jahr 2010 in das Förder-
programm „Kleinere Städte und
Gemeinden“ aufgenommen. 

Maßnahmen derAllianz

Seither konnten mehrere orts-
bildprägende leer stehende Ob-
jekte durch den Umbau zu multi-
funktionalen Bürgerzentren und
-häusern revitalisiert werden.
Während in Hofheim ein inter-
kommunales Bürgerzentrum ent-
stand, wurde in weiteren Kom-
munen der Allianz ein dezentrales
Bürgerhäuser-System aufgebaut.

Eine bereits abgeschlossene
Maßnahme der Allianz ist der
Um- und Ausbau des ehemaligen
Finanzamtes der Stadt Hofheim
in ein interkommunales Bürger-
zentrum. Als ein zentraler Anlauf-
punkt für die Bürger zu allen The-
men der Allianz befindet sich
nicht nur der Sitz des Allianzma-
nagements in dem Gebäude, son-
dern auch eine Vielzahl von Bera-
tungseinrichtungen zu den The-
men Daseinsvorsorge, Bauen und
Siedlungsentwicklung. 

Vielfachnutzen 
im Bürgerzentrum

Das Bürgerzentrum beherbergt
zudem den Sitz des Kultur- und
Seniorenbüros, die Tourismus-
zentrale, eine Bücherei, einen
modern ausgestatteten Konfe-
renzraum sowie einen Ausstel-
lungsraum zur Allianz in der an-
grenzenden Remise. Seit 2016 ist
auch eine Asylkoordinatorin für
das Hofheimer Land hier angesie-
delt, mit den Arbeitsschwerpunk-
ten Wohnraum- und Arbeitsplatz-
beschaffung für die Asylsuchen-
den der Gemeindeallianz.

Auch mehrere Bausteine des
dezentralen Bürgerhäuser-Sy-

stems sind bereits umgesetzt:
Durch den Umbau des ehemali-
gen Schulhauses in Rügheim
(Ortsteil von Hofheim) zu einem
Bürgerhaus und der alten Kom-
munalbrauerei zum „Kommunal-
brau- und Backhaus Rügheim“
sowie der Umbau eines alten Bau-
ernhauses in Kimmelsbach (Orts-
teil von Bundorf) zu einem Ju-
gendhaus und des alten Pfarrhau-
ses in Mechenried (Ortsteil Ried-
bach) zu einem Bürgerhaus konn-
ten mehrere ortsbildprägende
Leerstände wiederbelebt werden. 

Ein Projekt mit besonderem
gemeinschaftlichem Charakter ist
das Schwimmbad. Für Zusam-
menlegung, Sanierung und Um-
bau des Hallenbades mit angren-
zendem Freibad lobte die Allianz
einen Architektenwettbewerb aus.
Alle Kommunen des Kooperati-
onsraumes verpflichteten sich in
einer gemeinsamen Erklärung, das
Schwimmbad finanziell zu unter-
stützen, um es langfristig betreiben
zu können. Das neu entstandene
Freibad wurde 2016 eröffnet. Das
Hallenbad soll ebenfalls saniert
und gemeinsam mit dem Freibad
betrieben werden.

Belebung von Leerständen

Einen ganz besonderen Aspekt
zur Belebung von Leerständen
brachte den Teilnehmern Archi-
tekt Alfred Wiener näher. Unter
dem Titel „Leerstand nutzen für
Kunst und Baukultur“ stellte er
hierzu einige, auch außergewöhn-
liche Beispiele vor.

Näher beleuchtet wurde das
Thema „Leerstand und Denkmal-
pflege“, ein durchaus facettenrei-
ches Spannungsfeld, von Dr.
Martin Brandl vom Landesamt
für Denkmalpflege im Schloss
Seehof. Im Anschluss daran in-
formierte für die Oberste Bau-
behörde in München der für Un-
terfranken zuständige Referent
Thomas Mühlender über „Aktu-
elles aus der Städtebauförde-
rung“, ehe Tagungsmoderator
Manfred Grüner das aktuelle
Themenfeld der Städtebauförde-
rung aus unterfränkischer Sicht
ergänzte. DK

Deutscher Landkreistag:

Keine Änderung des Grundgesetzes
für sozialen Wohnungsbau!

Der Deutsche Landkreistag hat den Vorschlag von Bundesbaumi-
nisterin Barbara Hendricks für eine Grundgesetzänderung beim
sozialen Wohnungsbau für die Zeit nach 2019 deutlich kritisiert.
Hauptgeschäftsführer Prof. Dr. Hans-Günter Henneke sagte:
„Wir sollten das Rad der Föderalismusreform nicht wieder
zurückdrehen, wonach seit 2006 die Länder die alleinige Verant-
wortung für die soziale Wohnraumförderung tragen. Deren in
letzter Zeit intensivierte Anstrengungen beim Wohnungsbau tra-
gen erste Früchte. Das Letzte, was wir daher in einer solchen Si-
tuation brauchen, ist ein ‚Hü und Hott‘ bei den dahinter liegenden
rechtlichen und politischen Strukturen, schon gar nicht in Gestalt
einer Doppelverantwortlichkeit von Ländern und Bund. Sollten
die Länder dauerhaft finanziell mit dieser ihrerAufgabe überfor-
dert sein, sieht das Grundgesetz eine Anpassung der Umsatzsteu-
erverteilung zwischen Bund und Ländern vor.“

Unbestreitbar ist, dass es in vie-
len großen Städten, aber auch in
wachsenden Landkreisen weite-
ren Wohnungsbaus bedarf. „Es
ist Sache der Länder, an dieser
Stelle die Entwicklung zu beför-
dern und ihre Verantwortung
kraftvoll auszufüllen. Gleich-
falls ist und war es hilfreich,
dass der Bund den Ländern über
eine Erhöhung der Kompensati-
onsmittel hilft, ihrer Aufgabe
der sozialen Wohnraumförde-
rung wirksamer als bisher nach-
zukommen. Diese Mittel waren
und sind aber seit den Abspra-
chen im Rahmen der Föderalis-
musreform bis 2019 befristet. Es
ist somit kein Hexenwerk, dass
diese einer Sondersituation ge-
schuldeten Gelder perspekti-
visch auslaufen und die Länder
dann ausschließlich aus eigenen
Ressourcen tätig werden müs-
sen“, verdeutlichte Henneke.

Diese klaren Strukturen dürften

nun nicht durch ein Zurückdre-
hen der Verantwortlichkeiten im
Sinne einer Zuständigkeit des
Bundes für dieses Themenfeld
konterkariert werden nur, weil der
Bund derzeit hohe Überschüsse
erziele und gern über die Hinter-
tür diesen Bereich mitgestalten
würde. 

Keine weiteren
Mischfinanzierungen

„Es darf gerade keine weiteren
Mischfinanzierungen von Län-
dern und Bund geben. Denn die
Folge wäre eine doppelte Verant-
wortlichkeit nicht nur in finanzi-
eller Hinsicht, sondern auch im
Zuge eines deutlichen inhaltli-
chen Einflusses des Bundes im
Verantwortungsbereich der Län-
der“, stellte der Hauptgeschäfts-
führer fest.

Sollten die Länder mit der
Aufgabe des sozialen Woh-

nungsbaus tatsächlich dauerhaft
finanziell überfordert sein und
der Bund weiterhin so deutliche
Haushaltsüberschüsse erzielen,
so Henneke weiter, so gäbe es
dafür eine einfache Lösung:
„Verlorengegangene Balance
zwischen Aufgaben und Einnah-
men im Verhältnis von Bund und
Ländern regelt das Grundgesetz
über die Möglichkeit der Anpas-
sung des Länderanteils an der
Umsatzsteuer. Das ist der von
der Verfassung vorgesehene Me-
chanismus, sollten die Länder fi-
nanziell mit der Bewältigung ih-
rer Aufgaben überfordert sein.“

Richtiges Wirkprinzip

Aus Sicht des Bundes sei es
allerdings auf diese Weise gera-
de nicht möglich, inhaltlich in
die Länderzuständigkeiten ein-
zudringen, worin auch der tiefe-
re Sinn des heutigen Vorschlags
des Bundes liege. „Dieses Wirk-
prinzip des Grundgesetzes ist ge-
nau richtig und sollte vor allem
nach den jüngsten Fällen zur
Brennelementesteuer, zum Digi-
talPakt Schule oder zu den Bun-
desmitteln für Schulsanierungen
endlich vom Bund beachtet wer-
den. Es ist an der Zeit, derartige
Versuche zu beenden, die Verant-
wortlichkeiten der Länder weiter
zu schmälern und damit letztlich
das föderale Gleichgewicht end-
gültig zu zerstören“, machte
Henneke deutlich. 

Gastgeber Dr. Paul Beinhofer.

Stadtbaumeister Reinhold Schöpf
unter anderem im Rahmen eines
Stadtrundgangs anschaulich dar-
legten. Die Menschen ziehe es
nun wieder hin zu den historisch
gewachsenen Siedlungsberei-
chen, wo auch junge Familien ein
neues Zuhause finden können.
Anstatt neue Baugebiete auszu-
weisen und so stetig mehr Fläche
zu verbrauchen, könnten nun be-
stehende Gebäude ohne Angst
vor dem Hochwasser wieder neu
belebt werden.
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Bezirk Niederbayern:

Ausbau der ambulanten
psychiatrischen Versorgung

Planung für Psychiatrische Institutsambulanz in Grafenau weit fortgeschritten

Der Bezirk Niederbayern wird die psychiatrische Versorgung wei-
ter ausbauen. Eine Psychiatrische Institutsambulanz (PIA) für Er-
wachsene ist daher in Grafenau vorgesehen. Die Planungen sind
bereits weit fortgeschritten, wie Gerhard Schneider, Kranken-
hausdirektor des Bezirksklinikums Mainkofen, in der Bezirksaus-
schuss-Sitzung in Straubing bekannt gab. Darüber hinaus ist ge-
plant, PIA-Standorte für Kinder- und Jugendpsychiatrie in Zwie-
sel und Waldkirchen zu errichten. 

Für die PIA-Außenstelle in
Grafenau sollen Räumlichkeiten
im dortigen Krankenhaus ange-
mietet werden. Gespräche mit
dem Eigentümer des Gebäudes
wurden bereits geführt. Derzeit
wird das medizinische Konzept
für die PIA in Grafenau von Ärz-
ten, Therapeuten und der Kran-
kenhausleitung des Bezirksklini-
kums Mainkofen erarbeitet. „Zu-
sätzlich zu den persönlichen Be-
ratungen und Behandlungen vor
Ort wäre auch zu prüfen, inwie-
weit telemedizinische Angebote
miteinbezogen werden können“,
so Schneider. „Die endgültige Ent-
scheidung über die Genehmigung
der Außenstelle liegt letztlich beim
Zulassungsausschuss der kas-
senärztlichen Vereinigung“, infor-
mierte Stefan Eichmüller, Leiter
„Gesundheitseinrichtungen“ beim
Bezirk Niederbayern.

Aktuell kommen rund 165 Pa-
tienten, die in den Bezirksklini-
ken für Erwachsenenpsychiatrie

in Mainkofen und Passau und den
dort angegliederten PIA behan-
delt werden, aus dem Landkreis
Freyung-Grafenau. Für diese Pa-
tienten würde die PIA in Gra-
fenau zur Verfügung stehen;
ebenso für die weiteren Patienten
im Bayerischen Wald. „Dies wür-
de auch bedeuten, dass wir wieder
freie Therapieplätze in Mainkofen
und Passau erhalten und sich da-
mit die Wartezeiten für Therapien
verkürzen“, so Bezirkstagspräsi-
dent Dr. Olaf Heinrich.

Hohe Auslastung

Die bisher vorhandenen Ange-
bote – sowohl im Bereich der Er-
wachsenen- als auch der Kinder-
und Jugendpsychiatrie – sind voll
ausgelastet. Daher plant der Be-
zirk Niederbayern zusätzlich zu
den neuen Psychiatrischen Insti-
tutsambulanzen im Bayerischen
Wald auch das Bezirkskranken-
haus (BKH) Passau auszubauen.

Eine entsprechende Entscheidung
hat der Bezirksausschuss bereits
im September 2016 getroffen.
„Unter anderem soll zusätzlich
zur Erwachsenenpsychiatrie eine
stationäre Kinder- und Jugend-
psychiatrie am BKH Passau ent-
stehen“, berichtete Heinrich. Als
Gründe für den Ausbau des BKH
Passau und die neuen PIA führte
er an: „Die Auslastung der beste-
henden Bezirkskliniken ist sehr
hoch. Aus Sicht des Bezirks Nie-
derbayern ist es wichtig, heimatna-
he psychiatrische Versorgungs-
möglichkeiten zu errichten und
auch in diesem Bereich die medi-
zinischen Angebote zu dezentrali-
sieren.“

„Mit den neuen PIA-Standor-
ten in Grafenau sowie in Zwiesel
und Waldkirchen schließen wir
eine große Versorgungslücke im
östlichen Niederbayern. Planun-
gen für weitere PIA-Standorte,
beispielsweise in Kelheim und im
Rottal, werden erfolgen, sobald
Erfahrungen mit den neuen
Außenstellen vorliegen“, erklärte
der Präsident. „Ich bin froh, dass
wir mit den Planungen in Gra-
fenau eine weitere, maßgebliche
Verbesserung für die Menschen
im Bayerischen Wald erreichen
können“, so Heinrich. 

V. l..: Werner Düll (Leiter Kompetenzzentrum Sozialimmo-
bilien DAL Deutsche Anlagen-Leasing GmbH & Co. KG),
Martin Weiß (Vorsitzender der Geschäftsführung Sozialteam
Management Holding GmbH), Markus Bienentreu (Ge-
schäftsführer TERRANUS Asset Management GmbH), Her-
mann-Josef Thiel (Geschäftsführer TERRANUS Consulting
GmbH), Andrea Bastian (Referentin Sparkassenverband Bay-
ern) und Peter Dahlhaus (Regionalleiter DAL Deutsche Anla-
gen-Leasing GmbH & Co. KG). 

Pflegebranche
im Umbruch

Sparkassenverband Bayern und DAL
luden zum Dialog ein

Unter dem Motto „Pflegebranche im Umbruch – neue Per-
spektiven für Bewohner und Betreiber“ fand in der Sparkas-
senakademie Bayern der Sozialimmobilientag statt. Im Mittel-
punkt dieser Veranstaltung, die vom Sparkassenverband Bay-
ern und der DAL Deutsche Anlagen-Leasing GmbH & Co. KG
gemeinsam organisiert wurde, standen die gesetzlichen Ände-
rungen in der Pflegebranche und die damit verbundenen Aus-
wirkungen auf die Pflegeimmobilie. 

Neben den Herren Thiel (TER-
RANUS Consulting GmbH),
Bienentreu (TERRANUS Asset
Management GmbH) und Düll
(DAL), die über die Änderung
der Pflegegesetze, über Landes-
heimrechtliche Regelungen und
maßgeschneiderte Finanzie-
rungskonzepte referierten, stellte
ein Kunde der DAL, Herr Weiß
von der Sozialteam Management
Holding GmbH, sein Pflege-
konzept und seine Unterneh-
mensphilosophie vor. Zudem

berichtete er von seinen positi-
ven Erfahrungen mit der DAL
und deren interessanten Finan-
zierungslösungen.

Neue Perspektiven

Neben 21 Vertretern ver-
schiedener Sparkassen aus
Bayern nahmen zahlreiche in-
teressierte Pflegeheimbetreiber
und Unternehmer aus der
Branche am Sozialimmobi-
lientag in Landshut teil. 

Von rechts: Bezirksrat Markus Scheuermann, Architektin Dipl.-
Ing. (FH) Angelika Greßmann (dp Architekten, Regensburg),
Burkhard Mayenschein (Geschäftsführer Josef Stanglmeier Bau-
unternehmung GmbH & Co. KG, Abensberg), Bezirksrat Toni
Deller, OberbürgermeisterAlexander Putz, Bezirkstagspräsident
Dr. Olaf Heinrich, Irmgard Kaltenstadler, Leiterin der Sozialver-
waltung, Matthias Kopf und Stefan Singer, Referat Bauangele-
genheiten des Bezirks, Dipl.-Ing. (FH) Stefan Sabukosek (Ge-
schäftsführer Sehlhoff GmbH Ingenieure + Architekten, Lands-
hut). Bild: Bezirk Niederbayern

Bezirk Niederbayern:

Offizieller Startschuss für
Neubau der Sozialverwaltung 
Landshut. Nachdem die Mitglieder des Bezirksausschusses im Fe-
bruar dieses Jahres die Freigabe zurAusführung erteilten, fiel mit
dem Spatenstich am 3. August 2017 der offizielle Startschuss für
den Neubau eines Verwaltungsgebäudes für die Sozialverwaltung
des Bezirks Niederbayern. 

Im Herbst 2019, so der Zeit-
plan, soll das 4-geschossige Ge-
bäude in Riegelbauweise fertig
sein: mit ca. 200 Büroarbeits-
plätzen, 184 Pkw-Stellplätzen
und einem Sitzungssaal. „Wa-
ren in der Sozialverwaltung
2009 105 Bedienstete beschäf-
tigt, sind es derzeit 155. Und die
Auswirkungen des Bundesteil-
habegesetzes wie auch die im
Raum stehende Übertragung
weiterer Aufgaben werden den
Personalbedarf weiter erhöhen“,
so Bezirkstagspräsident Dr. Olaf
Heinrich. 

Schon bei der Genehmigung
der Vorentwurfsplanung wurde
außerdem eine mögliche spätere
Aufstockung um ein weiteres
Geschoss beschlossen. Von Sei-
ten der Planung und Statik wur-
den entsprechende Vorkehrun-
gen getroffen, um dies zu einem
späteren Zeitpunkt mit minima-
len Eingriffen realisieren zu
können. 

Nutzung 
regenerativer Energien

Priorität hatten bei der Pla-
nung die Energieeffizienz des
Gebäudes und die Nutzung re-
generativer Energien. Architek-
tin Angelika Greßmann erklärte,

dass der Neubau im KfW 55-
Energiestandard errichtet und
mit einer Photovoltaikanlage
ausgestattet sein wird; die Be-
heizung erfolgt über eine Wär-
mepumpe und eine Lüftungs-
anlage mit Wärmerückgewin-
nung. 

Aus Gründen des Hochwas-
serschutzes ist der Neubau in
Landshut-Schönbrunn nicht un-
terkellert. Der durch den Neu-
bau verlorengegangene Rück-
halteraum wurde aber durch 
die Schaffung von Retentions-
flächen auf den angrenzenden
Grundstücksflächen ausgegli-
chen. 

Zentrale Lage

Für den Bau des Verwaltungs-
gebäudes in Landshut-Schön-
brunn, in das der Bezirk Nieder-
bayern ca. 19,14 Millionen Eu-
ro investiert, sprachen die zen-
trale Lage sowie die gute An-
bindung an den ÖPNV und die
Erschließung. 

Bezirkstagspräsident Dr. Olaf
Heinrich dankte allen am Pro-
jekt Beteiligten und schloss mit
dem Wunsch „dass der Neubau
unfallfrei, im Rahmen des Zeit-
plans und im Rahmen des Bud-
gets ausgeführt werden kann“.

Bayerischer Pflegegipfel in Nürnberg:

Professionalität 
steigern

Unter dem Motto „Wo geht die Reise hin?“ fand in Nürnberg
auf Initiative von Gesundheits- und Pflegeministerin Melanie
Huml ein großer bayerischer Pflegegipfel statt. Experten wie
der Patienten- und Pflegebeauftragte der Bayerischen Staats-
regierung, Hermann Imhof, MdL, Christa Stewens, Staatsmi-
nisterin a. D., Stiftungsratsvorsitzende des ZQP Berlin sowie
Fritz Schösser, MdB a. D. und Vorsitzender des Aufsichtsrates
des AOK Bundesverbandes, diskutierten dabei unter Einbezie-
hung des Publikums über Thesen zu den Themen Pflegeversi-
cherung, häusliche Pflege und Pflegekräfte. Danach konnten
die rund 400 Teilnehmer über die Thesen digital abstimmen. 

Über die Ergebnisse sprachen
anschließend Staatsministerin
Huml und Bundesgesundheits-
minister Hermann Gröhe auf
dem Podium. Erstere warb
zunächst für eine enge Zusam-
menarbeit aller gesellschaftli-
chen Kräfte, um die Pflege auf
die Herausforderungen der Zu-
kunft vorzubereiten. „In 30 Jah-
ren wird sich die Zahl der Pfle-
gebedürftigen voraussichtlich
verdoppelt haben. Zudem sorgt
der demografische Wandel
dafür, dass der steigenden An-
zahl an Pflegebedürftigen eine
sinkende Anzahl an Erwerb-
stätigen gegenüberstehen wird.“

Huml zufolge sind sowohl
der Staat und die Kommunen
als auch Kassen, Träger und
Pflegekräfte, Angehörige und
Ehrenamtliche gefordert. Zu-
dem werde mehr gesellschaftli-
che Anerkennung für die Pflege
benötigt, „denn das ist eine
wichtige Voraussetzung, um
dem Fachkräftemangel entge-
genzuwirken“.

„Klar ist schon jetzt: Für die
kommende Legislaturperiode
auf Bundesebene hat der Gipfel
wichtige Impulse gesetzt. So
befürwortet die Mehrheit der
Teilnehmer die stärkere Aus-
richtung der Leistungen der
Pflegeversicherung an dem
Pflegebedürftigen und weniger
an seinem Wohnort sowie eine
Stärkung der Rehabilitation
auch in der Pflege“, bilanzierte
die Ministerin.

Sie zeigte sich „beruhigt über
das klare Votum der Teilnehmer,
dass eine Senkung der Anforde-
rungen an die Qualifikation von
Pflegekräften kein Weg ist, um
der Personalnot zu begegnen.
Dies geriet in der Debatte über
das Pflegeberufsgesetz in den
letzten Monaten etwas in den
Hintergrund. Wir werden daher
unseren Weg fortsetzen, die
Professionalität von Pflegekräf-
ten zu steigern.“

Überrascht war Melanie Huml,
„dass eine deutliche Mehrheit
der Beteiligten sich eine noch
stärkere Einmischung des Staa-
tes bei der Lohngestaltung bei
Pflegekräften wünscht. Offen-
bar besteht kein Vertrauen in die
Tarifvertragsparteien, hier für
eine gerechte Entlohnung zu
sorgen.“ Als wichtig erachtete
sie auch den Wunsch häuslich
Pflegender, dass zur Sicherstel-
lung der Versorgung professio-
nelle Kräfte erweiterte Aufga-
ben übernehmen sollen. „Bei
der Umsetzung des neuen Pfle-
geberufsgesetzes werden wir
dies aufnehmen“, sicherte die
Ministerin zu.

Als „sachlich nicht nachvoll-
ziehbar“ wertete sie den Um-
stand, dass sich die Deutsche
Stiftung Patientenschutz „ernüch-
tert“ über den Pflegegipfel
geäußert hat. Huml ergänzte mit
Blick auf die wiederholten
Attacken von Marliese Bieder-
beck, Geschäftsführerin des
Deutschen Berufsverbands für
Pflegeberufe, DBfK Südost,
Bayern-Mitteldeutschland e.V.:
„Ich setze darauf, dass sich in
Bayern alle Beteiligten kon-
struktiv für das Ziel einsetzen,
Fortschritte für die Pflegebe-
dürftigen und die Pflegekräfte
zu erreichen. Dauerkritik und

die permanente Wiederholung
von Maximalforderungen hel-
fen nicht weiter.“

Huml zufolge werden die Er-
kenntnisse aus den Beratungen
die Grundlage für Entscheidun-
gen über die Entwicklung der
langfristigen Ziele der bayeri-
schen Pflegepolitik bilden. Dass
sie handlungsfähig ist, habe die
Politik bereits bewiesen – etwa
mit den Pflegestärkungsgeset-
zen des Bundes und mit Verbes-
serungen auf Landesebene. Wie
die Ministerin hervorhob, „dür-
fen wir uns aber auf diesen Re-
formen nicht ausruhen. Viel-
mehr müssen wir uns jetzt da-
mit befassen, welche Weichen
wir für die pflegerische Versor-
gung in den nächsten Jahrzehn-
ten stellen wollen.“

Bundesgesundheitsminister
Hermann Gröhe plädierte für
bessere Arbeitsbedingungen in
der Pflege. Dazu zählten mehr
Personal und eine faire Vergü-
tung. Auch plädierte er für den
Aufbau weiterer Kurzzeit- und
Tagespflege-Einrichtungen für
Pflegebedürftige. Hier müsse
das Netz noch ausgebaut wer-
den.

Um pflegende Angehörige
bei Urlaub oder Krankheit zu
entlasten, sei eine gute „Versor-
gungslandschaft“ unverzichtbar.
Gröhe sprach sich dafür aus,
mehr für die Gesundheit der
Angehörigen zu tun und ihnen
die Pflege bei der Rente besser
anzurechnen. Skeptisch äußerte
er sich dagegen zum erörterten
Verdienstausgleich für pflegen-
de Angehörige. DK

Wohnungsantrag
geht online

Auf der Internetplattform SOWON (Soziales Wohnen
Online) können Wohnungssuchende seit Oktober 2016
nach Wohnungen suchen. In einem nächsten Schritt hat
der Sozialausschuss nunmehr die Einführung eines On-
line-Wohnungsantrags beschlossen. Von der sinnvollen
Verwaltungsvereinfachung profitieren Verwaltung und 
Antragsstellende gleichermaßen, findet die CSU-Fraktion.

Beschleunigter Bearbeitungsprozess

Durch die Umstellung auf eine digitale Antragstellung spa-
ren sich die Wohnungssuchenden den Gang zum Amt für
Wohnen und Migration. Zusätzlich werden die Mitarbeiten-
den entlastet, da die Antragsstellenden ihre Bewerbung nur
versenden können, wenn sie alle geforderten Unterlagen
beifügen. Die Vollständigkeit der Unterlagen beschleunigt den
Bearbeitungsprozess. Um niemanden zu benachteiligen,
bleibt die Einreichung eines schriftlichen Antrags weiterhin
möglich.

„Vermutlich werden in München rund 9.000 Menschen En-
des des Jahres ohne eigene Wohnung sein. Dieses Projekt ist
ein weiterer Baustein zur Bekämpfung der Wohnungslosig-
keit. Beide Seiten kommen schneller zusammen und wir ver-
meiden fluktuationsbedingten Leerstand. So stellen wir uns
moderne Verwaltung vor“, sagt Stadtrat Marian Offman, Spre-
cher der CSU-Fraktion im Sozialausschuss. 
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Strohhüttenschule – Grundschule in Taliere. Bild: Kambou

Landkreis Donau-Ries:

Erstes Entwicklungshilfe-
Projekt in Burkina Faso 

Ausgelöst durch die große Anzahl an Flüchtlingen, die im Jahr
2015 in den Landkreis Donau-Ries kamen und den Besuch von
Entwicklungshilfeminister Dr. Gerd Müller in Wemding war
Landrat Stefan Rößle klar, dass auch der Landkreis in Hilfspro-
jekte in den ärmsten Regionen der Welt einsteigen sollte. 

Beim Besuch des Botschafters
aus Burkina Faso in Rain und
Genderkingen im Mai haben sich
Landrat Stefan Rößle und seine
Excellenz Simplice Honore
Guiblia in einem persönlichen
Gespräch über kommunale
Hilfsprojekte in Burkina Faso un-
terhalten. Bildung ist dabei ein
ganz wichtiger Ansatz, um die
Lebenssituation vor Ort für die
Menschen zu verbessern, so
Landrat Rößle. Burkina Faso
kann diesem Bedürfnis seiner Be-
völkerung nur bedingt nachkom-
men. Daher sind die Unterstüt-
zung von Bildungseinrichtungen
und der Bau von Schulen von
zentraler Bedeutung.

In Burkina Faso ist geplant,
zunächst am Hotel Maternel eine
Außenküche zu errichten. Das
Geld hierfür (rund 10.000 Euro) ist
inzwischen auf dem Spendenkon-
to des Landkreises eingegangen.
Beim Hotel Maternel handelt es
sich um ein Waisenhaus in der
Hauptstadt Ouagadougou, das be-
reits über Spenden aus der Region
aufgebaut wurde. Es ist eine Auf-
nahmestation für Ausgesetzte und
in Gefahr gekommene Kinder
vom Säuglingsalter bis 15 Jahre. 

Als nächstes plant der Landkreis

den Bau von zwei Schulen in Bur-
kina Faso, nämlich in Taliere und
Boussera. In Taliere soll eine
Strohhüttenschule ersetzt werden
durch eine richtig gebaute Schule.
Es handelt sich dabei um eine
Grundschule. Geplant ist ein
Schulgebäude, bestehend u. a. aus
drei Schulklassen mit Lagerraum,
der auch als Büro dienen sollte.
Die Gesamtmaßnahme kostet
55.064 Euro und ist für 188
Schüler gedacht. 

In Boussera ist der Bau einer
Gesamtschule vorgesehen. Dort
gibt es zwei Gesamtschulen. Ei-
ne davon verwendet einen Raum
des Gemeindeamtes als Klassen-
raum, die andere ist nur eine
Strohhüttenschule. Geplant ist
eine Gesamtschule mit vier
Klassenzimmern und einem
kleinen Lagerraum. Die Gesamt-
kosten belaufen sich auf 50.540
Euro. Die Schule ist für 194
Schüler bestimmt. 

Durch die bestehenden Kon-
takte ist garantiert, dass die Spen-
dengelder vollständig für die Pro-
jekte vor Ort verwendet werden.
Der Landkreis hat ein eigenes
Spendenkonto eingerichtet:  IBAN
DE 38 7225 0160 0020 0600 00;
Stichwort: Spende – Eine Welt.

Zum Abschluss des Pilotprojekts „Angekommen – und nun?“
überreichten (im Vordergrund, von links) Claudia Walther
(Bertelsmann-Stiftung) und Anne Güller-Frey (IQ-Landesnetz-
werk Bayern) einen Modulkoffer an Landrat Anton Klotz, um-
rahmt von Kathrin Waldmann (hauptamtl. Integrationslotsin),
Teresa Daubenmerkl (Bildungskoordinatorin Neuzugewander-
te), Hans Wietert-Wehkamp (Prozessmoderator), Daniel Mi-
chels (Jobcenter), Reinhard Strehlke (Jobcenter), Miriam Du-
ran (Migrationsbeauftragte), Claudia Ritter (Jugendamt) und
Ralph Eichbauer (Abteilung Mensch und Gesellschaft).

Bild: Cilia Schramm

Landkreis-Projekt „Angekommen – und nun?“:

Erfolgreicher Abschluss
Sonthofen/Oberallgäu. Anerkannten geflüchteten Menschen in
ihrer neuen Heimat Arbeit, Bildung und gesellschaftliche Teil-
habe zu ermöglichen: Darum ging es beim Pilotprojekt „Ange-
kommen – und nun?“ des Landkreises Oberallgäu mit der
Bertelsmann-Stiftung. Ein Jahr nach dem Start zogen die Ver-
antwortlichen bei einer Schlusskonferenz im Landratsamt ei-
ne positive Bilanz. 

Man sei wichtige Schritte
weitergekommen – beim Aufbau
von Netzwerken ebenso wie in
der verwaltungsinternen Koordi-
nation, resümierte Ralph Eich-
bauer, Leiter der Abteilung
„Mensch und Gesellschaft“.
Rund 100 Akteure hätten sich
in einem gemeinschaftlichen
Prozess damit befasst, Lösun-
gen im Hinblick auf die Inte-
gration zu erarbeiten. Jetzt be-
ginne die eigentliche Arbeit mit
der Entwicklung nachhaltiger
Strukturen und Integrationspro-
zesse.

Individuelle Lösungen

Landrat Anton Klotz sagte,
der Landkreis wolle nicht nur
Verwalter, sondern auch aktiver
Gestalter der Gesellschaft sein.
Mit der Beteiligung am Bertels-
mann-Projekt habe man die
Chance gesehen, genau dies zu
erreichen. Beispielsweise bei
der Arbeitsvermittlung geflüch-
teter Menschen: Dabei setzt
man auf „individuelle Lösungen
für individuelle Herausforde-
rungen“, wie Daniel Michels

und Reinhard Strehlke die Ar-
beit im Jobcenter Oberallgäu
umrissen. „Sollten die Flücht-
lingszahlen wieder steigen, sind
nun alle Beteiligten besser vor-
bereitet als im Jahr 2015“, be-
tonte Stiftungsbeauftragte Clau-
dia Walther.

Projektbegleitung

Begleitet wurde das Projekt
der Bertelsmann Stiftung vom
IQ-Landesnetzwerk Bayern
(Integration durch Qualifizie-
rung) sowie von einer profes-
sionellen Prozessmoderation
des „Institutes für soziale In-
novation“.

Die operative Projektleitung
im Landratsamt übernahmen
die Migrationsbeauftragte Mi-
riam Duran und Bildungskoor-
dinatorin Teresa Daubenmerkl,
die auch den erarbeiteten Akti-
onsplan mit geplanten und sich
bereits in der Umsetzung befin-
denden Maßnahmen vorstellten.
Im Herbst wird dieser Aktions-
plan dann auch im großen Rah-
men der breiten Öffentlichkeit
vorgestellt. cis

Regensburg:

Integration als 
Querschnittsaufgabe
Expertengespräch im Leibniz-Institut für Ost- und

Südosteuropaforschung 
Welche Herausforderungen und Chancen die Zuwanderung
aus dem Ausland für die Stadt Regensburg mit sich bringt und
wie die Wissenschaft die Stadtverwaltung bei ihren Integrati-
onsmaßnahmen unterstützen kann, darüber gab ein Experten-
gespräch am Leibniz-Institut für Ost- und Südosteuropafor-
schung (IOS) informative Einblicke.

An der Diskussion nahmen
Vertreter des Amts für Jugend
und Familie der Stadt Regens-
burg, Experten aus Graz sowie
Wissenschaftler des IOS teil.
Das Gespräch fand im Rahmen
des EU-geförderten Projekts
YOUMIG statt, das die Migrati-
on junger Menschen im Donau-
raum erforscht, um Empfehlun-
gen an Stadtverwaltungen aus-
zuarbeiten. In den Blick genom-
men werden sowohl Auswande-
rungs- als auch Einwanderungs-
gemeinden, wobei die meisten
Kommunen beides sind. 

Gefahr sozialer Spannungen

Die Folgen starker Ab- und
Zuwanderung machen sich auf
kommunaler Ebene besonders
rasch und stark bemerkbar.
Während die Einen Kindergärten
und Schulen aufgrund der Ab-
wanderung schließen müssen, se-
hen die Anderen entsprechende
Kapazitäten aufgrund von Zu-
wandern knapp werden. Auch in
Bezug auf den lokalen Arbeits-
markt hat die Migration junger
Menschen gravierende Folgen.
Wenn diese Prozesse völlig un-
gesteuert ablaufen, können sozia-
le Spannungen entstehen.

Für Regensburg gilt: Die Stadt
entwickelt sich dynamisch. Die
Zuwanderung aus dem Ausland
ist dabei ein wichtiger Aspekt.
Von den rund 160.000 Einwoh-
nern besitzen mehr als 13 Pro-
zent eine ausländische Staatsbür-
gerschaft, 20 Prozent der deut-
schen Staatsbürger haben einen
Migrationshintergrund.

Essenzielle Beratung

Laut Dr. Volker Sgolik, Leiter
des Amtes für Jugend und Fa-
milie, bemüht sich die Stadt Re-
gensburg sehr um die Integra-
tion ihrer Mitbürger mit Migra-
tionshintergrund. Gemäß dem
Prinzip „Unterstützung, wo nö-
tig“ würden Fragen der Schul-
bildung sowie der sozialen Ab-
sicherung erörtert, um eine
möglichst reibungslose Einglie-
derung der Migranten und ihrer
Familien in die Stadtgesell-
schaft zu ermöglichen.

Integration stellt eine wichti-
ge Querschnittsthematik für die
gesamte Stadtverwaltung dar
und umfasst daher mehrere Äm-
ter. Fungiert etwa das Amt für
Integration und Migration auch
als Willkommensstelle, so leis-
tet das Amt für Jugend und Fa-
milie essenzielle Beratung für
Flüchtlinge sowie für Zuwande-
rer. Innovative Initiativen wie
InMigra-Kid, Pur, HAJDE, Ju-
gendsozialarbeiter in Schulen
sowie die Stadtteilprojekte sind
nahe am Menschen und helfen
ihnen bei alltäglichen Proble-
men, wie der Organisation von
Nachhilfe, Behördengängen
oder der Entscheidung, in wel-
che Schule die Kinder gehen
sollen.

Vertrauen schaffen

Sgolik und die Mitarbeiterin-
nen des HAJDE-Teams, die Mi-
granten aus Südosteuropa be-
treuen, unterstrichen die Not-
wendigkeit eines niedrigschwel-
ligen Zugangs und der Einzel-
fallarbeit. Schließlich kommen
zahlreiche Migranten aus Län-
dern, in denen die Menschen

kein Vertrauen in staatliche In-
stitutionen haben. In Regens-
burg erfahren sie zum ersten
Mal, dass eine Stadtverwaltung
ihnen beim Meistern von All-
tagsproblemen hilft.

Aus Sicht von Prof. Ulf
Brunnbauer, Wissenschaftlicher
Direktor des IOS, ist die Inte-
grationsarbeit der Stadt vorbild-
lich. Gleichwohl fehle noch ei-
ne systematische Zusammenar-
beit zwischen Praktikern und
Wissenschaftlern im Sinne ei-
nes Integrationsmonitorings:
„Integrationsprozesse dauern –
daher sollten wir genau, auf der
Ebene einzelner Straßen beob-
achten, wie sich die Partizipa-
tion von Immigranten an der
Stadtgesellschaft und das Zu-
sammenleben im Laufe der
Zeit entwickeln. Der Erfolg
von Integrationsmaßnahmen
zeigt sich manchmal erst eine
Generation später“, urteilte Ulf
Brunnbauer. 

HAJDE-Projekt

Aufgabe der Wissenschaft sei
daher, der Politik evidenzbasier-
te Instrumente für eine erfolg-
reiche Integrationspolitik in die
Hand zu geben, hob die IOS-
Forscherin Ekaterina Skoglund
hervor. Wichtig sei es, die kultu-
rellen Hintergründe der Migran-
ten zu kennen, um adäquate
Formen des Zugangs zu ihnen
zu finden. Das HAJDE-Projekt
(Betreuungsstelle für zugewan-
derte Familien aus Südosteuro-
pa) sei hier beispielhaft, zumal
Rumänen und Bulgaren mittler-
weile zu den zahlenmäßig größ-
ten Ausländergruppen in Re-
gensburg zählen. DK

Bezirk Mittelfranken:

Goldbach Werkstatt 
erhält Inklusionspreis

Für ihr Projekt „Selbstverständlich Miteinander, berufliches
Tandem“ wird die Goldbach Werkstatt Nürnberg gGmbH mit
dem Inklusionspreis des Bezirks Mittelfranken geehrt. Der mit
5.000 Euro dotierte Preis wurde in diesem Jahr zum ersten
Mal ausgelobt. Er soll Projekte oder Angebote würdigen, die
die Lebenssituation von Menschen mit Behinderung nachhal-
tig und konkret verbessern und einen spürbaren Beitrag zur
Teilhabe und zur Inklusion leisten. Insgesamt wurden 41 Vor-
schläge eingereicht. 

Bei dem siegreichen Inklu-
sionsprojekt unterstützen sie-
ben Hauswirtschaftsschüler
der Rudolf-Steiner-Schule
Nürnberg fünf Beschäftigte
der Goldbach Werkstatt Nürn-
berg dabei, den beruflichen
Alltag außerhalb der Werkstatt
für Menschen mit Behinde-
rung kennenzulernen. 

Solidarische
Arbeitsgemeinschaft

Als Rehabilitationseinrich-
tung und marktorientierte hand-
werkliche Produktionsstätte
versteht die Goldbach Werkstatt
ihre Arbeit als Persönlichkeits-
entwicklung, die Bildung und
Arbeitstherapie über die kon-
krete Arbeitsleistung verbindet.

Es handelt sich hierbei um ei-
ne solidarische Arbeitsge-
meinschaft, die im Berufsbil-
dungsbereich, in der Töpferei,
Schreinerei, Filzwerkstatt, We-
berei und Schneiderei, im
Hauswirtschafts- und Dienst-
leistungsbereich sowie Werk-
stattladen, Café & Bistro tätig
ist.

Ausbildungspartner sind die
Kindertagesstätte „Haus für
Kinder“ und der Naturkostla-
den „Bio in Zabo“. Menschen
aus unterschiedlichen Lebens-
welten können auf diese Weise
voneinander und miteinander
lernen. Kinder, Eltern, Erzie-
her sowie Mitarbeiter und
Kunden sollen das „berufliche
Tandem“ als Kompetenzteam
erfahren. DK

Niederbayerischer Integrationspreis 2017:

Vorbildliche Orte der Begegnung
Drei Projekte, die sich beispielhaft für Migranten und ihre In-
tegration einsetzen, wurden jüngst von Integrationsministerin
Emilia Müller und Regierungspräsident Rainer Haselbeck mit
dem niederbayerischen Integrationspreis 2017 ausgezeichnet.
Das Preisgeld von insgesamt 5.500 Euro hat das Bayerische
Staatsministerium für Arbeit und Soziales, Familie und Inte-
gration zur Verfügung gestellt.

Mit einem Preisgeld in Höhe
von 2.500 Euro wurde das
Theater an der Rott in Eggenfel-
den mit seinem Projekt „Leute
von hier und anderswo“ be-
dacht. Bürger aus dem Land-
kreis Rottal-Inn erarbeiten mit
Theater-Profis sowie Asylbe-
werbern und Flüchtlingen ein
Theaterstück. Dadurch werden
soziale Kontakte geknüpft und
das Erlernen der deutschen
Sprache gefördert. Ermöglicht
wird das Projekt vor allem auch
durch ehrenamtliches Engage-
ment, wie beispielsweise durch
die Bildung von Fahrgemein-
schaften.

Helferkreis Haidmühle

Das Projekt „Multikulturelles
Treffen“ des Helferkreises Haid-
mühle (Preisgeld 1.500 Euro)
engagiert sich seit Sommer
2015 stark für die Eingliede-
rung von Asylbewerbern und
Flüchtlingen in die Gesell-
schaft. Der Helferkreis legt da-
bei sehr großen Wert darauf,
auch die einheimische Bevölke-
rung zum Besuch der Treffen zu
motivieren. Zu den bisherigen

Veranstaltungen kamen durch-
schnittlich 40 bis 60 Asylbewer-
ber und Flüchtlinge. Deutsche,
aber auch syrische ehrenamtli-
che Helfer wirken an der Orga-
nisation der Multikulturellen
Treffen mit.

Für die Eingliederung von
Asylbewerbern und Flüchtlin-
gen in die Gesellschaft setzt
sich auch der Turn- und Sport-
verein Taufkirchen e.V. ein, der
ebenfalls ein Preisgeld von
1.500 Euro erhielt. Mehrere
junge Asylbewerber und Flücht-
linge trainieren und spielen mit
den jeweiligen Mannschaften
des Vereins. Ermöglicht wird
dies insbesondere durch das eh-
renamtliche Engagement der
Trainer, Spieler und weiterer
Vereinsmitglieder. So werden
unter anderem Fahrdienste durch
Trainer und Betreuer angeboten.
Die Kosten werden von der Ver-
einsfamilie getragen.

Laut Staatsministerin Emilia
Müller „ist die Integration der
Bleibeberechtigten eine Aufga-
be, die unsere gesamte Gesell-
schaft betrifft. Mein besonderer
Dank gilt hier aber vor allem
den vielen engagierten Ehren-

amtlichen. Sie sind es, die vor
Ort oft erste Ansprechpartner in
allen Alltagsangelegenheiten
sind. Im Austausch mit Einhei-
mischen lernen Zugewanderte
so auch unsere Lebensgewohn-
heiten kennen. Für eine gute In-
tegration ist es schließlich wich-
tig, dass sich Einheimische und
Flüchtlinge offen begegnen. Ob
im Theater, bei organisierten
Treffen oder im Sportverein:
Die ausgezeichneten Projekte in
Niederbayern sind dafür wun-
derbare Beispiele.“

Mit offenem Herzen

Wie Regierungspräsident Rai-
ner Haselbeck betonte, „hat
Niederbayern während der
Flüchtlingskrise 2015 Herausra-
gendes geleistet. Doch eine
noch weitaus größere Aufgabe
ist die Integration derer, die zu
uns gekommen sind und auch
bleiben dürfen.“ Die diesjähri-
gen Preisträger engagierten sich
für diese Herausforderung mit
offenem Herzen und beispiel-
haftem Einsatz.

Freilich, so Haselbeck, erfor-
dere Integration in erster Linie
die Bereitschaft der Zuwande-
rer, mit unserer Gesellschaft zu
leben: „Wir können und müs-
sen dabei unterstützen, aber die
Anstrengung muss vor allem
von den Migranten selbst kom-
men.“ DK
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11. Wissenschaftstag und Ratssitzung der Metropolregion Nürnberg:

Zukunftsfähiger
Bildungsstandort 

Wahl von Bambergs OB Andreas Starke zum neuen Ratsvorsitzenden

Etwa 900 Teilnehmer nahmen in Bamberg die Chance wahr,
sich beim diesjährigen Wissenschaftstag über die aktuelle Lage
und Entwicklungsaussichten der Metropolregion Nürnberg zu
informieren. Entscheider und Multiplikatoren aus Wissen-
schaft, Wirtschaft, Politik, Verwaltung und Bildung waren ein-
geladen, sich auszutauschen und die wissenschaftliche Per-
spektive auf europäische Themen zu diskutieren. 

Nicht nur die Stadt, sondern die
gesamte Region Bamberg sei ein
extrem zukunftsfähiger Bildungs-
standort, zeigten sich Oberbür-
germeister Andreas Starke und
Landrat Johann Kalb überzeugt.

denen sich Panel 1 in vier Impuls-
vorträgen widmete. Dabei stan-
den volkswirtschaftliche Fra-
gestellungen genauso im Mittel-
punkt wie gesundheitliche und
(psycho)soziale.

Bürgerbeteiligung“ das Prinzip
der gesellschaftlichen Teilhabe
am Beispiel des Kommunalen
Denkmalkonzepts Bayern. „Digi-
tal Turn und Handwerk 2020“
wagte einen Blick über die Gren-
zen des Freistaats: Gäste vom
Bundesdenkmalamt Österreich
und aus Berlin tauschten sich mit
Vertretern aus der Verwaltung,
dem Handwerk und der Wirt-
schaft Oberfrankens aus.

Panel 3 wiederum thematisier-
te, wie Europa im Spannungsfeld
von Identität und Diversität beste-
hen kann. Fakt ist: Diversität birgt
ein enormes Potenzial, auch für
Europa. Den Auftakt des Panels
bildete ein Beitrag zum Bertels-
mann-Vielfaltsmonitor, der den
gesellschaftlichen Umgang mit
Diversität analysiert. Ausführun-
gen zu „Kulturelle Intelligenz und
Global Mindset – Wie lerne ich
von und vom Anderen?“ leiteten
über zu Überlegungen, wie Di-
versität als Treibstoff für soziale
Innovation und Kulturwandel in
Unternehmen wirken kann. 

Europa steht am Scheideweg
und sieht sich einer offenen Zu-
kunft gegenüber. Spätestens seit
dem Brexit-Votum steht fest, dass
sich das Rad der Geschichte je-
derzeit zurückdrehen kann. In ei-
ner Diskussionsrunde im Rah-
men von Panel 4 erörterten die
Teilnehmenden drei zentrale Fra-
gen an die Europäische Union:
„Was ist Europa?“, „Was ist das
größte Problem Europas?“ und
„Wo steht Europa in fünf Jah-
ren?“. Politikwissenschaftler, ein
Soziologe und der Honorarpro-

fessor der Europa-Universität
Viadrina Frankfurt (Oder), Prof.
Günter Verheugen als intimer
Kenner, näherten sich unter Ein-
beziehung des Publikums ange-
sichts der Währungs- und Flücht-
lingskrise neuen Perspektiven
und Lösungsansätzen.

Neben den vier Themenpanels
boten Informationsstände im
Ausstellungsbereich den Besu-
chern zudem die Möglichkeit,
mehr über die wissenschaftlichen
Kompetenzen in der Metropol-
region Nürnberg zu erfahren.
Hochschulen und ausgewählte
Forschungseinrichtungen der Re-
gion, aber auch die Sponsoren des
Wissenschaftstags informierten
hier über wissenschaftliche Kom-
petenzzentren und unternehmeri-
sche Aktivitäten.

Parallel zum 11. Wissen-
schaftstag versammelte die Rats-
sitzung der Metropolregion den
Großteil der 57 Oberbürgermei-
ster, Bürgermeister und Landräte.
Einstimmig wurde dabei Bam-
bergs OB Andreas Starke zum
Ratsvorsitzenden gewählt. Mit
Starke wird in den nächsten drei
Jahren erstmals ein Oberfranke
die Geschicke der Metropolregi-
on lenken. Als Stellvertreter fun-
gieren Armin Kroder, Landrat des
Landkreises Nürnberger Land
und Franz Stahl, Bürgermeister
von Tirschenreuth.

Dargestellt wurden auf der Sit-
zung zudem die Fortschritte bei
der Mitmachkampagne „Platz
für…“. Dabei porträtierte ein ab-
wechslungsreicher Kurzfilm den
Landkreis Bamberg, der sich be-
sonders durch Weltoffenheit und
Attraktivität für Fachkräfte aus-
zeichnet. 

Laut Metropolregion-Ge-
schäftsführerin Dr. Christa Stan-
decker hat die Kampagne seit
ihrem Start eine Reichweite von
rund 20 Millionen Kontakten er-
zielt – unter anderem durch drei
große Plakataktionen in 30 Städ-
ten der Metropolregion. Eine
vierte Plakataktion über die ge-
samte Metropolregion sei gerade
angelaufen. Im Oktober werde
ein weiterer so genannter Flight
folgen. Bislang wurden über die
regionalen Medien über 4,5 Mil-
lionen Menschen erreicht. 

Insgesamt konnten bei „Platz
für“ bis dato zehn Cobranding-
Motive realisiert werden, bei de-
nen Unternehmen, Kommunen
und weitere Einrichtungen ihre
Geschichte mit der Metropolregi-
on Nürnberg erzählen. Weitere
sieben Motive werden noch im
Jahr 2017 folgen.

Ferner verabschiedeten die
Ratsmitglieder den neuen Klima-
pakt der Metropolregion Nürn-
berg, der bis 2050 eine Reduzie-
rung der CO2-Emissionen in der
gesamten Metropolregion um 80
bis 95 Prozent vorsieht. Er orien-
tiert sich damit an neuen gesetzli-
chen Rahmenbedingungen wie
das Pariser Klimaprotokoll vom
Herbst 2015. Außerdem strebt die
Metropolregion Nürnberg an,
Modellregion für die Energie-
wende in Deutschland zu sein.

Der beschlossene Innovations-
pakt der Metropolregion Nürn-
berg ist das zentrale Instrument
zur Verwirklichung der im „Leit-
bild für nachhaltiges Wachstum
und Beschäftigung“ (WaBe)
festgeschriebenen Ziele. Er
stärkt die im Leitbild WaBe
identifizierten technologischen
Kernkompetenzen der Metropol-
region und führt diese in den vier
Aktionsfeldern „Intelligente Mo-
bilität“, „Nachhaltige Energie-
systeme“, „Digitale Gesundheits-
wirtschaft“ und „Vernetzte Pro-
duktion“ zusammen. 

Getragen wird der Innova-
tionspakt vom Forum Wirtschaft
und Infrastruktur, unterstützt
durch die Foren Wissenschaft
und Marketing. Partner sind die
sieben Kompetenz-Initiativen in
der Metropolregion. Organisiert
wird der Innovationspakt von
der Wirtschaftsförderung Nürn-
berg und unterstützt von der
IHK Nürnberg für Mittelfran-
ken. DK

Bambergs OB Andreas Starke (l.) übernahm das Ruder von
Landrat Armin Kroder (Nürnberger Land). Bild: Lara Müller

Landkreis Cham:

Preisträger
„Landschafft 2017“
Deutsche Stiftung Kulturlandschaft (DSK) würdigt

Innovationsfreudigkeit von Wirtschaft und Verwaltung
Der Landkreis Cham ist Preisträger des Stiftungspreises
„Landschafft 2017“. Landrat Franz Löffler nahm den Preis im
Rahmen einer festlichen Kreistagssitzung aus den Händen von
Dr. Helmut Born, dem Vorstandsvorsitzende der Deutschen
Stiftung Kulturlandschaft, entgegen.

In seiner Laudatio würdigte
Dr. Born die erstaunliche Ent-
wicklung des Landkreises Cham
nach dem Fall des Eisernen Vor-
hangs in Europa. Aus einem
Grenzgebiet mit schwacher 
Infrastruktur, geringem Wirt-
schaftswachstum und rückläufi-
ger Einwohnerzahl sei heute ein
Landkreis mit wettbewerbsfähi-
gen mittelständischen Unterneh-
men, steigender Bevölkerungs-
zahl und äußerst niedriger Ar-
beitslosenquote (weniger als drei
Prozent) entstanden. Der Pendler-
saldo sei mehr als ausgeglichen.
Allein über 3.000 tschechische
Arbeitskräfte kommen jeden Tag
in den Landkreis Cham. 

Erstaunliche Entwicklung

„Wirtschaft und Wissenschaft,
Bürger und Verwaltung haben
konsequent und hartnäckig aus
der ehemaligen Grenzlage eine
grenzüberschreitende Planungs-
und Entwicklungsregion mitten
in Europa entstehen lassen“, be-
tonte Born. Das wirtschaftsgetra-
gene Kompetenznetzwerk Me-
chatronik und der internationale
Studiengang „Digitale Produk-
tion“ unterstreichen die erstaunli-
che Entwicklung des neuen
Hochschulstandortes Cham.

Wenn sich der Landkreis nun
verpflichtet habe, bis Ende 2019
jeden Haushalt an das Glasfa-
sernetz zu bringen, dann werde
die erstaunliche Dynamik ge-
genüber anderen Städten und
Landkreisen deutlich spürbar.
Weltoffenheit gepaart mit Hei-
matverbundenheit und sozial
motivierter „Anpackkultur“ schaf-
fe eine regelrechte Aufbruchs-
stimmung.

Vergleichsstudie

Nach dem Ranking der Regio-
nen Deutschlands der Zeitschrift
Focus im Jahre 2016 belegt der
Landkreis Cham Platz 139 von
402 Landkreisen und kreisfreien
Städten. Einbezogen werden in
diese Vergleichsstudie die Indika-
toren Wohlstand, Arbeitsplätze, Si-
cherheit, Preise, Wohnen und In-
frastruktur, Alter und Gesundheit. 

Besonders die von wettbe-
werbsfähigen Bauernhöfen ge-
prägte, artenreiche Kulturland-
schaft schafft ein attraktives
Wohnumfeld. Auch der Touris-
mus und die Gesundheitswirt-
schaft als stabile Wirtschafts-
zweige des Landkreises Cham
profitieren davon. „All das“, so
Dr. Born an Landrat Franz Löf-
fler, „hat der DSK zusammen
mit dem Deutschen Landkreis-
tag die Entscheidung leicht ge-
macht, den Landkreis Cham mit
dem Stiftungspreis ‚Landschafft
2017‘ in Deutschland auszu-
zeichnen“. 

Für gleichwertige 
Lebensverhältnisse 

Landrat Franz Löffler dankte
den DSK-Vorständen Dr. Hel-
mut Born und Joachim Felker
für die hohe Auszeichnung. Der
Kreistag und die Bevölkerung
des Landkreises Cham sähen
darin eine große Würdigung ih-
res erfolgreichen Einsatzes für
gleichwertige Lebensverhältnis-
se der Bürger des Landkreises
Cham. Der ländliche Raum ha-
be durchaus Chancen, im Wett-
bewerb mit urbanen Wirt-
schaftszentren zu bestehen. Ge-

rade die Digitalisierung aller
Lebensbereiche schaffe gute
Bleibe- und Zukunftsperspekti-
ven auch für junge Menschen
auf dem Lande.

Die Stiftung ehrt alle zwei
Jahre jeweils einen Landkreis,
der durch Wirtschafts- und Be-
völkerungswachstum, gute Infra-
struktur und attraktive Arbeits-
plätze, also eben nicht von Land-
flucht und Entleerung gekenn-
zeichnet ist. Die bisherigen Preis-
träger waren die drei Landkreise
Oberschwabens, der Landkreis Il-
menau, die Stadt und der Land-
kreis Kulmbach sowie der Land-
kreis Nordfriesland.

Der Preis ist mit einem Preis-
geld von 10.000 Euro ausgestat-
tet. Diese sollen – nach entspre-
chender Kofinanzierung durch
den Landkreis Cham – eingesetzt
werden, um den öffentlichen Per-
sonennahverkehr im Landkreis
durch digitale Lösungen über ei-
ne gemeinsame App aller Ver-
kehrsträger nutzerfreundlicher
zu gestalten. 

Räume mit besonderem Handlungsbedarf in Nordostbayern:

Ruf nach stärkerer Förderung
Resolution der Regionalen Planungsverbände 

Oberfranken-Ost und Oberpfalz-Nord 

Eine Resolution zur Förderung der Räume mit besonderem
Handlungsbedarf in Nordostbayern haben in einer gemeinsa-
men Sitzung die Regionalen Planungsverbände Oberfranken-
Ost und Oberpfalz-Nord verabschiedet. Sie forderten die
Bayerische Staatsregierung und den Bayerischen Landtag auf,
den finanziellen Umfang der Stabilisierungshilfen und der För-
derinitiative Nordostbayern in den Regionen Oberfranken-Ost
und Oberpfalz-Nord zu erhöhen. 

Laut Resolution bestehen nach
wie vor deutliche Disparitäten
zwischen den im LEP dargestell-
ten Fördergebieten. Die räumli-
che Ausweitung des Förderpro-
grammes sei anzustreben. Die
Schere bei den staatlichen Struk-
turförderungen dürfe nicht weiter
auseinandergehen.

Demografischer Wandel

„In den letzten Jahrzehnten ha-
ben sich die Anforderungen an
die soziale und kulturelle Infra-
struktur durch den demographi-
schen Wandel und andere verän-
derte Rahmenbedingungen ge-
wandelt. Schwierigkeiten bei der
Aufrechterhaltung der medizini-
schen Versorgung (z.B. Landärz-
te und Apothekenstandorte), die
Diskussion um den Fortbestand
von Schulstandorten, Kindergär-
ten und -krippen sowie der not-
wendige Ausbau von altersge-
rechten Angeboten sind nur ein
Teil der Herausforderungen, de-
nen wir uns in Nordostbayern
stellen müssen“, heißt es weiter.

Die Fortschreibung der Regio-
nalplankapitel „Bildungs- und Er-
ziehungswesen, kulturelle Ange-
legenheiten“ und „Gesundheits-
und Sozialwesen“ stelle für die
Regionen Oberfranken-Ost und
Oberpfalz-Nord eine Möglichkeit
dar, praxisnah und von der kom-
munalen Basis her Ziele und
Grundsätze für den Erhalt und den

Ausbau von Einrichtungen sowie
Dienstleistungen der sozialen und
kulturellen Infrastruktur zu for-
mulieren. Dies jedoch setze eine
belastbare Analyse des Ist-Bestan-
des an Daseinsvorsorgeeinrichtun-
gen und deren Auslastung voraus,
um unter Einbeziehung des Be-
darfs, der Erreichbarkeiten und de-
mographischer und bevölkerungs-
struktureller Faktoren bestehende
oder drohende Versorgungslücken
identifizieren zu können. Dies
wiederum sei nur mit Hilfe eines
wissenschaftlichen Gutachtens
möglich. „Die Ergebnisse sollen
auch den Landkreisen und Kom-
munen zur Verfügung gestellt wer-
den und bei der Fortschreibung
zum „Zentrale-Orte-Kapitel“ der
Regionalpläne herangezogen wer-
den“, so die Resolution.

Wegen der engen Verflechtun-
gen der beiden benachbarten Re-
gionen wird die Bayerische
Staatsregierung um finanzielle
Unterstützung für die Erarbeitung
dieses gemeinsamen Gutachtens
der beiden Regionalen Planungs-
verbände Oberfranken-Ost und
Oberpfalz-Nord gebeten.

„Neben der infrastrukturellen
Ausstattung muss weiterhin der
Revitalisierung von Stadt- und
Ortskernen ein besonderes Ge-
wicht beigemessen werden“, lau-
tet eine weitere Forderung. Mit
der Nordostbayern-Offensive, die
sich die Verringerung von Leer-
ständen zum Ziel gesetzt hat,

könne das gelingen.
In Nordostbayern seien viele

Kommunen aufgrund objektiver
Indikatoren strukturschwach und
von der demographischen Ent-
wicklung besonders betroffen.
Sie befänden sich unverschuldet
in einer finanziellen Notlage. Die
im Jahr 2012 im Rahmen des
kommunalen Finanzausgleichs
eingeführten Stabilisierungshil-
fen, die auf eine nachhaltige Ver-
ringerung der Zins- und Tilgungs-
leistungen abzielen, verschafften
den Kommunen wieder mehr fi-
nanzielle Handlungsspielräume.
Dieses wirkungsvolle Instrument
sei auch in Zukunft dringend er-
forderlich. 

Elektrifizierung und
Lärmschutzmaßnahmen

Im Rahmen der Planungsver-
bandssitzung forderte der stell-
vertretende Fraktionsvorsitzende
der CDU/CSU-Fraktion im Deut-
schen Bundestag, Dr. Hans-Peter
Friedrich, erneut die Elektrifizie-
rung der Bahnstrecke bis Regens-
burg sowie im Interesse der Be-
völkerung die Umsetzung der
notwendigen Lärmschutzmaß-
nahmen. Hierzu würden dem-
nächst Gespräche mit Bundes-
verkehrsminister Alexander Do-
brindt geführt. In diesem Zusam-
menhang sei auch der Gedanke
einer durchgehenden Elektrifi-
zierung der gesamten Strecke
zwischen Regensburg und Leip-
zig zu diskutieren. Darüber hin-
aus plädierte Friedrich für die
Elektrifizierung der Schienen-
verbindung bis Nürnberg sowie
im Straßenverkehr für eine besse-
re Anbindung von Schirnding an
die A93. DK

Dies liege, so Kalb, nicht zuletzt
an der fruchtbaren Kooperation
zwischen Stadt und Landkreis auf
Augenhöhe.

Breit gefächert präsentierte sich
das Themenspektrum beim 11.
Wissenschaftstag. Arbeitsmarkt,
Bildung, Mobilität und Gesund-
heitssysteme waren die Bereiche,

Bei der Denkmalpflege gilt es,
die Vergangenheit möglichst ge-
schickt in die Zukunft zu über-
führen. In einem weiteren Panel
nahmen zwei Diskussionsrunden
den Bereich aus unterschiedli-
chen Blickwinkeln in Augen-
schein: Erstere beleuchtete nach
der Einführung „Laboratorium
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„Liebe Sabrina, haben Sie
denn heuer gar nichts von
Ihrem herrlichen, selbstge-
machten Obazdn mitgebracht?
Wäre zu schade, der gehört
doch zu unserem Biergartenbe-
such dazu wie die Radieserl
und der Radi.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, beäugte meinen
Picknickkorb, ob ich noch et-
was rausfischen würde, nach-
dem die genannte Rohkost und
die Bratensülze schon auf dem
Biergartentisch lagen.

Wir im Bürgermeisterbüro haben nämlich die
schöne Angewohnheit, uns an einem der ersten
Augusttage, bevor sich die Mannschaft urlaubs-
bedingt verkleinert, zu einem Biergartennach-
mittag zu treffen. In der Stadt gibt es einen schö-
nen großen Biergarten mit noch nicht von ir-
gendeinem neumodischen Viehzeug verseuchten
Kastanienbestand und mit einer Selbstbedie-
nungszone. Jeder bringt was mit und der Bür-

germeister höchstselbst schleppt die Maßen und
die Brezn an.

Klar, dass sich da schon Rituale eingeschli-
chen haben. Zum Beispiel, dass ich für Rohkost,
Sülze und Obazdn zuständig bin. Heuer aller-
dings fällt der Obazde aus, stattdessen verwöhne
ich meine Kollegen mit einer großen Schüssel
Käsematsche à la Sabrina.

Die Befürchtung, die Gluthitze der vergange-
nen Wochen hätte mir aufs Gemüt geschlagen, ist
unberechtigt. Auch der unverzüglich vom Chef
durchgeführte Geschmackstest hatte das Ergeb-
nis, dass sich das neue Produkt vom Obazdn
2016 nur in einer natürlichen Schwankungs-
breite unterschied, die bei selbstgemachten 
Lebensmitteln unausweichlich ist.

Was ich 2016 noch nicht wusste, jetzt aber
aufgrund ausführlicher, auch überregionaler
Berichterstattung weiß: Der „Obazda / Obatz-
ter“ unterliegt zur Durchsetzung der Interessen
großer Produzenten mittlerweile europaweit
dem Schutz als „Geographische Angabe“, darf 
also nicht mehr einfach unkontrolliert durch
Kreti und Pleti hergestellt werden. Man darf ihn
deshalb wahrscheinlich auch nicht mehr – wie
ich es von meinen Eltern gelernt habe – als „der
Obazde“ bezeichnen und beim Wirt mit den
Worten „an Obazdn, bittschön“ bestellen, son-

dern wird sich wohl des unter
Zugereisten und norddeutschen
Touristen beliebten Obazda
(mit der Betonung auf der ers-
ten und letzten Silbe) bedienen
müssen.

Regionale Herkunftsbezeich-
nungen sind natürlich gut und
sinnvoll, das gilt für den Aisch-
gründer wie den Oberpfälzer
Karpfen, das Kulmbacher wie
das Münchner Bier. Auch beim
Allgäuer Bergkäse ist es ein-

sichtig. Aber das passt halt auf den Obazdn
nicht so ganz. Beim Karpfen kann man nach-
verfolgen, wo er gefangen wurde, der Käse reift
im Allgäu und beim Bier weiß man, es wurde in
München gebraut, es ist aber Wurscht, ob als
Helles, Dunkles, Pils oder Weizen. 

Auch für Obazde gibt es ungefähr so viele Re-
zepte, wie es traditionelle Wirtshäuser und spar-
same Hausfrauen gibt. Denn der Ursprung die-
ser Käsespezialität liegt im Dunkeln der Bierkel-
ler Altbaierns. Es ist nicht mal klar, ob es ihn seit
dem 19. Jahrhundert gibt, seit den 20er Jahren
des 20. Jahrhunderts oder erst seit 1958, wie eine
launige Anekdote aus Freising besagt. Fest steht
nur, es handelt sich um ein Produkt, das dazu
dient, aus überreifem Weichkäse, wie er in
Deutschland nicht mehr gerne gegessen wird, 
etwas herzustellen, das pikant und bekömmlich
ist. Dazu kann man Camembert nehmen oder wie
ich Brie. Angeblich soll es auch Leute geben, die 
Romadur oder Limburger nehmen, aber die ha-
ben sich mir noch nicht vorgestellt. Wahrschein-
lich die Firmen, die eine Käsemasse industriell
zusammenmischen und dann in Plastikschälchen
via Supermarkt als Obatzter vertreiben.

Mein Chef, der Bürgermeister, wusste, dass
an einer Lösung für die kleinen Gastwirte ge-
arbeitet wird, damit sie weiter Obazdn selbst
herstellen dürfen. Mir legte er Mut zum Unge-
horsam nahe und fragte nach meinem Rezept:
500 g sehr reifen Brie mit einem großzügigen
Esslöffel Butter, 200 g Frischkäse und 100 g ge-
hackten Zwiebeln gut durchmischen. Großzügig
Paprikapulver, ausgiebig Pfeffer und etwas
Salz (keinen Kümmel!) und je nach gewünsch-
ter Konsistenz vorsichtig dunkles Bier dazuge-
ben. Garnieren kann man mit Zwiebelringen
und Schnittlauch. Dazu frische Brezn oder
dunkles Brot.

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Wurscht, ob Obazda 
oder Obatzer; 

Hauptsache: er schmeckt!

Von links: Rainer Dumke, Geschäftsführer Bayernets und Vor-
sitzender der DVGW Landesgruppe Bayern, Marcus Böske, 
Geschäftsführer Energie Südbayern, Prof. Dr. Gerald Linke,
DVGW-Vorstand (Bund), Anton Erb, Geschäftsführer (techni-
sche Führungskraft für Energienetze Bayern), Reinhold Kunz,
Leiter Betriebsführer Energie Südbayern (technische Führungs-
kraft für Energie Südbayern) und Jörn Helge Möller, Geschäfts-
führer der DVGW Landesgruppe Bayern. Bild: DVGW

Rekordauszeichnung für
Sicherheit und Umweltschutz

DVGW verleiht 15 Urkunden 
an Energie Südbayern und Energienetze Bayern

Die Prüfung des Technischen Sicherheitsmanagements durch den
Deutschen Verein des Gas- und Wasserfaches (DVGW) ist in
Deutschland alle fünf Jahre u. a. Voraussetzung, um Erdgashoch-
drucksysteme mit über 16 bar Betriebsdruck zu betreiben. „Mit
Bravour bestanden“, heißt es für die Ausgezeichneten.

„15 Urkunden als Auszeich-
nung für eine effiziente Organisa-
tion sowie Anlagensicherheit,
Umwelt- und Arbeitsschutz zu er-
halten ist ein Spitzenergebnis. Zu-
gleich ist es eine beeindruckende
Bestätigung des Engagements
und der Kompetenz der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter unserer
Unternehmensgruppe“, freute
sich Marcus Böske, Geschäfts-
führer von Energie Südbayern
(ESB) anlässlich der DVGW-
Jahrestagung in Schweinfurt. Die
ESB-Unternehmensgruppe hat
bereits die fünfte Überprüfung er-
folgreich bestanden. 

Anton Erb, Geschäftsführer
von Energienetze Bayern: „Auch
jetzt haben wir wieder alle Prü-
fungen ohne jeglichen Hand-
lungsbedarf erfolgreich bestan-
den, das schafft nicht jeder.“ Jörn
Helge Möller, Geschäftsführer
der DVGW Landesgruppe Bay-
ern: „Vor 17 Jahren erhielt die da-
malige Erdgas Südbayern die er-
ste TSM-Urkunde in Deutsch-
land. Und heute sind beide Unter-
nehmen Spitzenreiter in Deutsch-
land: Glückwunsch an Energie
Südbayern und Energienetze
Bayern!“ Und das sind die
Preisträger:

Eine Auszeichnung geht an den
Gasnetzbetreiber Energienetze

Bayern GmbH & Co. KG
(G 1000 Urkunde)

Zwei Auszeichnungen für
die von Energienetze Bayern
GmbH & Co. KG betriebsge-
führten Gasversorgungsunter-
nehmen (G 1000 Urkunden):
Gasversorgung Pfaffenhofen a.
d. Ilm GmbH & Co. KG und
Dingolfing GmbH & Co. KG

Fünf Auszeichnungen für die
von Energie Südbayern betriebs-
geführte Gasversorgungsunter-
nehmen (G1000 Urkunde): Te-

gernseer Erdgasversorgungsge-
sellschaft mbH u. Co. KG , Gas-
und Wärme GmbH Bad Aibling,
Gasversorgung Erding GmbH &
Co. KG, Energieversorgung Er-
golding-Essenbach GmbH, Kom-
munale Energienetze Inn-Salzach
GmbH & Co. KG, Mühldorf

Eine Auszeichnung für den
Betriebsführer Energie Süd-
bayern GmbH der Gasnetze 
(G 1000 Urkunde)

Eine Auszeichnung für den
Betriebsführer Energie Südbay-
ern GmbH der Wassernetze (W
1000 Urkunde)

Fünf Auszeichnungen für die
von Energie Südbayern GmbH
betriebsgeführte Kommunale
Wasserversorgungsunterneh-
men (W 1000 Urkunde): Stadt-
werke Burghausen, Stadtwerke
Mühldorf, Gemeinde Emme-
ring, Markt Schierling sowie
Gemeinde Aying.
Informationen: www.esb.de,
www.energienetze-bayern.de

„Ausgezeichnete Unternehmen im ausgezeichneten Landkreis“
„Der Landkreis Bamberg ist ein Gewinnerlandkreis. Ausschlaggebend hierfür sind unsere Unter-
nehmen“, sagte der Bamberger Landrat Johann Kalb anlässlich der Vergabe des „Großen Preises
des Mittelstandes“ der Oskar-Patzelt-Stiftung. „Die Nominierungen sehe ich als Wertschätzung und
Dank für dieses Engagement“. Geehrt werden Unternehmen und Institutionen, die sich in den fünf
Wettbewerbskriterien Wachstum, Schaffung von Arbeitsplätzen, Innovation, Vertrieb und Engage-
ment für die Region besonders verdient gemacht haben. Auch die Wirtschaftsförderung des Land-
kreises Bamberg erreichte schon zum fünften Mal in der Rubrik „Kommune des Jahres“ die
Jurystufe. Mit ihren Auszeichnungen würdigt die Stiftung das vielfältige Engagement der Wirt-
schaftsförderung des Landkreises Bamberg als Ansprechpartner für „seine“ Unternehmen. „Die
Unternehmensbefragung 2017 hat verdeutlicht, dass unsere Wirtschaftsförderung eine hervorra-
gende Arbeit leistet und ein offenes Ohr für unsere Unternehmen hat. Die heutige Auszeichnung se-
he ich auch als Ausdruck dieser Zufriedenheit“, fügte Landrat Kalb voller Stolz hinzu.
Von ursprünglich 4.923 Wettbewerbern haben es in diesem Jahr deutschlandweit 839 (davon 204 in
Bayern) in die zweite Wettbewerbsebene – die Jurystufe – geschafft.
Unser Bild zeigt Landrat Kalb (Bildmitte) im Kreis der ausgezeichneten Firmenvertreter. 

Im Bild: Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich (rechts außen), Dr. Maria Gerster-Bentaya (erste
Reihe sechste von links), Martin Scholz, Verwaltungsleiter des Agrarbildungszentrums Landshut-
Schönbrunn (links außen) mit Teilnehmern und Referenten der Exkursion afrikanischer Besucher.

Foto: Bezirk Niederbayern

Afrikanische Delegation in Landshut-Schönbrunn:

Hilfe fürAfrikas 
Innovationszentren

Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich begrüßte Besucher
aus vier afrikanischen Ländern

sb. Einen Einblick in Schulungskonzepte und den Unterricht am
Agrarbildungszentrum Landshut-Schönbrunn, eine Einrichtung
des Bezirks Niederbayern, erhielten 18 afrikanische Besucher. Be-
zirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich begrüßte die Gäste. 

Geleitet wurde die Exkursion
von Dr. Maria Gerster-Bentaya
von der Universität Hohenheim
(Stuttgart). Thomas Mirsch, Aus-
bilder an der Staatlichen Füh-
rungsakademie für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten, er-
läuterte den Gästen die Bedeu-
tung und Inhalte methodischer
Ausbildung.

Wertschöpfungskette 
in den Heimatländern

Die Teilnehmer aus Nigeria,
Malawi, Kenia und Äthiopien
sind Mitarbeiter und Partner des
Projekts „Grüne Innovationszen-
tren in der Agrar- und Ernäh-
rungswirtschaft“, das von der
Deutschen Gesellschaft für Inter-
nationale Zusammenarbeit (GIZ)
im Auftrag des Bundesminis-
teriums für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung
durchgeführt wird. Ziel des Vor-
habens, das sich auf 13 afrikani-
sche Länder und Indien erstreckt,
ist die Förderung der landwirt-
schaftlichen Produktion über eine
Wertschöpfungskette in den Hei-
matländern. Ziel des Projekts ist
es, insbesondere Jugendlichen und
Frauen Einkommensperspektiven
zu geben und damit die Lebenssi-
tuation der Bevölkerung zu ver-
bessern.

Praxisorientierung vermittelte
Schulleiter Christian Beckmann
von der Landmaschinenschule
gemeinsam mit BGJ-Schülern
und Lehrkräften. Einige der zen-

tralen Fragen der Besucher: Wel-
che Bedeutung hat die landwirt-
schaftliche Ausbildung und Wei-
terbildung in Deutschland? Wel-
che Beratungsangebote gibt es?
Welche Antworten gibt die Wis-
senschaft im landwirtschaftlichen
Bereich?

Breite Palette 
für grüne Berufe

Großen Informationswert bie-
tet das Agrarbildungszentrum
durch seine breite Palette an
Schulen im Bereich „grüner Be-
rufe“. Die Bandbreite erstreckt
sich von der Beschulung im Be-
rufsgrundschuljahr, der Ausbil-
dung im dualen System, der
Schulausbildung zur Hochschul-
beziehungsweise Fachhochschul-
reife in den Fachbereichen Agrar-
wirtschaft, Bio- und Umwelttech-
nologie sowie Sozialwesen, über
die Meisterausbildung im Garten-
und Landschaftsbau sowie im
ökologischen Landbau bis hin zur
Erwachsenenbildung bereits aus-
gebildeter Landwirte oder soge-
nannter Quereinsteiger. 

Hohe Durchlässigkeit

„Die Bildungsangebote im
Agrarbildungszentrum (ABZ)
Landshut-Schönbrunn bieten ho-
he Durchlässigkeit und greifen 
ineinander – von der Ausbildung
über weiterführende Schulen und
Weiterbildungen“, so ABZ-Ver-
waltungsleiter Martin Scholz. 

Projekt 
Museumspädagogik 
Das Heimathaus Blindheim,

die Umweltbildungsstätte moo-
seum in Bächingen, der Lehr-
bienenstand in Holzheim und
das Haus der alten ländlichen
Gerätschaften in Laugna wol-
len künftig als außerschulische
Lernorte neben den Museen
im Landkreis Dillingen im
Rahmen des Projekts „Mu-
seumspädagogik“ eng mit den
Schulen kooperieren und da-
mit die Umwelt-, Heimat- und
Naturbildung stärker im Lehr-
plan verankern.

Das Projekt „Museumspä-
dagogik“ ist Bestandteil des
Bildungskonzeptes, für das der
Landkreis mit dem Gütesiegel
„Bildungsregion in Bayern“
ausgezeichnet wurde. 

„Die Museen in unserem
Landkreis und die unzähligen
außerschulischen Lernorte leis-
ten einen unverzichtbaren Bei-
trag zur Umsetzung des Bil-
dungsauftrages“, betont Land-
rat Leo Schrell. Zudem wür-
den sie einen Bezug zur Hei-
mat herstellen, Identifikation
schaffen und damit auch zur
Lebensqualität für junge Men-
schen beitragen.

Insgesamt 20 Vertreter der
Museen, von Bildungseinrich-
tungen aller Schularten sowie
der genannten außerschuli-
schen Lernorte versammelten
sich zur Auftaktveranstaltung
im mooseum und erarbeiteten
ein Umsetzungskonzept.

Zuvor informierte Daniela
Schwarzmeier über die Ange-
bote des Schlosses Höchstädt,
Reinhard Kochendörfer über
die Besonderheiten des Mine-
ralienmuseums in Lauingen,
Sebastian Diedering über die
vielfältigen Aktivitäten des
mooseum und Günter Hirsch-
mann über den Arbeitskreis
Schule/Wirtschaft. 
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Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt 
eine Beilage der Firma Hörmann Kommunikation & Netze
GmbH bei. Wir bitten um freundliche Beachtung. 

Vorschau auf GZ 17
In unserer Ausgabe Nr. 17, die am 14. September 2017
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 Kommunalfinanzen
 Finanzierungsmodelle für öffentliche Aufgaben
 Umwelt- und Abfalltechnik . Recycling
 Garten- und Landschaftsbau . Grünanlagen
 Kommunalfahrzeuge . Dienstfahrzeuge
 Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:

www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg-Lengfeld, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge

L I E F E R A N T E N N A C H W E I SGZ

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.9307 13

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307 10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Schacht Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern

Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen

Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik

Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218 

Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Wissen was für bayerische
Kommunen wichtig ist:

Ihr ABO der

Fahnenmaste + Fahnen

Abzeichen

Gewerbebau

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Energiedienstleistung

Absperrpfosten

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de

Weihnachtsbeleuchtung

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

Bau

Walter Krenzer GmbH & Co KG • Industriestraße 26 • 35684 Dillenburg (Frohnhausen)
Tel.: 0 2771/3208-0 • E-Mail: info@krenzer-sitzmoebel.de • www.krenzer-sitzmoebel.de

Das Krenzer-Modularsystem

... clevere Raumkonzepte

Fordern Sie
 unsere neu

en

Verkaufsunt
erlagen an!

Sitzmöbelhersteller

Fahnenmaste + Fahnen

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Landrat Stefan Rößle, Vorsitzender des Wirtschaftsförderver-
bandes DONAURIES e.V. (l.), und Geschäftsführer Veit Meggle
(r.) gratulierten Jürgen Kreutner, Vorsitzender des Musikvereins
Fremdingen (2. v. l.), und Festivalorganisator Benjamin Seefried 
(2. v. r.) zu einem rundum gelungenen Blasmusikfestival. 

Bild: Angela Kerle (Wirtschaftsförderverband Donauries)

Fotoaktion von DONAURIES
war ein voller Erfolg

Im Heißluftballon über dem Ries schweben – kostenlos und ga-
rantiert schwindelfrei. Mit der Greenbox der Marke DONAU-
RIES konnten Besucher des Blasmusikfestivals BLASIUS in
Fremdingen Fotos von sich mit Freunden oder Familie im Heiß-
luftballon machen. Diese Aktion der Marke DONAURIES in 
einem Pavillon auf dem Festivalgelände war gut besucht und
schenkte den Besuchern bleibende Erinnerungen an ein rundum
gelungenes Wochenende. 

Die Marke DONAURIES hatte
als Partner und Sponsor den Mu-
sikverein Fremdingen dabei un-
terstützt, das erste Blasmusikfesti-
val in Bayerisch-Schwaben auf
die Beine zu stellen. An den drei
Tagen nutzte man außerdem die
Gelegenheit, die Besucher auf die
Freizeitmöglichkeiten und kultu-
rellen Angebote in der Region
aufmerksam zu machen. Beson-
ders gut kam bei den Festivalteil-
nehmern aber die Greenbox an.
Viel Spaß waren garantiert, als
sich Jung und Alt vor der Foto-
wand ablichten ließen.

Als Hintergrund standen der
Heißluftballon über dem Ries, ein
Meteoriteneinschlag, das Dirigen-
tenpult vor einem Massenchor
oder die idyllische Harburg zur

Auswahl. In Sekundenschnelle
entstanden Fotos mit einzigarti-
gem Unterhaltungswert.

Auch Landrat Stefan Rößle,
Vorsitzender des Wirtschaftsför-
derverbandes DONAURIES e.V.,
und die Organisatoren des Blas-
musikfestivals nahmen ein sol-
ches Erinnerungsbild mit nach
Hause. „Der Musikverein Frem-
dingen hat ein tolles Fest auf die
Beine gestellt“, erklärte Landrat
Rößle. „Wir können stolz sein,
dass es in unserer Region so viele
engagierte Menschen gibt, die zu-
sammenstehen und gemeinsam
den Mut haben, ein solches Pro-
jekt umzusetzen. Das ist ein echter
Glückstreffer. Und nicht zuletzt
auch eine schöne Werbung für un-
seren Landkreis.“ 

Endlich Erdgas für
die Gemeinde Zangberg

„Es wäre schön, wenn alle Verhandlungen so zielführend und
ergebnisorientiert wären, wie die mit Energienetze Bayern“, freut
sich Zangbergs 1. Bürgermeisterin Irmgard Wagner. „Jetzt be-
kommen wir endlich ein Erdgasnetz.“

Den entsprechenden Kon-
zessionsvertrag unterzeichneten
Irmgard Wagner und Anton Erb
(Geschäftsführer der Energienet-
ze Bayern GmbH & Co. KG) im
Rathaus in Oberbergkirchen.
Grundlage hierfür war der Be-
schluss vom 11. Juli 2017 im
Gemeinderat. 

„Wir erschließen jetzt nicht
nur das Neubaugebiet Hausman-
ning I,“, so Anton Erb, „ sondern
bauen für Zangberg ein Erdgas-
ortsnetz auf. Denn Erdgas punktet
nach wie vor durch eine Kombi-
nation aus Wirtschaftlichkeit, Effi-
zienz, Komfort und Klimascho-
nung!“ Um für die Gesamter-
schließung des Neubaugebietes
„Hausmanning I“ im Zeitplan zu
bleiben, wird bereits im August

mit der Verlegung der Erdgasroh-
re im Neubaugebiet begonnen. In-
nerhalb von zwei Wochen werden
alle notwendigen Aktivitäten ab-
geschlossen sein. 

Parallel dazu laufen die Pla-
nungen für den Erdgasanschluss
an die bereits vorhandene Erd-
gashochdruckleitung von Amp-
fing über Hundham nach Neu-
markt St. Veit. Auch die Maß-
nahmen für die Errichtung der
Gasdruckregel- und Messanlage
wurden bereits in die Wege ge-
leitet. 

Alle Privathaushalte im Ortsbe-
reich Zangberg werden von Ener-
gienetze Bayern bis Herbst 2017
angeschrieben. Ziel ist es einen
Überblick über den tatsächlichen
Bedarf zu erhalten. 

Freude bei 1. Bürgermeisterin Irmgard Wagner und Anton Erb,
Geschäftsführer der Energienetze Bayern GmbH & Co. KG. 

Kreisrat seit der
Kreisgebietsreform

Kreisrat Winfried Weinbeer konnte am 24. Juli 2017 auf 45
Jahre kommunalpolitisches Ehrenamt zurückblicken. Landrat
Christian Meißner ehrte Winfried Weinbeer als „Kreisrat der
Gebietsreform“, da er in der konstituierenden Sitzung nach
der Kreisgebietsreform am 24.07.1972 als frisch gewählter
Kreisrat vereidigt wurde. 

Acht aufeinanderfolgende
Kreistagswahlen ist Winfried
Weinbeer als Volksvertreter für
den Landkreis Lichtenfels im
Einsatz. „Das zeugt von Aus-
dauer und Willenskraft, aber
auch Beliebtheit bei den Bür-
gerinnen und Bürgern, die
Dich frei gewählt haben und
verdient daher höchsten Re-
spekt“, so Landrat Christian
Meißner.

In den 45 Jahren seines Wir-
kens im Kreistag hat Winfried

Weinbeer mit vier Landräten
zusammengearbeitet. Anfangs
mit Landrat Helmut G. Walt-
her, anschließend mit Ludwig
Schaller und Reinhard Leut-
ner sowie seit fast sechs Jah-
ren nun mit Christian Meiß-
ner.

Winfried Weinbeer ist dienst-
ältester Kreisrat des Kreistages
von Lichtenfels und dürfte da-
mit auch einer der dienstälte-
sten aktiven Kreisräte Bayerns
sein. 

Kreisrat Winfried Weinbeer (l.), Landrat Christian Meißner. 



Staatliche  Förderung

Wir unterstützen Sie bei der Antragstellung auf 
staatliche Investitionszuschüsse für Energie-
Effizienz-Maßnahmen im Sport (Bundesminis-
terium für Umwelt und Bau / BMUB).

Auch die Landessportverbände stehen Ihnen in 
der Regel mit Förderprogrammen zur Seite.

Und vielleicht begeistern Sie mit Ihrer 
Einsparungsidee auch noch weitere Förderer…

Ihr Ansprechpartner 

Frank Stiller

Hörmann Kommunikation & Netze GmbH
Hauptstraße 45-47
D-85614 Kirchseeon
T: 08091 52 232
F: 08091 52 210
E: frank.stiller@hoermann-kn.de   

 www.hoermann-kn.de

www.led-beleuchtungsloesung.de 

Unser Angebot an Sie

Unsere Elektriker sind bundesweit im Sport-
umfeld mit folgendem Angebot im Einsatz:

	Besichtigung mit erster Kostenschätzung
	Leuchtenauswahl und Steuerungsumfang
		Unterstützung beim Fördermittelantrag
		Bei Bedarf Tiefbauarbeiten wie Kabelzug, 

Maststellen, Blitzschutz etc.
		Demontage und Installation
		Umbau der Verteiler und Inbetriebnahme
		Lichtmessungen und Dokumentation

Unsere Expertise 

Über 60 Jahre gelten wir bei unseren Kunden 
als zuverlässiger Partner für technische Dienst-
leistungen. Speziell auch beim Aufbau Erneu-
erbarer Energien und bei geregeltem Licht.

Zahlreiche Gebäude, Industriehallen, Straßen-
leuchten und Sportplätze wurden von uns 
bereits auf LED umgerüstet.

Dabei beraten wir herstellerunabhängig und 
fühlen uns nur der jeweils besten Lichtlösung 
verpflichtet.

Flutlicht · Sporthallen

Wir unterstützen Sie

hErStEllEr- 

UnAbhängIg

lED
für den

Sport



lE
D

WArUm SIE AUF lED UmStEIgEn SolltEn

Besseres, helleres, gleichmäßigeres Licht, 
Einhaltung der geforderten Normen und Einspa-
rung von Energie. Die Beleuchtung mit LED hat 
längst die Sportvereine erreicht, auch weil ihre 
Technik effizient, wartungsarm und verlässlich ist.

KoStEnEInSpArUng

Was bisher nur für Profiklubs finanzierbar war, 
ist jetzt zu einem Bruchteil der bisherigen Kosten 
bezahlbar. Und wird gefördert!

pErFEKtE AUSlEUChtUng 

Die LED-Technik kann nun auch große Flächen 
ausleuchten – zum Beispiel ein Fußballfeld – und 
schaltet die Beleuchtung in Sporthallen tages-
lichtabhängig zu.

 Was Sie beachten sollten

Die DIN gibt für eine gute Sportbeleuchtung 
Normwerte für Helligkeit, Blendwirkung auf die 
Spieler und Gleichmäßigkeit des Lichts vor.

Auf dem Spielfeld selbst wird die Qualität des 
Lichts beeinflusst durch:

  position und höhe der masten bzw. 

Deckenhöhe (im hallenbereich)

  bodenbeschaffenheit 

(Qualität des rasens)

  lichteinfluss durch externe lichtquellen 

wie z.b. Anwohner, Straßenbeleuchtung, 

Vereinsheim, andere Sportplätze bzw. im 

hallenbereich das tageslicht

Die geringen Wartungskosten und die lange 
Haltbarkeit – bitte beziehen Sie diese großen 
Vorteile der LED unbedingt in Ihre Amortisa-
tions- oder Vergleichsrechnungen mit ein.

 Vorteile lED

	Besseres, ggf. gesteuertes Licht
		Einhaltung der geforderten 

Verbandsnormen
		Senkung Ihrer Energiekosten und 

CO2-Emissionen
	Förderung der Nachhaltigkeit
	Inanspruchnahme staatlicher Förderungen
		Rundum-Service inkl. unserer 

Fachberatung
	 Wegfall von Transformatoren, aufwendiger 

Schutzsteuerung, Leuchtmittelwechsel etc.

Flutlichtanlagen 
für Fußball, Tennis, Beachvolleyball,

Eisstockschießen usw.

(Schul-)Sporthallen

Nebengebäude

Parkplätze

 

gerne erstellen wir Ihnen eine 

unverbindliche und individuelle

Kostenrechnung für Ihre Sportanlagen!

Flutlichtanlagen Forstinning Mehrzweckhalle Putzbrunn

B
el
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ch

tu
ng

€ €€€
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